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Fraunhofer-Gesellschaft - 03.12.2018

Kulturerbe erhalten - per Forschung und Hightech



Wie lässt sich Kulturerbe schützen und bewahren? Im Vorstandsprojekt
Kulturerbe entwickeln Forscherinnen und Forscher aus 16
Fraunhofer-Instituten die dazu nötigen Technologien.

Historische Tempel, antike Statuen, Gemälde großer Meister: Kulturerbe
gilt es zu bewahren. Für den Erhalt historischer Kunstschätze sind jedoch
nicht nur Restauratoren zuständig, auch Forschung und daraus resultierende
Hightech-Lösungen sind vonnöten. Wirft man einen Blick in Fraunhofer-Labore,
trifft man auf viele Forscherinnen und Forscher, die an
entsprechenden Lösungen tüfteln. Am Forschungsprojekt Kulturerbe
beteiligen sich insgesamt 16 Fraunhofer-Institute zusammen mit ihren
Partnern, den Staatlichen Kunstsammlungen Dresden und der Sächsischen
Landesbibliothek - Staats- und Universitätsbibliothek Dresden. Der
Fraunhofer-Vorstand fördert das Projekt mit 1,5 Mio Euro. »Damit ist es
eines der größten deutschen Forschungsprojekte auf dem Gebiet des
Kulturerbes«, freut sich Dr. Johanna Leissner, Koordinatorin des
Vorstandsprojekts und Sprecherin der Forschungsallianz Kulturerbe in
Brüssel. Auf der Abschlussveranstaltung in Dresden im September dieses
Jahres wurden die Projektergebnisse präsentiert - ein Beitrag der
Fraunhofer-Gesellschaft zum Europäischen Jahr des Kulturerbes.

3D-Digitalisierung am Fließband

Einer der Wege, unser Kulturerbe für die Nachwelt zu retten, ist die
Digitalisierung der Kunstobjekte in 3D. Auf diese Weise lassen sie sich
jederzeit nutzen, und das parallel: Während Forschungsteams einen
digitalisierten Tempel online untersuchen, können zur selben Zeit
Museumsbesucher auf aller Welt virtuell durch das antike Bauwerk
schlendern.
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CultLab3D: Die mit dem Kulturerbe/Europa Nostra Award 2018
ausgezeichnete Scanstraße digitalisiert vollautomatisch Objekte.

Foto: © Fraunhofer IGD



Bisher war diese Digitalisierung in 3D zeitaufwändig. »Mit unserer
automatisierten Scanstraße namens CultLab3D ist es nun erstmalig möglich,
ganze Museumssammlungen in die digitale Welt zu übertragen«, erläutert
Pedro Santos, Abteilungsleiter am Fraunhofer-Institut für Graphische
Datenverarbeitung IGD in Darmstadt. Einfach den QR-Code des Objekts
einlesen, den Gegenstand auf ein Tablett legen - alles Weitere läuft von
selbst. Heraus kommt eine dreidimensionale digitale Kopie. Und zwar mit
einer hohen Geschwindigkeit: Alle fünf Minuten lässt sich ein neues Objekt
digitalisieren. Neun Kameras nehmen den Gegenstand von mehreren Seiten
auf. Eine Software erstellt aus diesen Aufnahmen die dreidimensionale
digitale Rekonstruktion. Die Methode funktioniert auch mit großen Statuen,
dann allerdings nicht automatisiert, sondern per Hand. So digitalisierten
die Fraunhofer IGD-Forscher den Pergamonaltar - mit einem leichten
Laserscanner. Nun gehen die Forscherteams noch einen Schritt weiter: »Wir
stellen künftig nicht nur die Geometrie, Textur und optischen
Materialeigenschaften, kurz das Äußere eines Objekts dar, sondern
berücksichtigen auch das Innere«, sagt Constanze Fuhrmann,
Wissenschaftlerin und Koordinatorin des Teilprojekts »Neuartige digitale
3D-Material- und Schadensanalyse« am Fraunhofer IGD. »Die von
verschiedenen Technologien gewonnenen Daten zum Inneren und Äußeren des
Objekts werden in einem 3D-Modell einheitlich zusammengeführt und
dreidimensional vor dem Bildschirm im Raum visualisiert.« Die erstmalige
Zusammenführung digitaler Fraunhofer-Verfahren ermöglicht völlig neue
Schadens- und Materialanalysen in 3D, siehe Kasten »Digitale Material- und
Schadensanalyse in 3D«.

3D-Digitalisierung trifft Ultraschall

So haben die Experten den Ansatz von CultLab3D um eine
Ultraschall-Untersuchung erweitert. »Die Restauratoren können also in der
digitalen Darstellung in das Innere des Objekts hineinzoomen und erkennen
somit sofort, ob sich dort Instabilitäten, Korrosion und Löcher
verbergen«, sagt Peter-Karl Weber, Gruppenleiter am Fraunhofer-Institut
für Biomedizinische Technik IBMT. Das Besondere: Solche Untersuchungen
sind nun innerhalb weniger Sekunden abgeschlossen.

Möglich macht es ein elastischer Gurt, der an dem Objekt befestigt wird.
»An ihm ist jeweils ein Ultraschallwandler angebracht. Über eine spezielle
Elektronik können die Wandler zwischen Sender und Empfänger umschalten.
Statt die Ultraschallwandler ständig neu positionieren zu müssen, reicht
es nun, dem Kunstobjekt den Gurt umzulegen. Eine Kamera erkennt über
QR-Codes auf den Wandlern, an welcher Stelle das Ultraschall-Tomogramm
aufgenommen wurde, eine Software fügt die Ultraschallbilder in den
digitalen Scan ein.

Bei Ultraschalluntersuchungen tragen Mediziner ein Gel auf die Haut der
Patienten auf, um den Ultraschall in den Körper zu leiten. Bei
Kunstgegenständen würde das Gel die Objekte beschädigen. Forscherinnen und
Forscher des Fraunhofer-Instituts für Angewandte Polymerforschung IAP
entwickeln daher ein Material, mit dem sich der Ultraschall trocken
einkoppeln lässt. Dieses Material hat die gleichen Eigenschaften wie das
Gel und lässt sich rückstandsfrei entfernen.

Goldemail im Grünen Gewölbe

Eines der berühmtesten Museen Sachsens ist das Grüne Gewölbe im Dresdner
Schloss. Darin befinden sich auch die filigranen Goldemail-Preziosen vom
Hofjuwelier Dinglinger, die den Hofstaat des indischen Großmoguls
darstellen. Diese waren mehrere Jahrzehnte in Vitrinen ausgestellt, die
unbekannterweise viele Schadstoffe ausgasten. Die Folge: Die kunstvolle
Emaillierung platzte Stück für Stück ab. Zwar wurden die Splitter
akribisch gesammelt. Doch wie lassen sie sich wieder fixieren? Die
Anforderungen an ein geeignetes Konservierungsmaterial sind extrem hoch:
Es muss transparent sein, eine sehr lange Haltbarkeit besitzen, ähnliche
Eigenschaften aufweisen wie Glas und darüber hinaus Email und Metall fest
miteinander verbinden.

»Das passende Material - das Email-ORMOCER® - haben wir am
Fraunhofer-Institut für Silicatforschung ISC in Würzburg bereits vor
zwanzig Jahren entwickelt«, erklärt Dr. Gerhard Schottner, der dortige
Abteilungsleiter. Dieser Werkstoff eignet sich nicht nur zur nachhaltigen
Konservierung von Email-Preziosen, sondern, wie sich in der
Restaurierungswerkstatt der Staatlichen Kunstsammlungen Dresden
herausgestellt hat, zum dauerhaften Kleben von Elfenbein und Bergkristall.
Leider waren im Laufe der Jahre die von der Industrie gelieferten
Ausgangsstoffe nicht mehr in der benötigten Qualität erhältlich. Denn
kleinste Unreinheiten können bei der Synthese dieser Silizium-organischen
Verbindungen bereits große Unterschiede bewirken. Was also tun? »Wir
brauchen für den Erhalt von Kulturerbe das beste Material. Die benötigten
Mengen sind aber extrem klein«, erklärt Schottner. Daher sind
Materialentwicklung und Vertrieb unrentabel für ein wirtschaftlich
denkendes Unternehmen. Das Vorstandsprojekt und eine Finanzierung der
Deutschen Bundesstiftung Umwelt boten einen Ausweg. Das ISC-Team
analysierte die Ausgangstoffe sowie Einzelschritte der Herstellung bis ins
kleinste Detail, wie Feuchtigkeit und Temperatur, und untersuchte den
Einfluss der verschiedenen Lösungsmittel auf das Endprodukt. Nun ist fast
geschafft: Das Material ist in der Endphase des Testens, der
verantwortliche Restaurator Rainer Richter von den Staatlichen
Kunstsammlungen Dresden ist höchst zufrieden.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft, 03.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENGLISCH/948: Questions to Mrs Gobbledygook (212) - what about St Nicholas (SB)








Dear Mrs Gobbledygook,

Since some Christmas traditions in Great Britain are completely
different, I'm wondering if there will be a St Nicholas Day in England
on December 6? And how is it celebrated in your country?

Yours

Manon B. (Paris, France)



[image: Raute]


Dear Ms B.,

Saint Nicholas' Day is celebrated on the 6th of December every year.
But I'm afraid that for most children in Britain this means nothing
more than eating another piece of chocolate from their Advent
calendar.

I do know, of course, that there are many traditions and festivities
in continental Europe to mark this special date. By the way, some
legends which entwine themselves around Saint Nicholas would fit
better into a thriller or horror novel today than into the cosy
Christmas season.

One legend has it that three young children got lost. They became cold
and hungry and were found by an evil butcher. The butcher then killed
the children and preserved them in salt. Saint Nicholas is said to
have found the children and brought them back to life. He then
returned them to their families and is now known as the patron saint
of children.

The most famous story about Saint Nicholas concerns a poor man with
three daughters but no money for their dowries, so they couldn't be
married. One night Nicholas dropped a purse of coins down the chimney
into the house so that the eldest daughter would have enough money to
get married. The purse fell into a stocking, put by the fire to dry.
Saint Nicholas did this again, so that the second daughter could marry
as well. When the third daughter was of marriageable age, the father
wanted to find out who the friendly donor was and kept watch by the
fireplace night after night until Saint Nicholas actually returned
with his present for the youngest child. It is said that Nicholas
begged the father not to tell anyone because he did not want his good
deeds to be known. However, the story soon got out and from then on,
whenever anyone received a mystery gift, it was said to be from Saint
Nicholas.

So if you have ever wondered why people in Britain hang stockings up
by the fireplace on Christmas Eve to get Father Christmas (alias Santa
Claus also known as Saint Nicholas) to fill them with gifts and
goodies. That's why.

In Britain nowadays, children will learn about the story of Saint
Nicholas in school and may learn songs or poems. Children will usually
receive chocolate or sweets and sometimes small presents. But there is
no special tradition like in Holland, where children leave clogs and
shoes out on the 5th December, in the hope they will be filled
overnight with chocolates from Saint Nicholas.

So, in fact we do not have any traditional celebrations on the
anniversary of Saint Nicholas' death in Britain. And although some of
the traditions and rituals of Christmas, such as leaving out a shoe or
stocking to be filled, are similar to the traditions of Saint Nicholas
Day, in my opinion also Saint Nicks' Day should definitely become a
much bigger event in the UK!

Yours

Miranda Gobbledygook



4. Dezember 2018
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AUSSTELLUNG/4450: Bamberg - Wie Herzog Max in Bamberg die Zither entdeckte, bis 3.2.2019


Pressemitteilung von: Museen der Stadt Bamberg

Der gute Stern oder Wie Herzog Max in Bamberg die Zither entdeckte

Ausstellungsdauer: 27.11.2018 - 3.2.2019



Von Musikgelehrten lange als "Bauern- und Lumpeninstrument"
verschmäht, wurde die Zither im 19. Jahrhundert das bevorzugte
Instrument des Bürgertums.

Zu verdanken ist das Herzog Max in Bayern (1808-1888). Als der
Wittelsbacher im Jahre 1837 in seiner Geburtsstadt Bamberg den Wiener
Zithervirtuosen Johann Petzmayer hörte, begann eine lebenslange
Passion. Er holte ihn als Hofmusiker nach München und machte ihn zu
seinem Lehrmeister. Auch seine Tochter Sisi, spätere Kaiserin von
Österreich, erlernte bei Petzmayer das Zitherspiel. Die Ausstellung
spannt den Bogen von der Entwicklung der Zither zum abenteuerreichen
Leben des komponierenden, dichtenden und musizierenden Herzogs.

Ausgewählte Exponate und Musikstücke zeigen die Anfänge des
Instruments mit Monochord und Scheitholt über die Kratzzither bis hin
zur modernen Konzertzither. Ihre kulturelle Bedeutung in Bayern,
Europa und der ganzen Welt wird anhand verschiedener
Themenschwerpunkte aufgezeigt. Illustrierte Notenbücher und Graphiken
aus dem 19. Jahrhundert verdeutlichen, dass die bis heute lebendige
Alpenfolklore, die der Zither anhaftet, mit dem Wirken von Herzog Max
eng in Verbindung steht. Ungewöhnliche Exponate aus der
ethnographischen Sammlung der Museen der Stadt Bamberg demonstrieren
die unglaubliche Klang- und Formenvielfalt der Zither weltweit. Die
spezielle Rolle der Volksmusik in Deutschland bei der nationalen
Identitätsbildung wird am Beispiel der Zither gezeigt. Auch von den
Auswanderern, die die Zither mit in ihre neue Heimat brachten und vom
Missbrauch der Zithermusik im Nationalsozialismus zur Gleichschaltung
der Gesellschaft ist die Rede. Ein Höhepunkt der Ausstellung ist das
Zitherfestival am 11.1. und 12.1. 2019 in der Stadtgalerie Bamberg -
Villa Dessauer.

Begleitprogramm

Die musikalische Bandbreite der Zither lässt sich am besten live
erleben. Daher werden im Rahmen eines Begleitprogramms zur Ausstellung
moderne Zithervirtuosen aus Deutschland, Tschechien und Österreich
ihre vielfältigen Künste unter Beweis stellen.

Sonntag, 9.12.2018, 14 Uhr, Historisches Museum

Konzert "Regnitztaler Saitenmusik"

Das Erlanger Ensemble, bestehend aus Gertrude Heldmann - Zither, Rolf
Stock - Zither, Christa Papesch - Gitarre, Konrad Grasser -
Kontrabass, widmet sich hauptsächlich der Volksmusik und des deutschen
Volksliedgutes. Auch Stücke Alter Meister des 16. bis 18. Jahrhunderts
gehören zum Repertoire. Eintritt: 4 EUR, ermäßigt 3 EUR

Zitherfestival 11. 1. und 12. 1. 2019

Stadtgalerie Bamberg - Villa Dessauer, Hainstr. 4 a, Bamberg

Freitag, 11.1.2019, 19 Uhr

Konzert "Klingende Zithergeschichte"

Der Schauspieler Josef Ludwig Pfitzer und die Zitherspieler/in Petra
Hamberger, Gerhard Wunderlich und Jonathan Fiegl nehmen die Zuhörer
mit auf eine Reise durch die Zeit, angefangen mit dem Klang des
mittelalterlichen Scheitholts. Bild-Projektionen, schauspielerische
Szenen, originale Texte aus der jeweiligen Epoche und passende
Kostümen machen das Konzert zu einem Erlebnis. Eintritt: 15 EUR,
ermäßigt 10 EUR

Samstag, 12.1.2019, 13 - 16 Uhr

Zitherschnuppertag mit Workshop

"Zither spielen - lernen" mit fränkischen Zitherlehrern (Gerhard
Wunderlich, Frank Bluhm, Ruth Vogelbacher). Probespielen,
Kurzkonzerte, Instrumentenausstellung.

Voranmeldung: museum@stadt.bamberg.de / 0951 87-1142, Eintritt frei

Samstag, 12.1.2019, 19 Uhr

e-Zither-Nacht

Vier Meister der Zither zeigen ihre Kunstfertigkeit an elektronischen
Instrumenten. Mit dabei der Zither-Manä (Manfred Zick), der schon in
den 1980er Jahren mit seinem legendären Zither-Rock auf sich
aufmerksam machte. Der Stil von Michal Müller aus Tschechien ist
geprägt von Blues und Folk. Steffen Hempel aus Thüringen hat sich auf
Balladen der Pop-Rock-Musik spezialisiert. Der Tiroler Martin Mallaun
steht mit seinen elektronischen Klanginstallationen für experimentelle
Musik. Eintritt: 15 EUR, ermäßigt 10 EUR

Sonntag, 27.1.2019, 14 Uhr, Historisches Museum Bamberg

Frank Bluhm Trio

Frank Bluhm (Zither), Iris Bluhm (Gitarre) und Gerd Semle (Kontrabass)
sind über die Grenzen Frankens bekannt für ihre Interpretationen
verschiedener Jazz-Standards u. a. von George Gershwin, Frank
Churchill, Glenn Miller, Duke Ellington und Django Reinhardt.
Eintritt: 4 EUR, ermäßigt 3 EUR

Sonntag, 3.2.2019, 11 Uhr, Historisches Museum Bamberg

Wildenberg Saitenmusik

Auf Zither, Hackbrett und Gitarre spielt die Wildenberg Saitenmusik
(Gerhard Wunderlich, Edith Dumler, Gerhard Rettenmeier, Helmut
Reichel) alpenländische Volksmusik. Eintritt: 4 EUR, ermäßigt 3EUR

Kartenvorverkauf für Begleitveranstaltungen an den Museumskassen
Sammlung Ludwig / Historisches Museum oder unter
museum@stadt.bamberg.de bzw. Tel. 0951 87-1142

MUSEEN DER STADT BAMBERG

Historisches Museum Bamberg

Alte Hofhaltung, Domplatz 7, 96049 Bamberg

Tel. +49 (0)951.51 90 746 (Kasse)

Tel. +49 (0)951.87 1142 (Verwaltung)

www.museum.bamberg.de - museum@stadt.bamberg.de

Öffnungszeiten der Winterausstellung:

27.11. 2018 - 3.2.2019 | Di-So und feiertags 10-17 Uhr

bis 13.1.2019 täglich 10-17 Uhr

24.12.2018 11-16 Uhr | 1.1.2019 13-17 Uhr

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 222 83 - 181, Fax: 0221 / 222 83 - 322

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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KURSUS/5007: Mönchengladbach - VHS-Programm vom 17. bis 20. Dezember


Stadt Mönchengladbach

VHS-Programm vom 17. bis 20. Dezember



Auch in der letzten Woche vor den Ferien bietet die Volkshochschule
noch Seminare, Workshops und Vorträge an. Einen Überblick erhalten Sie
hier. Weitere Informationen und Anmeldung sind unter www.vhs-mg.de
oder Tel. 02161/25-6400 möglich.

Forum Gesundheit: Langfristig erkankt. - Welche Hilfen gibt es?

In diesem Vortrag werden die Teilnehmer über die Folgen einer
langfristigen Erkrankung informiert. Welche Unterstützung sie erhalten
können und welche Rechte Ihnen zustehen.

17.12.2018, 18:00 - 20:15 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182F2002F

Kosten: keine

Professionelles Webdesign

Die Teilnehmer lernen im dreitägigen Seminar Schritt für Schritt, wie
ein gutes Webdesign konzipiert und technisch einwandfrei umgesetz
werden kann. Der Fokus liegt dabei auf en Möglichkeiten, die HTML5 und
CSS3 mittlerweile zur Verfügung stellen. Dazu erhalten Sie einen
Überblick über die Neuerungen von CSS3 und gestalterische
Möglichkeiten, die ein professionelles Webdesign ausmachen. Im Seminar
wird der Editor von Visual Studio Code verwendet.

bis 20.12.2018, 9:00 - 16:00 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182B5703T

Kosten: 540 Euro

Bezauberndes Weihnachtsmenü

Die Teilnehmer kochen ein Weihnachtsmenü, dass aus 3 Gängen besteht.
Mit frischen Zutaten und winterlichen Gewürzen stimmen Sie sich auf
Weihnachten ein.

18.12.2018, 18:00 - 21:30 Uhr

Volksverein MG, Geistenbecker Straße 107

Kurs-Nr.: 182F4599F

Kosten: 48 Euro, inkl. 18 Euro für die Zutaten

Sherlock Holmes - Englische Literatur mit Tee und Gebäck

Bei Tee und Gebäck genießen die Teilnehmer Abenteuer von Dr. Watson
und Sherlock Holmes, die auf Englisch und Deutsch gelesen werden.

19.12.2018, 17:00 - 19:00 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182G1072S

Kosten: 12,50 Euro

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.11.18

Stadt Mönchengladbach - Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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LESUNG/4199: Braunschweig - "Eine Weihnachtsgeschichte" von Charles Dickens, 6.12.2018


Stadt Braunschweig

Andreas Jäger liest aus "Eine Weihnachtsgeschichte" von Charles
Dickens



Braunschweig. In der Reihe "Kultur vor Ort" liest der Schauspieler
Andreas Jäger am Donnerstag, 6. Dezember, um 17 Uhr in der
Pfarrscheune Ölper, Kirchbergstr. 2, aus "Eine Weihnachtsgeschichte"
von Charles Dickens. Veranstalter ist der Fachbereich Kultur und
Wissenschaft der Stadt Braunschweig. Die Geschichte ist für Kinder ab
zehn Jahren geeignet und für Erwachsene Die Lesung dauert etwa 60
Minuten, ohne Pause. Der Eintritt beträgt für Kinder und Erwachsene
fünf Euro; Gruppen ab fünf Personen zahlen vier Euro pro Person.
Informationen und Reservierungen unter Telefon 0531-470 4862.

Die spannende Geschichte wird aus dem Originaltext gelesen. Sie ist
auch ein Plädoyer für die Menschlichkeit. Es geht dabei um den alten
Herrn Scrooge, der nicht nur ein ganz schöner Geizkragen, ist, sondern
auch ein richtiger Miesepeter. Nicht mal das Weihnachtsfest kann sein
kaltes Herz erwärmen. Doch dann bekommt er Besuch von Geistern der
Weihnacht, die ihm sein eigenes Ich in verschiedenen Varianten zeigen
und ihn letztlich bekehren, ein guter und wohltätiger Mensch zu
werden.

Im Dezember 1843 erschien die Erzählung. Sie wurde vielfach verfilmt
und für die Bühne adaptiert. Es gibt Hörspielfassungen, Comics und
sogar eine eigene Braunschweiger Version.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.11.18

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309 - 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/4198: Lippstadt - Unweihnachten. Eine unterhaltsame Konzertlesung am 08.12.2018


Stadt Lippstadt

Unweihnachten - eine unterhaltsame Konzertlesung mit Heikko Deutschmann

Texte von Harald Martenstein kombiniert mit einer Jazz-Version des Weihnachtsoratoriums



Lippstadt. "Unweihnachten" ist eine originelle Mischung von Musik und
Text, die das unsentimentale Herz rührt, eine Konzertlesung der
besonderen Art, die den Blick auf das Weihnachtsfest sicher prägen
wird - denn die "besinnliche Zeit" wird ordentlich durch den Kakao
gezogen. Wer das erleben möchte, hat am Samstag, 8. Dezember in der
Aula des Evangelischen Gymnasiums dazu die Möglichkeit. Der
preisgekrönte Kolumnist Harald Martenstein definiert in seinen
Weihnachtsgeschichten den Begriff Besinnlichkeit neu. Mit seiner
unverwechselbaren Komik betrachtet er das Familienfest von der
skurrilen Seite. Er seziert mit überraschenden Pointen die
Geborgenheit und den häuslichen Frieden. Weihnachten ist "das
sentimentalste Fest, das wir kennen, befrachtet mit einer Sehnsucht
nach heiler Welt". Diese unweihnachtlichen Weihnachtsgeschichten
leuchten mit viel Sarkasmus durch die Schrille Nacht.

Heikko Deutschmann verleiht mit seiner charismatischen Stimme den
schwarzhumorigen Geschichten die besondere Würze. Der beliebte
Schauspieler, der erfolgreich Kino, Fernsehen und Theater bespielt,
ist einer der gefragtesten Hörbuchsprecher. Er versteht es
vortrefflich, Worte zu Bildern werden zu lassen und die Zuhörer mit
Timing und Timbre zu fesseln. Er ist der perfekte Interpret für den
feinsinnigen Humor von Harald Martenstein. Gemeinsam mit dem Oboisten
und Komponisten Manuel Munzlinger wird aus dem Abend ein konzertantes
Erlebnis. Munzlingers Kompositionen illustrieren die Satiren von
Harald Martenstein musikalisch. Seine ungewöhnlichen Arrangements
changieren zwischen Klassik und Jazz und begeistern Presse sowie
Publikum. An diesem Abend spielt er mit seinem Ensemble oboe in jazz
eine lustige Jazz-Version des Weihnachtsoratoriums von Johann
Sebastian Bach und Werke von Ennio Morricone, Antonio Vivaldi und
Astor Piazzolla.

Musik: Manuel Munzlinger & oboe in jazz (Manuel Munzlinger (Oboe), HD
Lorenz (Bass), Stanley Schätzke (Piano)

Sprecher: Heikko Deutschmann

Stückeinführung um 19.15 Uhr von Linda Keil.

Termin: Samstag, 8. Dezember 2018, 20 Uhr

Ort: Aula des Evangelischen Gymnasiums Lippstadt, Beckumer Straße 61,
59555 Lippstadt

Preise: 24,- / 22,- / 19,- Euro / ermäßigt: 12,- / 11,- / 9,50 Euro

Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 29. November 2018

KWL Lippstadt GmbH

Tel: 02941/988780

E-Mail: info@kwl-lippstadt.de
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TREFF/1286: Magdeburg - Tipps und Termine für eine kulturvolle Adventszeit


Landeshauptstadt Magdeburg

Tipps und Termine für eine kulturvolle Adventszeit

Konzerte, Schauspiel und besondere Museumsveranstaltungen



Nicht nur der Weihnachtsmarkt erstrahlt in bunten Farben und versüßt
mit vielen Leckereien die Vorweihnachtszeit, sondern auch zahlreiche
Kulturveranstaltungen warten auf die Magdeburgerinnen und Magdeburger
sowie die Gäste der Landeshauptstadt. Im Folgenden einige Empfehlungen
des Konservatoriums, des Gesellschaftshauses, des Theaters, des
Kunstmuseums sowie für Märchenfreunde im AMO-Kulturhaus:

Etliche Adventskonzerte mit Solisten und Ensembles des Konservatoriums
"Georg Philipp Telemann" werden die kalte, dunkle Jahreszeit mit
weihnachtlichen Klängen erhellen. So lädt der Magdeburger Knabenchor
zu seinen Adventskonzerten am Sonntag, den 16.12.2018 um 17.00 Uhr in
die Kulturscheune Moritzhof und am Freitag, den 21.12. um 19.15 Uhr in
die Kathedrale St. Sebastian ein. Die Leitung hat Frank Satzky.

Die traditionellen Weihnachtskonzerte des Jugendsinfonieorchesters des
Konservatoriums (Leitung Bernhard Schneyer) und des Großen
Streichorchesters (Leitung Magdalena Engel) unter dem Titel "Tanz zu
den Sternen" finden am Freitag, 14.12.2018, um 19.00 Uhr und am
Samstag, 15.12.2018, um 16.00 Uhr in der Johanniskirche statt. Neben
weihnachtlichen Klängen werden u.a. Werke von Ludwig van Beethoven,
Antonin Dvorak und Filmmusiken erklingen. Tickets zum Preis von 10,00
Euro / 7,00 Euro (zzgl. VVK- und Systemgebühr) sind im Vorverkauf an
allen bekannten Vorverkaufsstellen in Magdeburg erhältlich.

Ein weiteres weihnachtliches Konzert gestalten das Zupforchester des
Konservatoriums und das Zupforchester Dahlenwarsleben e.V. (Leitung:
Torsten Kahler) gemeinsam mit dem Großen Bläserensemble (Leitung:
Günter Schaumberger) am 18.12. um 19.00 Uhr in der Pauluskirche. Die
Zuhörer können sich auf beliebte und bekannte Weihnachtsmelodien
freuen. Der Eintritt ist frei.

Am Mittwoch, 12.12.18 präsentieren Schülerinnen und Schüler des
Fachbereiches Streichinstrumente ihr Können und am Donnerstag,
13.12.18 wird zum Konzert der Tasteninstrumentalisten herzlich
eingeladen. Diese Konzerte beginnen jeweils um 18.00 Uhr im
Konzertsaal des Konservatoriums. Der Eintritt ist auch hierfür frei.

Mit Angeboten für alle Altersstufen startet das Magdeburger
Gesellschaftshaus in den Advent. Für vorweihnachtliche Stimmung sorgt
das Programm "Magdeburg goes to Bethlehem" am Sonnabend, 8.12.18 um
15.00 Uhr. Der aus Film und Fernsehen bekannte Schauspieler Hartmut
Becker liest spannende Geschichten und Gedichte um die Weihnachtszeit
von Matthias Claudius, Jean Anouilh, James Krüss, Marianne-Christine
Scharfenberg, Gasub Sirchan, Joachim Ringelnatz, Hermann Hesse,
Johannes Bobrowski und anderen. Musikalisch begleitet und kommentiert
wird das Programm für Kinder ab 5 Jahren und ihre Familien von dem
international renommierten Jazzpianisten Stefan Schultze.

Das Leipziger Ensemble "enchore leipzig" gestaltet die "Vokalmusik zur
Weihnacht" am Zweiten Weihnachtsfeiertag um 19.30 Uhr. Die sieben
Sängerinnen wurden durch eine jahrelange Gesangsausbildung beim MDR
Kinderchor geprägt und präsentieren in ihrem Weihnachtsprogramm
Kompositionen der Renaissance, Lieder der Romantik und zeitgenössische
Chorliteratur.

"Friede, Freude, Weihnachtskekse" heißt schließlich als heiterer
Rückblick auf die Feiertage das Programm des Film- und
Fernsehschauspielers Götz Schubert und des Musikers Manuel Munzlinger
mit seinem Ensemble "oboe in jazz" am Sonntag, 30.12. 17.00 Uhr, im
Gartensaal des Gesellschaftshauses. Klassiker und neue literarische
Fundstücke ergänzen sich mit überraschend humorvollen Jazzadaptionen.

Das Gesellschaftshaus weist auf sein Mini-Abonnement "Konzerte à la
carte" hin, mit dem in drei Konzertreihen des "Hauses der Musik"
geschnuppert werden kann. Aus den Abonnement-Reihen "Kammermusik",
"Klaviermusik" und "Sonntagsmusik" kann dabei je ein Konzert
ausgewählt und mit dem Gutschein eine Eintrittskarte eingelöst werden.
Das äußerst musikalische Geschenk gibt's für 30 Euro im Volksstimme-
Service-Center Magdeburg, an der Konzertkasse im Gesellschaftshaus
sowie über die Tickethotline 0391/ 540 6777.

Auch das Theater Magdeburg lädt in der doch meist hektischen
Adventszeit herzlich zum Verweilen und Genießen ein und bietet auch im
Dezember ein abwechslungsreiches Programm aus Konzert, Ballett und
Schauspiel.

Der Nussknacker

Ballett in zwei Akten von Gonzalo Galguera nach E.T.A. Hoffmann

Musik von Peter Tschaikowsky

Termine: 1.12., 9.12., 23.12., 29.12.2018

Weihnachtliche Märchenstimmung mit diesem tänzerischen Klassiker

Die Zauberflöte

Deutsche Oper in zwei Akten von Wolfgang Amadeus Mozart

Termine: 2.12., 15.12., 25.12.2018

märchenhaft-moderne und doch ganz mozartsch

Das Mädchen mit den Streichhölzern

von Klim | Ein Monolog im Dunkel der Erinnerung

Termine: 2.12., 8.12., 13.12.2018

Wo ein Schatten ist, da ist auch Licht...

Peterchens Mondfahrt

Weihnachtsmärchen 2018 | Nach dem Märchen von Gerdt von Bassewitz

Termine: 3.12., 4.12., 5.12., 10.12., 11.12., 12.12., 13.12., 17.12.,
27.12., 29.12.2018

Eine Geschichte um Tradition, Hilfsbereitschaft und ein zauberhaftes
Abenteuer

Don Pasquale

Oper von Gaetano Donizetti

Termine: 6.12., 28.12.2018

leichthändig, charmant und lustig

Gräfin Mariza

Operette von Emmerich Kálmán

Termine: 8.12., 16.12., 31.12.2018

bekannte Operettenmelodien verzaubern und entführen in andere Welten

Die schöne Wassilissa und der Feuervogel

Weihnachtsballett der Theaterballettschule Magdeburg e.V.

Termin: 9.12.2018

Weihnachtsstimmung garantiert!

Erste Liebe

Ein musikalischer Abend von Ralph Opferkuch

Termine: 9.12., 23.12.2018

Ein Liederabend über eine Liebe, die an Weihnachten beginnt.

Warten auf Godot

Von Samuel Beckett

Termine: 16.12., 27.12.2018

Skurril-nachdenkliche Anekdote auf das Leben

»Kunst«

von Yasmina Reza

Termine: 11.12., 20.12.2018

geistvoll-brillante Geschichte über Freundschaft

Sinfoniekonzert

Termin: 13.12.2018

Klaviermelodien laden zum Träumen ein

Das Knurren der Milchstraße

von Bonn Park

Termin: 14.12.2018

Wie wichtig es ist, zu beschützen, was uns am Herzen liegt.

Die Präsidentin

Nach dem gleichnamigen Comicbuch von François Durpaire und Farid Boudjella

Termine: 14.12., 15.12.2018

politisches Theater der Sonderklasse

Zeit der Kannibalen

Nach dem gleichnamigen Drehbuch von Stefan Weigl

Termin: 15.12.2018

Über die Gefahren der Globalisierung

Bezahlt wird nicht!

von Dario Fo

Termine: 16.12., 25.12.2018

Hochkomische Kritik am Konsumwahnsinn

Pippi Langstrumpf

Schauspiel nach dem gleichnamigen Roman von Astrid Lindgren

Termine: 20.12., 21.12.2018

Kindheitserinnerungen auf der Bühne.

La Bohème

Oper von Giacomo Puccini

Termine: 22.12., 30.12.2018

Ganz große Gefühle

 Weihnachtskonzert

 Termin: 26.12.2018

Die Ratten

von Gerhart Hauptmann

Termin: 26.12.2018

Das ganze Leben in einer Berliner Tragikomödie.

 Bunbury

 von Oscar Wilde

Termin: 29.12.2018

Herrlich-intelligente Komödie zum Jahresende.

Tickets für alle Veranstaltungen gibt es an der Theaterkasse im
Opernhaus sowie im Onlineshop des Theater unter 

http://shop.theater-magdeburg.de/eventim.webshop/webticket/eventlist.

Im AMO-Kulturhaus wird es rund um den 2. Advent fantastisch
märchenhaft mit der russischen Version der Pinocchio-Erzählung "Das
goldene Schlüsselchen". Das Weihnachtstheater der Schaubühne Magdeburg
e. V. lädt vom 7. bis 10. Dezember kleine und große Märchenfreunde ein
zuzuschauen, wie die kleine Holzpuppe mit der langen Nase wieder zum
Leben erwacht. "Das goldene Schlüsselchen" ist das bekannteste
Kinderbuch des russischen Schriftstellers Leo Tolstoi (1828-1910) und
gehört zur Weltliteratur. Tolstoi veröffentlichte mit dem Werk, das
bis heute immer wieder neu aufgelegt wird, seine Version des
italienischen Kinderbuchklassikers "Pinocchio". Darin erzählt er von
den fantastischen Abenteuern der Holzpuppe Burattino, die nach einigen
turbulenten Ereignissen in den Besitz eines kleinen goldenen
Schlüssels gelangt. Mit seinen Freunden Pierro, Malwina und dem Hund
Artemon versucht das pfiffige Kerlchen, das Geheimnis des goldenen
Schlüsselchens zu lösen. Dabei stört er immer wieder die Pläne des
Puppentheaterdirektors Karabas Barabas.

Die Aufführungen am Freitag, 7. Dezember, und Montag, 10. Dezember
(Beginn jeweils um 9.00 Uhr) sind Schulklassen und Kindertagesstätten
vorbehalten. Weitere Vorstellungen für alle Interessierten gibt es am
Samstag, 8. Dezember, und Sonntag, 9. Dezember, jeweils um 13.30 Uhr
und 15.30 Uhr. Karten für das Weihnachtsmärchen im AMO-Kulturhaus gibt
es an allen bekannten Vorverkaufsstellen. Kinder zahlen 6 Euro
Eintritt, Erwachsene 9 Euro. Bei Gruppen ab zehn Kindern kostet das
Ticket 5 Euro pro Kind, für einen Betreuer ist der Eintritt frei.

Und wer bei all dem Adventstrubel etwas Ruhe sucht, kann zum Beispiel
die Magdeburger Museen ansteuern. So präsentiert das Kunstmuseum
Kloster Unser Lieben Frauen am 12. Dezember um 19.00 Uhr beim
Mittwochabend im Kunstmuseum Schenkungen und Neuerwerbungen für den
Sammlungsbestand. Einen Tag später, am 13. Dezember, wird zum
Studierenden-Tag im Kunstmuseum eingeladen: An diesem Tag in der
Vorweihnachtszeit gibt es im Kunstmuseum kostenlose Führungen für
Studierende um 11.00, 13.00 und 15.00 Uhr. Und für die jüngeren
Magdeburgerinnen und Magdeburger gibt es am pünktlich zum ersten
Ferientag am 19. Dezember ab 15.00 Uhr ein Weihnachtsbasteln im
Kinderatelier des Kunstmuseums! Diese Angebote sind allesamt
kostenlos.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.11.18

Landeshauptstadt Magdeburg

Büro des Oberbürgermeisters
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TREFF/649: Norden - Bücherfrühstück in der Stadtbibliothek am 12.12.2018


Stadt Norden

Bücherfrühstück in der Stadtbibliothek

Mittwoch, 12. Dezember um 10 Uhr



Am Mittwoch, den 12. Dezember um 10 Uhr findet in der Norder
Stadtbibliothek das letzte Bücherfrühstück im alten Jahr statt.

Bei einem gemütlichen Frühstück werden den Bürgerinnen und Bürgern der
"Generation 50+" wieder empfehlenswerte neue Bücher vorgestellt. Die
Veranstaltung wird wie immer durchgeführt von Ursula Keunecke und Vera
Wienkämper.

Die Anmeldung ist ab sofort unter der Telefonnummer 04931/ 923 353
möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.11.18
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MELDUNG/164: Menschenrechte gelten auch beim Klimaschutz


Fian - Pressemitteilung vom 3. Dezember 2018

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

Menschenrechte gelten auch beim Klimaschutz -

FIAN unterstützt Appell der UN-Menschenrechtskommissarin



Köln, 03.12.2018. Zum Auftakt der 24. Internationalen Klimakonferenz in
Katowice unterstützt FIAN den Appell der Hohen Menschenrechtskommissarin
der Vereinten Nationen, Michelle Bachelet, an die Staaten, ihre Beiträge
zum Klimaschutz zu verstärken und Menschenrechte als verbindliche Kriterien
in die Regeln zur Umsetzung des Klimaschutzabkommens von Paris
aufzunehmen.

In ihrem offenen Brief verweist Michelle Bachelet zum einen auf den
jüngsten Sonderbericht des Weltklimarats über die Folgen einer globalen
Erwärmung um 1,5°C. Darin wird deutlich, dass die Begrenzung der
Erderwärmung auf 1,5°C deutlich weniger schwerwiegende Folgen für
Ernährung, Wasserversorgung, Gesundheit, Sicherheit und die Ökosysteme hat
als eine Erwärmung auf 2°C. Auch die Notwendigkeit für Anpassungsmaßnahmen
fallen geringer aus.

"Die Bundesregierung muss ihren Beitrag zum Klimaschutz verstärken und sich
in Katowice dafür einsetzen, dass die Beachtung der Menschenrechte ein
verbindliches Kriterium für die Umsetzung des Pariser Klimaabkommens wird",
appelliert Gertrud Falk, Klimareferentin von FIAN Deutschland.
"Deutschland hat mit der Unterzeichnung des "Genfer Versprechen zu den
Menschenrechten" seine Unterstützung dafür erklärt. Diesen Worten müssen
nun Taten folgen."

Die 24. Internationale Klimakonferenz findet vom 3.-14. Dezember in
Katowice, Polen, statt. Auf der Konferenz sollen die Richtlinien zur
Umsetzung des Klimaabkommens von Paris beschlossen werden.


Weitere Informationen:

Offener Brief der Hohen Menschenrechtskommissarin der Vereinten
Nationen:

https://www.ohchr.org/Documents/Issues/ClimateChange/OpenLetterHC21Nov2018.pdf

Sonderbericht des Weltklimarats (IPCC) über die Folgen einer globalen
Erwärmung um 1,5°C:

https://www.de-ipcc.de/256.php

Genfer Versprechen zu den Menschenrechten (Geneva Pledge on Human
Rights):

http://climaterights.org/our-work/unfccc/geneva-pledge/

FIAN-Broschüre "Klimawandel und Menschenrechte":

https://www.fian.de/fileadmin/user_upload/bilder_allgemein/Themen/Klima/FIAN_Klimabroschuere_2018_Web.pdf

Webseite der 24. Internationalen Klimakonferenz in Katowice:

http://cop24.katowice.eu/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Dezember 2018
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REZENSION/026: Inger-Maria Mahlke - Archipel (SB)


Inger-Maria Mahlke

Archipel

von Christiane Baumann



Geschichte unter dem "Okular eines Mikroskops"

Eine Begegnung mit der Buchpreisträgerin Inger-Maria Mahlke und
ihrem Roman "Archipel" in Magdeburg (21.11.2018)

Wie viel Magdeburg steckt im Roman Archipel, wird Inger-Maria
Mahlke im Magdeburger Forum Gestaltung gefragt? Das zielt
weniger auf die Geschichte, die auf der Kanareninsel Teneriffa
angesiedelt ist. Es geht um Schreibkontexte, Inspirationen, denn die
Autorin war 2017, als sie am Roman arbeitete, Stadtschreiberin in der
Elbestadt. Mahlke beginnt von traumhaften Sonnenuntergängen mit
Elb-Blick zu erzählen. Man spürt, dass sie mit Magdeburg eine Zeit
kreativen Arbeitens verbindet. Erst 25 Prozent des Romans waren
fertiggestellt, als sie an die Elbe kam. Am Ende ihres
Magdeburg-Intermezzos lag das Buch vor. Vor kurzem wurde Mahlke für
Archipel nun der Deutsche Buchpreis, die bedeutendste
Auszeichnung, die der deutsche Buchhandel zu vergeben hat, verliehen.
Es ist der vierte Roman der Schriftstellerin, die 1977 in Hamburg
geboren wurde und deren Mutter aus La Laguna auf Teneriffa stammt, wie
sie während der Lesung erzählt. Ihre Wurzeln erklären die Affinität
zur Kanareninsel, auch, dass spanische Worte, Sätze, Motti und Lieder
wie selbstverständlich in den Text eingewoben sind. So entsteht ein
authentischer Sound, wobei das notwendige Nachschlagen im beigefügten
Glossar den Lesefluss und den Sog, in den man bei der Lektüre gerät,
stört. Fast scheint es, als sei das beabsichtigt, denn viele Daten und
Ereignisse aus der spanischen Geschichte wie die "Nacht von Tejero"
oder Details zum Westsahara-Kolonialkrieg, die Mahlke "antippt",
dürfte selbst der politisch interessierte Leser nicht parat haben. So
fordert der Roman während der Lektüre nachdrücklich zur Recherche auf
und durchkreuzt Lesegewohnheiten.




[image: Foto: © 2018 by Christiane Baumann]

Inger-Maria Mahlke präsentiert ihr Buch

Foto: © 2018 by Christiane Baumann



Das trifft auch für die Romankonstruktion zu. Die Geschichte beginnt
in der Gegenwart und arbeitet sich in Zeitschritten in die
Vergangenheit vor, beziehungsweise zurück. Die Vergangenheit wird in
der Gegenwart, im Moment des Erzählens, zum Aktionsraum der Zukunft.
Dabei interessiert weniger die Rekonstruktion des Vergangenen, was die
wie zufällig eingeblendet wirkenden Wirklichkeitsausschnitte
unterstreichen. Das chronologische Vorwärtserzählen, so Mahlke,
stelle die Gegenwart in zwanghaft kausale Zusammenhänge und verdecke
die Fülle an Möglichkeiten, die individualbiographisch und
gesellschaftlich andere Realitäten hervorgebracht hätten. Mahlkes
episodenhaftes Erzählen verfolgt die Charaktere nicht in ihrer
Entwicklung, sondern erhellt ihre "verschiedenen Identitäten", wie sie
es nennt, in einer bestimmten Lebenssituation, schlaglichtartig.
Alternativen werden denkbar, sowohl auf der individualbiographischen
als auch auf der sozialen Ebene. Denn - und das ist das Herausragende
an Mahlkes Buch: Ihr Familienroman, der über vier Generationen
einhundert Jahre spanischer Geschichte aus der Inselperspektive
Teneriffas ausschreitet, lässt in den szenischen Momentaufnahmen aus
den Jahren 1919 bis 2015 ein gesellschaftliches und historisches
Panorama entstehen: von der englischen Präsenz auf der Insel nach dem
Ersten Weltkrieg, über die Etablierung des Faschismus, den Spanischen
Bürgerkrieg, den Zweiten Weltkrieg, den Terror unter Franco bis zu den
blutigen Kämpfen um Westsahara. Alles findet auf der Insel en
miniature seinen Widerhall, muss in seinen Zusammenhängen aber vom
Leser erschlossen werden.

Die Geschichte beginnt 2015 mit einer Ausstellung. Wie in einem Prisma
laufen im Kreis der schönen Künste in Santa Cruz, in der
Kunststudenten und Nachwuchskünstler Werke der Surrealisten "neu" (12)
interpretieren, die Fäden zusammen: Liebe und Familie, Politik und
Geschichte, Kunst. Ana und Felipe sehen sich mit ihrer Tochter Rosa
die Ausstellung "80 Jahre surrealistische Konferenz" an, die an die
Präsentation der Surrealisten, unter anderem Andrè Breton, Benjamin
Péret und Oscar Dominguez, auf Teneriffa im Jahr 1935 erinnert. Die
Szene spiegelt die Brüchigkeit der bürgerlichen Fassade wider. Da ist
zunächst Rosa, bei der sich die Familienstränge der Bernadottes und
Bautes kreuzen. Sie hat ihr Kunststudium in Madrid hingeworfen und
gibt sich dem massenhaften Konsum des Reality-TV-Movies
Survivor hin, einer Art Überlebenstraining für Inselbewohner.
Ihr Vater Felipe Bernadotte, als Historiker gescheitert an seiner in
die franquistische Repression verstrickten aristokratischen Dynastie,
ist Alkoholiker und ohne Job. Ihre Mutter Ana Baute, Staatssekretärin
im Tourismus-Ressort, kämpft mit einem Korruptionsskandal. Gefragt
sind keine politischen Inhalte, sondern geschicktes Taktieren. Sie
trauert nicht um den politischen Weggefährten, sie zieht sich etwas
an, "das nach Trauer aussieht" (77), vor allem etwas Bezahlbares wie
Zara oder Mango, obwohl ihr Chanel lieber wäre. Anas und Felipes Ehe
existiert nur noch auf dem Papier. Man gibt das Bild der intakten
Familie. Der Ausstellungsbesuch ist Pflicht, trifft sich doch dort die
Politprominenz der Insel. Das ist insofern grotesk, weil es die
Surrealisten waren, die nach dem Ende des Ersten Weltkriegs gegen die
saturierte Bürgerlichkeit protestierten, das Establishment ablehnten
und Revolution und Anarchie propagierten. Es ist der Anfang des
Romans, der Nachklänge auf den Surrealismus einfängt. "Sie nennen
es Kunst" (61) - postet Rosa zur Ausstellung. Ihr Kunststudium
beschreibt sie als Verzweiflung: "Alles schon da gewesen, und auch das
bereits bearbeitet, nichts mehr besonders und die Kategorie besonders
sowieso nicht tragfähig" (33). Langsam bewegt sich der Roman auf das
Jahr 1919 zu, in dem sich, noch unter dem Eindruck des Ersten
Weltkriegs, die Surrealisten Breton, Soupault und Aragon in der
Zeitschrift Littérature zusammenfanden, und rollt die
Familiengeschichten der Bernadottes, Bautes und Morales' auf, die
zugleich einen soziologischen Querschnitt der Gesellschaft liefern.

Die Bernadottes repräsentieren die aristokratische Oberschicht, waren
Nutznießer der spanischen Kolonialpolitik und Parteigänger der
faschistischen Falange, die 1937 in der Staatspartei des Diktators
Franco aufging. Felipe zerbricht an dem Versuch, die Geschichte des
spanischen Bürgerkriegs und der Repression auf den Kanarischen Inseln
in privaten Überlieferungen aufzuarbeiten, denn er kann seinem
familiären Erbe nicht entkommen. Anas Familie, die Bautes, gehörten
zur anderen Seite, zu den Opfern der "blauen Periode", die von
Inhaftierungen, Massenerschießungen, Mord und Repressalien des
Franco-Regimes gekennzeichnet war. Ihr Onkel Jorge verschwand in den
Folterkammern des Regimes. Ihr Vater Julio, tätig als linker Kurier,
landete im KZ "Fyffes". Ana, die sich für Politik nie sonderlich
interessierte, schlug sich auf die Seite der Konservativen. Der äußere
Verfall des Hauses von Ana und Felipe wird zum Symbol der Zerrüttung
der Familie und der sozialen Disparitäten. Die Krise der Familie
findet ihr Pendant in allen gesellschaftlichen Bereichen. Profitgier
verhinderte auf der Insel die Entstehung eines Wasserkreislaufs mit
Klär- und Entsalzungsanlagen. Algenverseuchte Strände - eine
Umweltkatastrophe, die vertuscht wird, legen davon Zeugnis ab. Nach
der spanischen Niederlage im Westsahara-Konflikt verlor die Insel als
Warenumschlagplatz ihre Bedeutung, was den wirtschaftlichen Niedergang
einleitete. Eine geplatzte Immobilienblase hat die soziale Schieflage
auf der Insel in der Gegenwart weiter verschärft. Die Folge ist ein
wachsendes Heer von Gestrandeten und Chancenlosen: Arbeitslose,
Prostituierte und Drogendealer, Graffiti-Sprayer und Hausbesetzer,
"Menschen, die aus ihren Häusern geräumt wurden und sich in
leerstehenden niederlassen" (99). Zu diesen sozial Deklassierten
gehören die Morales-Frauen, die seit eh und je bei den Bernadottes als
"Hilfe" arbeiten.

Erzählt wird das alles durch die Figuren. Der Leser taucht an den
Schauplätzen in ihre Gedankenwelt ein. Es gibt keine Kommentare, um,
wie Mahlke betont, jede "Zwangsbeschulung" zu vermeiden. Ihr
photographisch genaues Erzählen lässt an den Sekundenstil
naturalistischer Ästhetik denken, wenn das Tropfen des Wasserhahns
beobachtet oder das Finale der Tour de France Kilometer für Kilometer,
in Minuten und Sekunden verfolgt werden. Das Erzählte und das Erzählen
sind zeitlich fast deckungsgleich. Das Leben wird durch das "Okular
eines Mikroskops" (33) betrachtet. Jede Figur soll "genau so, wie sie
ist" (86), in Szene gesetzt werden. Dieses übergenaue Erzählen erzeugt
eine künstliche, eine verfremdete Realität, man könnte auch sagen eine
"Surrealität", in der Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft in der
Momentaufnahme mit Träumen und Gedankenströmen verschwimmen, aber
anders als im surrealistischen Denken, die ästhetische Überlegung
immer präsent ist. Dieses ästhetische Verfahren bestimmt die
Romankonstruktion, das Rückwärtserzählen, und lässt sich bis in die
Motivik und Figurencharakteristik nachzeichnen. San Borondón, das
achte Eiland, an das die Kanaren-Bewohner glauben, ist Mythos und als
Bauprojekt der Zukunft zugleich künstliche Insel mit Hotel und
Themenpark, die in der Gegenwart für Schlagzeilen sorgt. Sind die
Grenzen zwischen Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft fließend, so
verschwimmen auch die zwischen "Normalität" und Wahnsinn, was nicht
zuletzt auf den Surrealismus weist, den "Sohn des Wahnsinns und der
Finsternis" (Louis Aragon Pariser Landleben). Francisca,
Felipes psychisch kranke Mutter, erlebt, wie in ihrem Alltag "alles
verrutscht" (242): Personen, Vorgänge, zeitliche Zusammenhänge. Die
Demenzkranken im Asilo, dem Heim "der barmherzigen Schwestern für in
Not gefallene Alte" (29), in dem der 96-jährige Julio Baute als
Portier seine Pflicht erfüllt, leben gedanklich in der Vergangenheit,
in einer nicht mehr existenten Welt, die für sie gegenwärtig,
erfüllend und tröstlich ist. Und wenn am Schluss des Romans die
Moores, Bautes und Bernadottes Silvester 1919 "auf die Zukunft" (423)
anstoßen, dann erkennt der Leser diese bereits als Krise der
Gegenwart. Es sei die ultrapolarisierte spanische Gesellschaft vor der
Franco-Zeit, die nicht mehr miteinander reden konnte, die auch
gespalten war in zwei Lager, die ihr mit dem Blick auf die Gegenwart
Angst mache, so Mahlke in Magdeburg, vor allem, wenn man sehe, wie
schnell das gekippt sei; niemand hätte 1935 gedacht, dass es überhaupt
kippen würde, fügt sie hinzu.

Am Anfang des Romans steht Rosas künstlerische Krise, wenn sie fragt:
"Was ist noch möglich, wenn alles möglich ist?" (33) Orientierungslos
und auf der Suche nach dem Sinn des Lebens findet sie bei
demenzkranken Menschen Halt, indem sie im Asilo bei der Arbeit hilft.
Erstmals übernimmt Rosa soziale Verantwortung und schöpft aus dieser
Tätigkeit plötzlich Ideen für ihre Installationskunst. In Mahlkes
Archipel ist nichts vordergründig politisch, aber es sind diese
Szenen, in denen sich eine geistige Haltung manifestiert, die die
Frage nach der gesellschaftlichen Verantwortung von Kunst stellt und
damit den Bogen zu den Surrealisten spannt, die sich als Verfechter
einer revolutionären Weltanschauung (Zunächst und immer
Revolution, 1925) verstanden, um den Menschen "die Fragwürdigkeit
ihres Denkens zu demonstrieren, ihnen deutlich zu machen, auf welch
schwankendem Grund, über welchen Höhlen sie ihre anfälligen Häuser
erbaut haben"[1] (133). Der Blick zurück weiß bereits um das Scheitern
dieser Bemühungen und um die Fragilität der Zukunft.
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Die Autorin während der Lesung aus 'Archipel' im Magdeburger
'Forum Gestaltung'

Foto: © 2018 by Christiane Baumann




Anmerkung:

[1] Erklärung des Büros für surrealistische Foschungen, in
Surrealismus in Paris 1919-1939, hg. u. mit einem Essay v.
Karlheiz Barck, Leipzig Reclam 1986, S. 133.
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BERICHT/091: Messe links - gewaltfrei fing es an ... (SB)


Unser Traum von der sozialen Revolution ist zu einem Alptraum
geworden.

Fadwa Suleiman (Syrische Schauspielerin und Aktivistin)



Als gelte es, sich am Vorabend des Armageddon die günstigste
Ausgangsposition für die letzte Schlacht zu verschaffen, tauchten
Groß- und Regionalmächte, islamistische Milizen diverser Couleur,
Baschar al-Assads Regierungstruppen und die Freie Syrische Armee das
Land in Blut und verwandelten es in ein Trümmerfeld, fraktioniert in
rivalisierende Einflußzonen. Der Zivilbevölkerung brachte dieser
Konflikt Tod und Verderben, Millionen Menschen wurden in die Flucht
getrieben. Sich ständig verlagernde Fronten und oftmals wechselnde
Bündnisse sprengten feste Vorstellungen überschaubarer
Konfliktparteien. Wenngleich sich im geostrategischen Rahmen durchaus
die absehbare Lagerbildung herauskristallisierte, zeichneten sich die
Verhältnisse im Detail doch oftmals durch einen Stellvertreterkrieg
unwägbaren Verlaufs aus.

Nach Jahren des mörderischen Waffengangs und zahlloser
Schreckensmeldungen scheint weitgehend in Vergessenheit geraten zu
sein, daß in Syrien wie auch anderswo in der Periode des sogenannten
Arabischen Frühlings anfänglich eine rasch anwachsende
sozialkämpferische Bewegung in Erscheinung trat, die auf der Straße
bessere Lebensverhältnisse einforderte und diese einer repressiven
Staatsführung abzuringen trachtete. Schon vor Ausbruch des Konflikts
hatte eine jahrelange Dürre zu Hungersnot und massenhafter
Binnenflucht geführt, so daß die soziale Lage zahlloser Menschen
verheerend war. Dieser physische und gesellschaftliche Boden gab für
viele nichts mehr an Lebensmöglichkeiten her, was maßgeblich dazu
beigetragen haben dürfte, daß daraus die Entschiedenheit entsprang,
die Stimme zu erheben und gemeinsam für eine grundlegende Veränderung
einzutreten, deren beanspruchte Qualität im Zuge der Protestwelle
weitere Elemente integrierte und an Reichweite zunahm.

Daß sehr bald innere Kräfte und äußere Mächte bestrebt waren, diese
Erhebung zu okkupieren und zu instrumentalisieren, um sie ideologisch
auszubeuten und militärisch zu eskalieren, ist weder mit der
ursprünglichen Bewegung gleichzusetzen noch diskreditiert es ihre
Intentionen, Kampfesformen und Ziele. Die deutsche Linke neigt auch in
dieser Frage dazu, sich zu spalten, wobei oftmals bestimmte Aspekte
der syrischen Gemengelage überbetont und andere ausgeblendet werden,
um ein vermeintlich stringentes und widerspruchsfreies Paket zu
schnüren. Wer hingegen dem Zweifel den Zuschlag gibt, um die eigene
Position zu schärfen und weiterzuentwickeln, wäre gut beraten, sich
auch mit jenen Auffassungen und deren Quellen auseinanderzusetzen, die
so gar nicht ins eigene Konzept zu passen scheinen.
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Gewaltfrei-revolutionäre Bewegungen in Syrien und im Sudan

Im Rahmen der 23. Linken Literaturmesse in Nürnberg stellte Lou Marin
das Buch "Im Kampf gegen die Tyrannei. Gewaltfrei-revolutionäre
Massenbewegungen in arabischen und islamischen Gesellschaften: der
zivile Widerstand in Syrien 2011-2013 und die 'Republikanischen
Brüder' im Sudan 1983-1985" [1] vor, das er gemeinsam mit Guillaume
Gamblin und Pierre Sommermeyer herausgegeben hat. Es ist im Verlag
Graswurzelrevolution erschienen, einer Strömung des gewaltfreien
Anarchismus, die sich der Verbindung von gewaltfreier Aktion und
freiheitlich-anarchistischem Denken widmet. Sie bezieht sich laut
Marin insbesondere auf die Tradition der ghandianischen antikolonialen
Bewegung in Indien und die Bewegung der African Americans in den
1960er Jahren in den Südstaaten der USA. Wir untersuchen die
gewaltfreien Massenbewegungen der südlichen Hemisphäre und versuchen
daraus zu lernen, so der Referent.

Nach seinen Worten waren die arabischen Aufstände und ganz besonders
die gewaltfrei-revolutionäre Massenbewegung in Syrien die bislang
größten gewaltfreien Bewegungen im 21. Jahrhundert weltweit. Daran
solle das Buch erinnern und Mut machen, das für die deutsche Linke
geschrieben sei, die oftmals sehr wenig von der Widerstandsgeschichte
der Länder kenne, mit deren Geflüchteten sie es zu tun hat. Es handelt
sich um ein internationales Projekt. Der Teil zu Syrien, auf den sich
die französische Ausgabe beschränkt, ist im Frühjahr 2018 zeitgleich
in französischer und deutscher Fassung erschienen, wobei zwei der drei
Herausgeber Franzosen sind, von denen auch die Idee stammt. Diese
Zusammenarbeit geht auf lange bestehende Verbindungen zurück. So gab
es in Frankreich von 1964 bis 1974 die Zeitschrift "Anarchisme et
non-violence", die der Graswurzelrevolution vorausging. Seinerzeit kam
es im Zuge des Widerstands gegen den Ausbau des Truppenübungsplatzes
im Larzac zu einem regen Austausch. Marin, der seit 2001 in Marseille
lebt, hat die Texte aus dem Französischen übersetzt. Indessen
entdeckte er aufgrund einer Kommunikationspanne erst nach Drucklegung
des französischen Buches dessen Innenteil mit Wandmalereien aus dem
syrischen gewaltfreien Widerstand, die leider nicht in der deutschen
Ausgabe enthalten sind.

Aus diesem Grund führte er 15 dieser Bilder als Projektionen
kommentarlos zur Einführung vor. Sie zeigen die Verbreitung und Tiefe
des Denkens in gewaltfreien Kampfmethoden und stammen aus
verschiedenen Brennpunkten des syrischen Widerstands. Die Fotos wurden
größtenteils Ende 2013 gemacht, einige auch 2014. Sie dokumentieren,
wie Kunstformen in einem existentiellen Widerstand etwas bewirken
können, zumal sie vor dem Hintergrund völlig zerstörter Gebäude und
Stadtteile entstanden sind.

Die gewaltfreie revolutionäre Massenbewegung 2011/2012 hat eine
Niederlage erfahren. Um so bemerkenswerter sei es, daß eine derartige
Kultur der Gewaltfreiheit auf Trümmern dargeboten wird, während man in
den Medien ausschließlich etwas über Krieg und internationale
Beteiligung erfährt, so daß die Erinnerung an die arabischen Aufstände
im März 2011 und die Zeit der Massenbewegungen danach versiegt ist.
Fadwa Suleiman, die mit einem wichtigen Text aus dem Frauenwiderstand
vertreten ist, hat es einmal so formuliert: "Unser Traum von der
sozialen Revolution ist zu einem Alptraum geworden." Die Texte im
Syrienteil sind fast ausschließlich von Syrerinnen und Syrern
geschrieben und stammen aus Webseiten wie "SyriaUntold" oder "Huriya"
(Freiheit), die sich als unabhängig, basisdemokratisch und
emanzipatorisch verstehen und Stimmen aus dem Widerstand sammeln.

Der zweite Teil enthält nicht zuletzt eine gewaltfreie anarchistische
Koraninterpretation der Bewegung von Mahmud Taha, der es 1985 gelungen
ist, eine islamistische Regierung im Sudan zu stürzen. Das
an-Numairi-Regime war dazu übergangen war, öffentliche Auspeitschungen
und Amputationen im Fernsehen zu übertragen und wurde von einer
Massenbewegung gestürzt. Dies ist als positives Beispiel im zweiten
Teil der deutschen Ausgabe enthalten, um dem Eindruck
entgegenzuwirken, daß eine gewaltfreie Bewegung zwangsläufig scheitern
muß, so der Referent.


Massendemonstrationen und staatliche Repression

Die gewaltfreie Erhebung in Syrien läßt sich in drei zeitliche Phasen
untergliedern. Die erste Phase erstreckt sich von März bis Juli/August
2011, als offene Massendemonstrationen durchgeführt wurden. Sie waren
so neu, daß sie eindrücklich beschrieben werden:

Ein Aktivist erinnert sich noch gut daran, wie er das erste Mal zum
 Demonstrieren auf die Straßen von Damaskus ging. Das war im März
 2011, der Arabische Frühling war voll erblüht. Ein Teil der
 syrischen Bevölkerung hatte sich schon erhoben, um gegen die
 Regierung von Baschar al-Assad und fast 50 Jahre Machtausübung
 seiner Familie und der Baath-Partei zu protestieren. Der Aktivist
 sagt dann: Damals schrie niemand Parolen, weil alle Beteiligten vor
 Freude weinten. Auch für mich war es sehr bewegend. Ich dachte,
 endlich können wir ein neues Syrien aufbauen.



In dem Abschnitt über die erste Phase sind auch viele Texte von
Frauengruppen enthalten. Frauen standen in den ersten Reihen,
Frauenprojekte wurden gegründet, Frauen spielten eine wichtige Rolle
im Widerstand. Fadwa Suleiman, die eine bekannte Schauspielerin in
Theater und Fernsehen war, ist ein Portrait im Buch gewidmet. Sie
hatte eine Vorstellung von einer anderen Form von Kunst und
Widerstand: Die Frauen sind auf die Straße gegangen und haben auf
großen Plätzen etwas auf den Boden gemalt, was dann zu
Auseinandersetzungen geführt hat. Sie wurde verfolgt, mußte ins Exil
gehen und ist 2017 in Paris gestorben. Neben ihr werden mehrere andere
Protagonistinnen namentlich erwähnt, weil sie eine bestimmte
symbolische Form des Massenprotests repräsentieren.

Auf diesen Protest reagierte die Regierung zunächst mit Repression der
Polizei per Knüppel, Tränengas und Pfefferspray. Doch schon nach
wenigen Wochen schoß die Armee in die Menge, es gab Tote und
Verletzte. Dennoch gingen die Demonstrationen zunächst weiter auf die
Straße, bis ab Sommer 2011 eine zweite Phase einsetzte.
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Phantasievolle Aktionen als Ausweichmuster

Als es aufgrund der massiven Angriffe nicht mehr möglich war, in
großer Masse auf der Straße zu demonstrieren, wich die Bewegung auf
phantasievolle gewaltfreie Aktionen aus. Es waren symbolische
Aktionen, die aber die Botschaft transportierten, daß man sich durch
diese brutale Repression nicht einschüchtern lassen dürfe und neue
Kampfformen finden müsse. Diese Phase erstreckte sich von Juli/August
bis November/Dezember 2011.

In einer schwülen Nacht des Oktober 2011 saßen zwei Männer auf dem
 Rand eines Springbrunnens im Zentrum von Damaskus. Es war fast
 Mitternacht. Eine bedrohliche Stille legte sich über die arabische
 Altstadt und ihre engen Gassen. Einer der beiden Männer steckte
 sich eine Zigarette an, der andere griff sanft in seine Tasche und
 zog ein Papiersäckchen hervor, das mit gefärbtem Puder gefüllt war.
 Ohne bemerkt zu werden, leerte er das Säckchen in den
 Springbrunnen. Die beiden Männer standen auf und gingen. In dieser
 Nacht wurde das Wasser aller Springbrunnen in Damaskus nach und
 nach rot. Als die Sonne am Morgen aufging und die Bürgerinnen
 vorbeizugehen begannen, konnten sie die Farbe des Blutes im Wasser
 der Springbrunnen erblicken. Hitzige Diskussionen entstanden.
 Autofahrer filmten auf diskrete Weise beim Vorbeifahren die
 Springbrunnen, bald konnte man die Filme auf YouTube sehen. An
 diesem Morgen schlief Ahmet Zaino, ein 27 Jahre alter Architekt,
 noch etwas länger, nachdem er von seinem nächtlichen Abenteuer erst
 spät nach Hause gekommen war. Als er dann endlich erneut auf die
 Straße ging, stürzten die Leute auf ihn zu: Hast du gesehen, was
 die gemacht haben? Das Wasser aller Springbrunnen ist rot! Alle
 reden davon. Etwas später hörte er, daß alle Soldaten Assads den
 Befehl erhalten hatten, so schnell wie möglich das Wasser der
 Springbrunnen abzudrehen. Es brauchte eine ganze Woche, bis die
 Springbrunnen wieder ihre natürliche Farbe annahmen.



Ahmed Zaino hatte im Freundeskreis eine gewaltfreie Gruppierung
 aufgebaut. Er erzählte mit verschmitztem Grinsen von einer anderen
 Aktion, als ein Freund und er in den unebenen Gassen von Damaskus
 orangefarbene Tischtennisbälle fallenließen, von denen sie eine
 Wagenladung gekauft hatten und auf denen "Huriya" (Freiheit)
 geschrieben stand. Die Männer in Uniform, ob Polizei oder Militär,
 die alle Gewehre trugen, rannten den ständig aufspringenden
 Tischtennisbällen nach, um sie einzufangen. Und Zaino fügte dabei
 hinzu, wenn du nicht mit Waffen sprechen willst, mußt du eine
 andere Sprache benutzen.



In einem leeren Büroraum brachten sie 80 Megaphone zusammen, auf
 denen sie jeweils Verstärker und Lautsprecher befestigten, außerdem
 einen Wecker und ein Radio. Sie versteckten sie dann an
 verschiedenen Orten in ganz Damaskus. In einer dunklen Nacht im
 Dezember 2011 wurden die Bewohnerinnen der Stadt durch laute Musik
 in vielen Straßen aufgeweckt. Es war ein altes Lied, in dem Syrien
 gefeiert wird und das unter dem Assad-Regime verboten war. Und nach
 Abspielen des Lieds hielt Zaino durch die Megaphone eine Rede, in
 der er unter anderem sagte: Wir sind das Volk. Wir müssen
 vermeiden, daß die Leute sterben. Wir müssen damit aufhören, uns
 gegenseitig umzubringen. Die unmittelbare Reaktion waren enorm. Die
 Leute gingen auf die Straße und hatten Tränen in den Augen. Zaino
 lächelte dabei, als er erzählte, wie die Soldaten die Äste von
 mehreren Bäumen absägten, um so schnell wie möglich die Megaphone
 und Lautsprecher abzuschalten.



Von diesen und weiteren Aktionen wird im Buch berichtet, und wie Ahmet
Zainos Rede zeigt, ging es darum, nicht in Kämpfe unter Syrern
abzugleiten. Zu dieser Zeit waren bereits Initiativen in Gang
gekommen, die Freie Syrische Armee aufzubauen.
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"Dignity Strike" - Höhepunkt der gewaltfreien Bewegung

Die gewaltfreie Bewegung erreichte in den letzten beiden
Dezemberwochen 2011 mit dem sogenannten "Dignity Strike" ihren
Höhepunkt. Es hatten sich mehrere Initiativen aus Freundeskreisen
entwickelt, die bei dieser Aktion erstmals zusammenarbeiteten.
"Freedom Days", ein im Oktober 2011 gegründetes Kollektiv, brachte
eine Anzahl gewaltfreier Gruppen zusammen, darunter die Local
Coordination Comitees (LCC), das Syrian non-violence Movement (NVM)
oder "Syrian People know their Way". Der "Dignity Strike" ging vom 14.
bis 30. Dezember 2011 und war konzeptionell in Abschnitte von jeweils
wenigen Tagen mit bestimmten Aktionen untergliedert. Es wurden Straßen
blockiert, dann gingen die Leute von Mittag bis 18 Uhr nicht zur
Arbeit, es folgten Streiks in Warenlager und Geschäften, dann an den
Universitäten, Blockaden der Ausfallstraßen, ein Streik der Beamten
und Angestellten und ab dem 30. Dezember ein unbegrenzter ziviler
Ungehorsam.

Es war der erste Generalstreik in vier Jahrzehnten Herrschaft des
Baath-Regimes und von der Mobilisierung her ein Erfolg. Die LCC
dokumentierten mehr als 600 Arbeitsstätten, die bestreikt wurden, und
diese Streiks erstreckten sich über zehn Gouvernements, große Bereiche
der Wirtschaft waren lahmgelegt. Die Reaktion des Regimes war brutal.
Es kam zu umfassenden Verhaftungen, und Regierungstruppen griffen
Streikende an, brannten Geschäfte nieder und in Aleppo eine ganze
Fabrik. In den folgenden zwei Monaten wurden 187 Fabriken geschlossen
und nach offiziellen Angaben 85.000 Arbeiterinnen und Arbeiter
entlassen.


Entstehung und Dynamik der Freien Syrischen Armee

Diese Repression forcierte die Entstehung der Freien Syrischen Armee,
die auf verschiedene Weise gebildet wurde. Teils schlossen sich Leute,
die bis dahin gewaltfreie Aktionen durchgeführt hatten, der FSA an. Da
es in fast jeder Familie eine Waffe gibt, nahmen viele solche Waffen
zu Demonstrationen mit, nachdem die Armee in die Menge geschossen
hatte. Manche Demonstrationen ließen das zu, andere lehnten es ab. Der
eigentliche Gründungsprozeß der FSA ging jedoch daraus hervor, daß es
der Massenbewegung gelungen war, die Armee zu spalten. Etwa 30 bis 40
Prozent der Generäle wechselten mit ihren Truppen die Seiten.
Wenngleich jede gewaltfreie Bewegung die Armee spalten möchte, bringen
die übergelaufenen Offiziere und Soldaten ein militaristisches
Bewußtsein mit: Ihr habt es vergeblich gewaltfrei versucht, jetzt
kommen wir, in drei Monaten ist Assad gestürzt! In der Folge wurde die
FSA sehr schnell in großen Teilen islamisiert, 2017 marschierte sie an
der Seite der türkischen Armee in Nordsyrien ein, um die Kurdinnen und
Kurden zu bekämpfen.

Die Dynamik der Militarisierung drängte die gewaltfreie Bewegung in
den Hintergrund, und ab 2012 setzte die Massenflucht ein. Teile der
gewaltfreien Gruppierung erwogen, ihren Widerstand fortsetzten, und
trafen Anfang 2013 zu einem Kongreß in der Türkei zusammen. Sie kamen
jedoch zu dem Schluß, daß eine erneute Massenbewegung nicht mehr
möglich sei. Syrien war inzwischen in einen Flickenteppich
verschiedener Milizen wie FSA, al-Nusra-Front und Islamischer Staat
aufgeteilt. Ein flächendeckender Widerstand war nicht mehr möglich, ab
2013 gingen dann auch die prägenden Leute der Bewegung ins Exil. Fadwa
Suleiman, die in den Untergrund gehen mußte, schloß in ihre Kritik
auch die FSA ein:

Aber weil ich Gegnerin jeder bewaffneten Gewalt war, die der
 Opposition mit eingeschlossen, wurde ich zu einem Störfaktor für
 alle bewaffneten Fraktionen, darunter auch für die Salafisten und
 Muslimbrüder.



Sie wurde wahlweise als israelische Agentin, Tochter aus schlechtem
Hause oder Komplizin des Regimes diffamiert. Unter Todesgefahr verließ
sie schließlich über geheimgehaltene Verbindungen das Land und ging
ins Exil nach Paris.
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Rätebewegung und Impulse aus dem Islam

Zwei Personen sind noch zu erwähnen, die in dem Buch sehr ausführlich
dargestellt werden, weil sie bestimmte Aspekte der gewaltfreien
revolutionären Massenbewegung verkörperten. Der säkulare Anarchist
Omar Aziz ist in Syrien aufgewachsen, hat in Frankreich studiert, war
Universitätsprofessor in den USA und kam aus Begeisterung über die
Massenbewegung im März 2011 zurück nach Syrien. Dort legte er ein
Papier zur Bildung lokaler Räte vor, das in allen Oppositionsgruppen
diskutiert wurde und den sozialrevolutionären Charakter dieser
Bewegung ausmacht. Aziz war kein Gewaltfreier, sondern ein von
Kropotkin beeinflußter Anarchist, der größten Wert auf
selbstorganisierte Räte legte. An den Rändern von Damaskus, in
Kleinstädten und auf dem Land war die Verwaltung zusammengebrochen,
worauf sich Räte organisierten und diese Aufgabe übernahmen. Sie
mußten sich jedoch damit auseinandersetzen, daß sich die
Assad-Regierung Stück für Stück wieder regenerierte.

Räte nach dem Modell von Omar Aziz gab es auch in den Gebieten, die
von der FSA freigekämpft worden waren. Dort war das Problem vor allem
die rasch zunehmende Islamisierung der FSA und die Übernahme der Räte
durch dschihadistische Kräfte. Als der freiwillige Zustrom zur FSA
versiegte, ging sie zu Zwangsrekrutierungen über und trieb Gelder für
Waffenkäufe ein. Zudem machte sie den Räten, die sich in diesen
Gebieten frei gebildet hatten, zunehmend Vorschriften und usurpierte
sie letztlich.

Neben diesem säkularen Ansatz gab es aber auch eine gewaltfreie
Tradition aus dem Islam heraus. Ein wichtiger Protagonist dieser
Strömung ist Jawdat Said. In Syrien aufgewachsen, studierte er an der
al-Azhar-Universität in Kairo, und kehrte nach Syrien zurück. Unter
seinen zahlreichen Büchern ist das wichtigste bereits in den 60er
Jahren erschienen: "Die Doktrin des ersten Sohnes Adams oder das
Problem der Gewalt in der islamischen Aktion". Gewaltfreie Aktionen
beriefen sich also nicht nur auf westliche Quellen, es gab vielmehr
auch eine Herkunft aus einer eigenständigen syrischen islamischen
Tradition. Jawdat Said bezog sich in seinem Hauptwerk auf den Konflikt
zwischen Kain und Abel als Ausgangspunkt seiner Philosophie und
begründete gewaltfreie Aktionen aus dem Koran.

Im Teil über den Sudan, der vom Sturz der islamistischen Diktatur
al-Numairis handelt, ist von Mahmud Muhammad Taha die Rede. Auch
dieser geht von einer Interpretation des Korans aus, indem er eine
Umkehrung der Abrogation vornimmt. Bei Abrogation geht es um den
Umgang mit gegensätzlichen Aussagen im Koran. In der Orthodoxie gelten
stets diejenigen Sätze, die der Prophet in Medina verkündet haben
soll, wo er Staatsherr und Kriegsherr war. In Mekka war er Verfolgter
und machte Aussagen, die dieser Erfahrung entsprangen. Alle
autoritären Muster wie die Scharia und der Dschihad sind Sätze aus
Medina. Mahmud Taha nimmt eine umgekehrte Interpretation vor und sagt,
diese staatsförmigen, kriegerischen Aussagen von Medina seien nur für
das 7. Jahrhundert zeitgenössisch geltend gewesen, während die Sätze
von Mekka die Essenz des Islam darstellten. Darüber gelangt er zum
Beharren auf freie Überzeugung, Ablehnung der Scharia und des Dschihad
wie auch einem anderen Verhältnis von Mann und Frau. Diese
Koran-Interpretation war maßgeblich für die Massenbewegung, die den
Sturz des Diktators herbeiführte.


Streit unter deutschen Linken

In der anschließenden Diskussion führte eine kurze, aber heftige
Kontroverse die Spaltung der deutschen Linken in der Syrienfrage noch
einmal drastisch vor Augen. Markus Heizmann, der an anderer Stelle auf
der Linken Literaturmesse das Buch "Syrien - Ein Land im Widerstand"
vorstellte, berichtete von Besuchen in Syrien, das er als ein ganz
anderes als das von Marin beschriebene Land erlebt habe. Diese
Dämonisierung des Präsidenten finde man dort nirgends, die Zustimmung
der Bevölkerung zu Assad betrage laut einer NATO-Studie derzeit über
70 Prozent. Der Referent verwahrte sich daraufhin gegen einen
"stalinistischen Antiimperialismus". Er habe mit Geflüchteten
gesprochen, die ihm versichert hätten, das Volk sei zu 90 Prozent
gegen Assad. Darauf erwiderte Heizmann: Israel ist gegen Assad, die
NATO ist gegen Assad, die Golfstaaten sind gegen Assad, die ganze Welt
ist gegen Assad. Wenn jetzt noch das eigene Volk zu 90 Prozent gegen
ihn ist, könnte er sich keine zwei Tage halten.

Lou Marin führte zu seinen Gunsten ins Feld, daß die freien
Frauengruppen die Angriffe der Regierungstruppen auf die
Demonstrierenden fotografisch dokumentiert hätten. Es existierten
zahlreiche Belege, die über soziale Medien verbreitet wurden. In
dieser Zeit habe das Assad-Regime als Gegenpropaganda Bilder von
leeren Straßen samt der Behauptung verbreitet, diese Bewegung
existiere überhaupt nicht. Darin habe ihn die europäische und deutsche
antiimperialistischen Linke unterstützt: Die USA sind gegen Assad,
also sind wir für ihn. Was da an Repression und Folter in den
Gefängnissen passiere, interessiere nicht weiter. Dem hielt Heizmann
entgegen, Marin stelle Behauptungen auf, für die es keine Beweise
gebe, und verließ demonstrativ den Raum.

Damit war der erbitterte Nachbarschaftsstreit abermals bedient und
eine weitere Gelegenheit versäumt, sich jenseits der ohnehin leidigen
Wahrheitsfrage um eine Aufklärung der Widersprüche zu bemühen.
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Fußnote:


[1] Guillaume Gamblin, Pierre Sommermeyer, Lou Marin (Hg.): Im Kampf
gegen die Tyrannei. Gewaltfrei-revolutionäre Massenbewegungen in
arabischen und islamischen Gesellschaften: der zivile Widerstand in
Syrien 2011-2013 und die "Republikanischen Brüder" im Sudan 1983-1985,
Verlag Graswurzelrevolution, Heidelberg 2018, 144 Seiten, 13,90 Euro,
ISBN: 978-3-939045-34-2


Berichte und Interviews zur 23. Linken Literaturmesse in
Nürnberg im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → DIE BRILLE → REPORT:

BERICHT/087: Messe links - sich richtig stellen und richtigstellen ... (SB)

BERICHT/088: Messe links - Glut in der Asche ... (SB)

BERICHT/089: Messe links - G20, die Straße rebelliert ... (SB)

BERICHT/090: Messe links - die langen Arme der Türkei ... (SB)

INTERVIEW/105: Messe links - Irrtum ausgeschlossen ...    Nick Brauns im Gespräch (SB)

INTERVIEW/106: Messe links - Protestparteienwahl entlädt soziale Qual ...    Werner Seppmann im Gespräch (SB)

INTERVIEW/107: Messe links - die Revolution jagt die Geschichte ...    Kurt Baumann im Gespräch (SB)

INTERVIEW/108: Messe links - von oben verworfen ...    Achim Szepanski im Gespräch (SB)

INTERVIEW/109: Messe links - Gleichberechtigung noch auf dem Weg ...    Ingrid Artus im Gespräch (SB)

INTERVIEW/110: Messe links - der Preis für die Stimme ...    Martin Balluch im Gespräch (SB)

INTERVIEW/111: Messe links - vorverurteilt ...    Inigo Schmitt-Reinholtz im Gespräch (SB)

INTERVIEW/112: Messe links - ökosozialistische Vision ...    Bruno Kern im Gespräch (SB)
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ADVENT/101: Adventskalender - für den 05. Dezember 2018 (SB)

Adventskalender für Mittwoch, den 5. Dezember
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Daß er es selbst nicht roch,

bevor der Stollen ganz allein,

als feuchter Ballen noch,

den Weg fand in die Röhre rein.


zum 5. Dezember 2018
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FRAGEN/006: Grundeinkommen bei den Europawahlen - Ein Interview mit Dániel Fehér (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Grundeinkommen bei den Europawahlen: ein Interview mit Dániel 
Fehér

Von Tony Robinson, 3. Dezember 2018
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Dániel Fehér, Vorsitzender des Netzwerks "Universal Basic Income
Europe"

Bild: © Angel Bravo



In Budapest fand am Freitag, den 23. November, eine öffentliche
Konferenz im Ungarischen Institut für Politikgeschichte statt, die vom
"Ersten Ungarischen Verband für bedingungsloses Grundeinkommen" [1]
zusammen mit der Stiftung "Progressives Ungarn" [2] veranstaltet
wurde.

Dabei trafen sich Mitglieder des Netzwerks "Bedingungsloses
Grundeinkommen Europa" [3]. Im Mittelpunkt der Diskussion stand die
Frage, wie das Grundeinkommen durch die Nutzung der bevorstehenden
Europawahlen im Mai 2019 in die Öffentlichkeit getragen werden kann,
aber ein weiteres wichtiges Thema war die Möglichkeit, eine
Europäische Bürgerinitiative [4] zu organisieren, damit das
Grundeinkommen im Europäischen Parlament berücksichtigt wird.

Zu diesem Anlass kamen Netzwerkpartner aus ganz Europa, und wir
nutzten die Gelegenheit, um mit dem Vorsitzenden des Netzwerks, Dániel
Fehér, zu sprechen.

Video [5] und Fragen von Angel Bravo, zusammengestellt von
Álvaro Orus.

 * 

Hallo, ich bin Dániel Fehér. Ich komme aus Ungarn, lebe aber in Berlin
und bin Vorsitzender des Netzwerks für Bedingungsloses Grundeinkommen
Europa.

Pressenza: Was ist der Hauptzweck des heutigen Treffens?

DF: Wir sind heute nach Budapest gekommen, um zu sehen, wo die Idee
des Grundeinkommens in Europa steht, Diskussionen über Experimente zu
führen, und um zu sehen, welche konkreten politischen Vorschläge wir
auf der Grundlage dieser Idee haben. Desweiteren wollen wir
besprechen, was wir tun müssen, damit diese Ideen in Europa politische
Realität werden können.

Ein großer Teil dieses Treffens ist der Europäischen
Bürgerinitiative zum Thema Grundeinkommen gewidmet. Wurde bereits
beschlossen, die Kampagne zu starten, und welche Art von
Grundeinkommensregelung soll vorgeschlagen werden?

Es ist noch nicht entschieden, deshalb treffen wir uns morgen und
Sonntag hier mit dem Netzwerk, um die Vor- und Nachteile,
Schwierigkeiten und Chancen einer solchen Kampagne zu diskutieren. Wie
du weißt, ist die Europäische Bürgerinitiative, sagen wir mal, ein
zweischneidiges Schwert, sie kann natürlich viele Menschen ansprechen,
aber sie braucht auch viele Ressourcen, organisatorische Kapazitäten
und ist derzeit auch ein sehr schwaches politisches Instrument. Es
zwingt die Europäische Union nicht dazu etwas zu machen, nur weil es
dir gelungen ist, eine Million Unterschriften zu sammeln. Wir müssen
also darüber diskutieren, wie dieses Instrument zu unseren
strategischen Zielen passt, ob es das beste Instrument ist, um das
Grundeinkommen in Europa zu fördern und es der Realität näher zu
bringen, und wenn wir uns dafür entscheiden, dann stellt sich
natürlich auch die Frage, was genau wir fordern werden. Und das ist
auch noch eine offene Frage. Im Moment haben wir verschiedene
Vorschläge. Zunächst wollen wir uns nicht so sehr auf die Vorschläge
konzentrieren, sondern erst einige Kriterien diskutieren. Das ist also
ein guter Vorschlag, eine gute Kampagne, die die Idee erfüllen muss,
aber zum Beispiel worüber wir heute viel über die Idee der
Eurodividends diskutiert haben, ein teilweises europäisches
Grundeinkommen, das alle europäischen Bürger von der EU erhalten
würden. Das könnte z.B. in eine Forderung für diese Kampagne
aufgenommen werden.

Im Jahr 2013 gab es eine Bürgerinitiative zum Grundeinkommen. Warum
würdest du es noch einmal wiederholen, und was hat beim letzten Mal
nicht funktioniert?

Ich würde sagen, die Situation ist heute ganz anders. Ich denke, dass
auch die Diskussion um das Grundeinkommen vorangekommen ist. Viel mehr
Menschen kennen diesen Vorschlag und unterstützen ihn. Wir haben auch
mehr Möglichkeiten, Menschen zu erreichen. Als die erste Europäische
Bürgerinitiative durchgeführt wurde, war es der Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Instruments, und es hatte viele
Startschwierigkeiten. So konnten wir die Unterschriften nicht während
12 Monaten sammeln, da das Online-Tool zur Erfassung von
Unterschriften anfangs nicht funktionierte. So findet auch auf
europäischer Ebene ein Reformprozess statt. In naher Zukunft könnte
das eine Reform der EBI sein, damit es effektiver und weniger
schwerfällig wird, die Unterschriften zu sammeln. All dies müssen wir
bei der Entscheidung, die Kampagne zu starten, berücksichtigen.

Eine Bürgerinitiative verlangt, dass Sie eine Million
Unterschriften in mindestens sieben Ländern der Europäischen Union
sammeln. Kann das Netzwerk auf genügend Aktivisten zählen und mit der
notwendigen Hilfe anderer Organisationen und sozialer Bewegungen
rechnen, um eine solche Aktivität durchzuführen?

Auf jeden Fall. Ich meine, wenn Du sagst, dass eine Million
Unterschriften im Vergleich zu 500 Millionen Europäern vielleicht
nicht so viel sind, dann hast Du höchstwahrscheinlich noch nicht
versucht, so viele Unterschriften zu sammeln. Es ist eine große
Herausforderung. Das wissen wir. Es ist nicht etwas, das unsere
Aktivisten allein schaffen können. Wir brauchen natürlich Verbündete,
und das ist Teil der Herausforderung, die wir diskutieren werden: wie
kann man diese Kampagne planen, wen soll man bitten, sich der Kampagne
anzuschließen, und was könnten die Gründe für andere sein, sich dieser
Kampagne anzuschließen? Also, ja, ich denke, wir brauchen ein großes
Bündnis, aber ich denke, dass es auch gute Chancen gibt. Es gibt viele
Bewegungen, auch politische Parteien und andere Organisationen in ganz
Europa, die ein Interesse daran haben könnten, diese Kampagne für mehr
Solidarität innerhalb Europas, für ein sozialeres Europa
voranzubringen.

Und schließlich, gibt es einen konkreten Grund, warum Budapest als
Gastgeber für diese Veranstaltung gewählt wurde und nicht eine Stadt
in Ländern, in denen das Netzwerk weiter entwickelt ist, wie in
Deutschland, Holland, Frankreich oder Spanien?

Ja, teilweise haben wir es auch aus praktischen Gründen gewählt, weil
wir wussten, dass es hier Organisationen gibt, die daran interessiert
sind, dieses Wochenende zusammen mit uns zu organisieren, und die eine
praktische Hilfe sein können, aber es ist auch ein Zeichen genau für
die Länder, in denen die Bewegung noch nicht so entwickelt ist. Ich
denke, unsere Aufgabe als europäisches Netzwerk ist es daher, mehr
Initiativen in Ländern zu unterstützen, die unsere Hilfe benötigen,
und nicht so sehr bereits starke Netzwerke.


Anmerkungen:

[1] http://alapjovedelem.org/

[2] http://mmaa.hu/

[3] https://www.ubie.org/

[4] https://de.wikipedia.org/wiki/Europ%C3%A4ische_B%C3%BCrgerinitiative

[5] https://youtu.be/KkYZnY2SkdE


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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ITALIEN/250: Verfassungswidriges Sicherheitsdekret durchgepeitscht - 490.000 Migranten droht Abschiebung (Gerhard Feldbauer)


Die rechtsextreme Regierungskoalition Lega-M5S hat im Parlament das
verfassungswidrige Sicherheitsdekret durchgepeitscht

490.000 Migranten droht Abschiebung

von Gerhard Feldbauer, 3. Dezember 2018



Die rechtsextreme Regierungskoalition der rassistischen Lega und der
rechten Fünf Sterne-Bewegung (M5S) hat mit ihrer Mehrheit in der
Abgeordnetenkammer das in weiten Teilen als verfassungswidrig
eingeschätzte Sicherheitsdekret von Vizepremier und Innenminister
Salvini durchgepeitscht. Wie die Nachrichtenagentur ANSA
berichtete, votierten in der mit der Vertrauensfrage verbundenen
Abstimmung 336 von 352 Parlamentariern der Koalition für das Dekret,
das damit - vorbehaltlich der Zustimmung durch den Staatspräsidenten -
Gesetz wird. 14 Abgeordnete aus M5S waren der Abstimmung
ferngeblieben. Auch im Senat hatten vorher mehrere Mitglieder von M5S
das Dekret abgelehnt. Salvini bezeichnete sie geringschätzig als
"einige übriggebliebene linke Veteranen".

Hintergrund ist, dass die Koalition mit der offen rassistischen Lega
an der Sterne-Basis zunehmend abgelehnt wird, was bereits zu ersten
Parteiaustritten geführt hat. Im Senat hatte Salvini befürchtet,
M5S-Gegner könnten das Dekret zu Fall bringen und deshalb gedroht,
dann sei "mit der gemeinsamen Regierung Schluss". Laut ANSA
hatte sich der Lega-Führer bereits mit dem Chef der faschistischen
Forza (FI), Ex-Premier Silvio Berlusconi, getroffen, der anschließend
verkündete, die Regierung sei am Ende und das Land werde mit seiner
Partei "bald eine Mitte-Rechts-Regierung erhalten".

Fürs erste hat die Drohung gewirkt, aber wie die römische La
Repubblica schrieb, dürfte es spätesten nach den EU-Wahlen im Mai
2019 mit der Koalition zu Ende sein. Bis dahin "herrsche ein
Waffenstillstand". Während Meinungsumfragen der Lega, die bei den
Wahlen im März knapp 17,4 Prozent erreichte, eine Verdoppelung der
Stimmen voraussagen, verliert M5S von seinen damals rund 34 Prozent
über fünf. Dazu trägt bei, dass inzwischen "führende Kreise der
Padrone", so das Blatt weiter, für eine von Salvini dominierte
Regierung sind. Von den wachsenden Gegensätzen zeugte auch, dass die
Lega-Parlamentarier das Abstimmungsergebnis mit frenetischem
Beifallsstürmen feierten, während die von M5S in Schweigen verharrten.

Gegen das Dekret stimmten die Parlamentarier der Demokratischen Partei
(PD) und der Linken Freie und Gleiche (LeU), die dazu weiße Masken
aufgesetzt hatten. Nachdem die PD in ihrer Mehrheit jahrelang tatenlos
dem menschenfeindlichen Treiben der Lega zugesehen hatte, enthüllten
deren Redner nun, wie auch die der LeU, an zahlreichen Beispielen,
dass das Dekret verfassungswidrig ist und gegen Grundsätze der EU
verstößt. Der Chef der PD-Fraktion, Graziano Delrio, nannte das Votum
"eine unvorstellbare Wende in der Migrationspolitik". Ein derartiges
Spektakel habe das Parlament noch nie erlebt.

Mit dem Sicherheitsdekret wird das in der Verfassung verbürgte
Asylrecht (humanitäres Bleiberecht für Migranten) de facto beseitigt.
Salvini behauptet, dass sich 490.000 Migranten "illegal" in Italien
aufhalten, die abgeschoben werden sollen. Bisher hatten Bewerber,
welche die Asylbedingungen zwar nicht erfüllten, für die aber eine
Ausweisung aus humanitären Gründen nicht zumutbar erschien, ein
Bleiberecht erhalten. Jetzt werden, so der Leiter des italienischen
Gemeindeverbands, Antonio De Caro, "die einzigen Einrichtungen
abgeschafft, die in der Bevölkerung akzeptiert waren und die soziale
Spannungen verhindern konnten". Bisher bestehende Integrationszentren,
in denen Migranten auch Italienisch-Unterricht erhielten und ihnen bei
der Arbeitssuche geholfen wurde, werden geschlossen. Das betreffe etwa
30.000 von insgesamt 130.000 registrierten Asylbewerbern in vor allem
kommunalen Zentren. Die betreffenden Migranten sollen in große
Abschiebezentren überführt werden. Wegen fehlender Rücknahmeabkommen
mit den meisten Herkunftsländern soll die Aufenthaltsdauer in den
Abschiebezentren von derzeit maximal 90 auf 180 Tage verdoppelt
werden. Migranten würden "im besten Fall" Häuserbesetzer und
Schwarzarbeiter, im "schlechteren Fall würden sie von der
organisierten Kriminalität angeheuert", betont De Caro.

Kritiker des neuen Sicherheitsdekrets warnen, dass die Zahl der
"Illegalen" zunehmen werde. Diejenigen Flüchtlinge, denen die
humanitäre Aufnahme verweigert wird, befänden sich ja schon im Land
und könnten in den meisten Fällen nicht abgeschoben werden. Sie würden
künftig in die Illegalität gedrängt. Laut dem Institut für
Internationale politische Studien (ISPI) werde die Zahl der
"Illegalen" mit der Abschaffung des humanitären Bleiberechts bis zum
Jahr 2020 auf rund 620.000 ansteigen.

Gegen sie soll verstärkt mit repressiven Methoden vorgegangen werden,
um sie zu zwingen, "freiwillig" Italien zu verlassen. Zu "mehr Ruhe
und Ordnung" soll u. a. der Einsatz von Elektroschockgeräten durch die
Polizei, so bei der "unbürokratischen Räumung" besetzter Häuser
beitragen. Der Innenminister will weiter zusätzlich Personal für die
Polizei rekrutieren, was La Repubblica als Aufstellung "einer
irregulären Truppe" zur Migrantenbekämpfung bezeichnete. Das Dekret
verschärft das Strafrecht. Die Organisation bzw. Unterstützung von
Wohnungsbesetzungen soll mit 2 bis 4 Jahren Haft bestraft werden.
"Belästigende Bettelei" mit bis zu sechs Monaten Haft, bei
Einbeziehung Minderjähriger bis zu drei Jahren.

Während der Parlamentsdebatte forderte Salvini Premier Conte auf, den
Migrationspakt der UNO nicht zu unterzeichnen und nicht zu der Tagung
der EU am 10./11. Dezember nach Marokko zu fahren. Conte äußerte
daraufhin lediglich, dass sich "das Parlament dazu äußern soll".

 * 

Quelle:

© 2018 by Gerhard Feldbauer
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ZEITGENOSSEN/016: 1968 in Hanoi - Irene und Gerhard Feldbauer (Hoa Binh)


Hoa Binh Nr. 33 | 2018

Informations-Bulletin der Vereinigung Schweiz-Vietnam

1968 in Hanoi


Gespräch mit Irene und Gerhard Feldbauer, 21. September 2018

geführt von Stefan Kühner, dem stellvertretenden Vorsitzenden

der Freundschaftsgesellschaft Vietnam aus Deutschland



50 Jahre ist es her, dass die Tet-Offensive die USA und die Welt
erschütterte. 50 Jahre liegt auch das Massaker der US-Armee in My Lai
zurück. Und vor 50 Jahren gingen in der Schweiz junge Leute auf die
Strasse, um gegen diesen Krieg, den die Vietnamesen "Amerikanischer
Krieg" nennen, zu protestieren. Viele Zeitzeugen erinnern sich noch
gut an dieses Jahr und manche berichten mit etwas Wehmut über diese
Zeit, in der sie so aktiv waren. An Zeitzeugen über die Bewegung gegen
den Vietnamkrieg mangelt es also nicht. Ganz anders, wenn es um
Zeitzeugen geht, die vor 50 Jahren in Hanoi waren und den Krieg
hautnah miterlebten. Zwei dieser Zeitzeugen sind Gerhard und Irene
Feldbauer. Sie waren von 1967 bis 1970 als Korrespondenten in der DRV,
der Demokratischen Republik Vietnam, wie Nordvietnam hierzulande
genannt wurde. Hoa Binh hatte im September die Gelegenheit, mit
den beiden zu sprechen und sie um ihre Erinnerungen und Erfahrungen zu
bitten.




[image: Foto: © Irene und Gerhard Feldbauer]

Irene und Gerhard Feldbauer als Auslandskorrespondenten der DDR im
Kriegseinsatz in Vietnam

Foto: © Irene und Gerhard Feldbauer



Fulda, 21.09.2018: Ich sitze bei Irene und Gerhard Feldbauer in
Künzell, im Randgebiet von Fulda. Die Namen der beiden sind mir schon
lange bekannt durch ihr Vietnambuch "Sieg in Saigon". Getroffen haben
wir uns noch nie. Die Herzlichkeit, mit der sie mich empfangen, sorgt
von Anfang an für eine ganz freundschaftliche Atmosphäre.

Auf dem Tisch liegen einige Erinnerungsstücke, darunter auch eines aus
Fallschirmseide. Es gehörte zu einem US-Fallschirm, mit welchem ein
US-Bomberpilot über Nordvietnam abspringen musste, nachdem er von der
Flugabwehr der DRV "vom Himmel geholt wurde". Dabei kommen wir noch
auf ein anderes Stück Seidentuch zu sprechen, ein sogenanntes
"Überlebenstuch". Das waren Seidentücher mit dem Aufdruck "I am a
citizen of the United States of America. I do not speak your language.
Misfortune forces me to seek your assistance in obtaining food,
shelter and protection. Please take me to someone who will provide for
my safety and see that I am returned to my people. My government will
reward you." (1)

Dieser Text wurde in den Sprachen Englisch, Burmesisch, Thai,
Laotisch, Kambodschanisch, Vietnamesisch, Indonesisch, Malayisch,
Chinesisch (alt und modern), Französisch und Holländisch sowie Tagalog
(2) und Visayan (3) wiederholt. Solche Tücher trugen die Bomberpiloten
bei sich. Die Tücher sollten ihnen helfen, Leute zu finden, die sie in
die USA zurückbringen würden. Wie lächerlich war doch dieses Ansinnen,
wenn diese 'Luftpiraten', wie sie in Vietnam bezeichnet wurden,
gefangen genommen wurden. Den Kerlen, die ihnen die Bomben auf den
Kopf warfen, helfen? Ja, sie taten dies. Die Bevölkerung Nordvietnams
hatte strikte Anweisung, gefangene Luftpiraten zu den
Sicherheitsbehörden zu bringen.

Einer der abgeschossenen war John McCain, der kürzlich verstorbene
US-Senator der Republikaner. Er stürzte in Hanoi in den
"Truc Bach"-See und brach sich dabei Arm und Bein. Ein junger Leutnant
mit Namen Mai Van On rettete ihm das Leben. Am Ufer half er McCain ein
zweites Mal, denn nach einem eben erlebten schweren Bombenangriff auf
die Hauptstadt war zu befürchten, dass wütende Hanoier gegenüber dem
Amerikaner handgreiflich würden. Van On hielt sie zurück, eine
Krankenschwester half ihm und leistete erste Hilfe. Kurze Zeit später
kamen Soldaten und nahmen McCain in Gewahrsam. (4)

Zwischen 1964 und 1972 wurden Hunderte solcher Piloten in
Gefangenschaft genommen und in ein Gefangenenlager in Hanoi gebracht.
Irene und Gerhard trafen auf solche Piloten, denn sie waren
unmittelbar dabei, als drei dieser "Herren der Donnervögel" zum
Tet-Fest 1968 von der Regierung der DRV freigelassen wurden. Irene
steht auf und holt Bilder aus dem Arbeitszimmer, die sie selbst
gemacht hat. Die Schwarzweiss-Abzüge haben auf der Rückseite jeweils
die Bildregisternummer und eine Bilderklärung für die Redaktionen, die
diese Bilder bekamen. Aufgedruckt per Matrizendruck im klassischen
Matrizenblau.
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Prof. Dr. Howard Zinn und Reverend Daniel Berrigan bei der Übergabe der
US-Piloten

Foto: © Irene Feldbauer



Bild eins zeigt Prof. Dr. Howard Zinn, einen Aktivisten der
amerikanischen Antikriegsbewegung und den Pfarrer Reverend Daniel
Berrigan. Sie waren gekommen, um drei abgeschossene Bomberpiloten
abzuholen und sie in die USA zu bringen. Ein zweites Bild zeigt die
drei Piloten und das dritte den Fliegerleutnant Paul Metheny, einen
jungen Mann von 24 Jahren, der sich im Namen seiner Kameraden für die
grossherzige Tat der Freilassung bedankt.

Ein andermal sprachen sie mit Major Jack Williamson Bomar. Er wurde am
4. Februar 1967 mit einer Flak-Rakete nördlich von Hanoi abgeschossen.
Er flog ein Flugzeug, das das Radarsystem der nordvietnamesischen
Luftabwehr stören sollte. Navigationsoffizier Bomar, so erinnert sich
Gerhard, sagte zunächst, seine Maschine habe keine Bomben abgeworfen
und so sei er nicht für getötete Zivilisten verantwortlich. Doch im
weiteren Gespräch gab er zu, dass es grosse Zerstörungen gibt und "ich
will meine Verantwortung dabei nicht leugnen." Am Ende sagte er: "Ich
hege keinen Hass gegen die Vietnamesen. Ich bin hier den Umständen
entsprechend gut behandelt worden. Ich hoffe und wünsche, dass dieser
Krieg bald zu Ende geht. Was mich betrifft, so möchte ich nur noch
einen Flug machen, den Flug nach Hause."




[image: Foto: © Irene Feldbauer]

Die drei am 16. Februar 1968 aus Anlaß des Tetfestes freigelassenen US-Piloten

Foto: © Irene Feldbauer



Sie kannten solche Piloten allerdings auch aus einer ganz anderen
Perspektive. Als Tiefflieger, die über ihre Köpfe brausten. Sie
berichten von einer ihrer Reisen in den Süden der DRV im April 1968.
Abends, sie hatten gerade ihr Gepäck auf die Jeeps geladen und wollten
weiterfahren, wurde das Dorf angegriffen. "Die Maschinen flogen so
tief, dass wir die Gesichter der Piloten in den Kanzeln sehen
konnten", erzählt Irene. "Zwischen den Hütten explodierten die Bomben.
Wir wollten das Geschehen mit unseren Kameras festhalten. Unsere
vietnamesischen Begleiter zerrten uns in die Fahrzeuge und wir rasten
davon, das Dorf im Bombenhagel hinter uns zurücklassend. Wie so oft
waren unsere Begleiter unsere Lebensretter."

Und dann erzählt Gerhard noch eine weitere solche Situation. "Wir
waren mit Hubert Link von ADN-Zentralbild, der auf Einladung der
"Vietnam News Agency" für zwei Wochen nach Hanoi gekommen war, auf der
Fahrt in den Süden. Es war gegen Mitternacht, als wir an einem Fluss
ankamen und das Ende einer langen Kolonne bildeten. Die Pontonbrücke,
die etwas unter Wasser angelegt war, sollte um Mitternacht geöffnet
werden. Gerhard entdeckte am Anfang eine Reihe Benzintank-LKWs, die
Treibstoff an die Front brachten." Irene schildert das weitere
Geschehen. "Wir beschlossen schleunigst umzukehren. Wir hatten
vielleicht einen Kilometer zurückgelegt, als die Fahrzeugkolonne am
Fluss angegriffen wurde. Wir sahen einen riesigen Feuerschein und uns
war klar, dass da viele Menschen sterben mussten."
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Ein-Personen-Bunker in Hanoi

Foto: © Irene Feldbauer



Die Einschläge von Bomben erlebten sie aber auch in unmittelbarer Nähe
ihrer Wohnung in Hanoi. Diese war nur ein, zwei Strassen vom
Hauptbahnhof entfernt, der zu den bevorzugten Angriffszielen gehörte.
"Wir sahen verbrannte Menschen und zerstörte Häuser", erzählt Irene.
"Wenn die Bomber kamen, suchten wir und unsere drei vietnamesischen
Mitarbeiter zusammengekauert Schutz in einem kleinen Luftschutzbunker
im Garten unseres Hauses".

"Nur, Irene schaffte es oftmals nicht, in den Bunker zu kommen", fügt
Gerhard an. "Wenn sie im Fotolabor war (das war die Toilette in ihrer
Wohnung) und Bilder entwickelte, blieb sie dort". Irene: "Was hätte
ich denn tun sollen? Wenn ich den Entwicklungsprozess unterbrochen
hätte, wären die Bilder kaputt gewesen." Sie hat Tausende Bilder in
ihrer Zeit in Hanoi gemacht. Die Fotos liegen jetzt im digitalen
Bildarchiv der deutschen Bundesregierung in Koblenz. Einige hat sie
noch und sie springt nochmals auf, um sie zu holen.
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Besagtes Foto einer jungen Vietnamesin mit von Kugelbomben verursachten
Rückenverletzungen

Foto: © Irene Feldbauer



Es sind Bilder einer jungen Frau, deren Rücken durch Kugelbomben von
kleinen Wunden übersät ist. Die DDR-Dokumentarfilmer
Heynowski&Scheumann berichteten über diese üble Waffe in ihrem Film
und Buch "Piloten im Pyjama". "Ach ja", ergänzt sie, "hier ist noch
ein Bild. Da sieht man Kinder mit so dicken Strohhüten. Das waren
handgeflochtene 'Schutzhelme' gegen diese Kugelbomben". Auch darüber
berichteten Heynowski&Scheumann. Getroffen haben sich diese nicht mit
den Feldbauers. "Sie kamen erst, als wir schon wieder zuhause waren",
sagt Irene. Gerhard fügt noch hinzu: "Die Vorwarnzeiten bei den
Luftangriffen waren unglaublich kurz. Die Angreifer kamen von den
Flugzeugträgern vor der Küste immer übers Meer und die Warnungen kamen
über einen der Lautsprecher, die in unserem Haus und in den Straßen
installiert waren. Wir hörten dann die Warndurchsagen: noch 100 km
entfernt, noch 50 km, noch 15 km und dann fielen die Bomben auch
schon."
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Kinder aus einer in Hanoi evakuierten Schule mit besonders dick
geflochtenen Strohhüten zum Schutz vor Kugelbomben

Foto: © Irene Feldbauer



Die beiden waren ein noch ziemlich jung verheiratetes Paar, als sie
nach Hanoi flogen, um für den Allgemeinen Nachrichtendienst der DDR
(ADN) und die Zeitung "Neues Deutschland" zu berichten. Gerhard war
studierter Historiker. Bevor er 1965 zum ADN kam, war er Assistent am
Institut für Geschichte der Friedrich-Schiller-Universität in Jena,
Irene war dort leitende medizinisch-technische Assistentin am
Pharmakologischen Institut. Beim ADN war Irene dann als Fotoreporterin
ausgebildet worden. Den Auftrag des ADN nach Hanoi zu gehen,
übernahmen sie gern, denn sie waren überzeugte Internationalisten.
"Wir ahnten schon, was da auf uns zukommen sollte", erzählen sie,
"aber die Wirklichkeit des Krieges war dann halt doch die nackte
Realität. Sehr schnell nach unserer Ankunft wurden wir mit der
Brutalität der Bombenangriffe der USA gegen Hanoi konfrontiert",
ergänzt Gerhard seinen Bericht über die "Feuertaufe" am Roten Fluss.
"Es gab Mitte Oktober 1967 einen furchtbaren Luftangriff auf das
Zentrum von Hanoi. In der Hué-Straße kamen 76 Menschen ums Leben, 151
wurden verwundet. Wir fuhren dorthin und sahen ein völlig verwüstetes
Wohngebiet vor uns. Aus den Trümmern ragte ein Kinderwagen, dazwischen
zerfetzte Schulbücher."

Das Leben war mehr als bescheiden zu jener Zeit. Nicht nur wegen des
Krieges. "Aber wir hatten den Kontakt zu unseren Kollegen aus den
anderen sozialistischen Ländern und vor allem zu unserer Übersetzerin
und anderen vietnamesischen Helfern, die uns immer zur Seite standen.
Unsere Dolmetscherin Anh war Mutter von vier Kindern. Nicht ein
einziges Mal hat sie abgelehnt, uns in die vom Krieg heimgesuchten
Provinzen zu begleiten. Was für eine tapfere Frau. Und so wie sie
lernten wir ein ganzes Volk kennen."
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1968 - internationale Journalisten besichtigen Bombenschäden in Hanoi

Foto: © Irene Feldbauer



Natürlich gibt es auch gute Erinnerungen. Irene und Gerhard erzählen
von einem Besuch bei der Minderheit der Thai im Westen der etwa 150
Kilometer südlich von Hanoi liegenden Provinz Thanh Hoa. Es war das
erste Mal, dass sie Europäern begegneten. Das ganze Dorf kam herbei.
Vor allem die Kinder. "Habt ihr Kinder?, wollten die Erwachsenen
wissen. In Vietnam ist das eine der ersten Fragen, wenn man ins
Gespräch kommen will, aber sich noch nicht kennt", erzählt Irene.
"Nein, antworteten wir - wir sind in der dritten Wartezeit. Alle
fingen an zu klatschen."

Was ist das, die dritte Wartezeit, will ich wissen. "Ja das war im
Krieg ein stehender Begriff für die Vietnamesen", erklärt Gerhard.
"Die Alten gaben den Jungen diesen Rat, bevor sie in den Kampf zogen:
Wenn Du noch keine Freundin hast, warte bis der Krieg vorbei ist. Das
war die erste Wartezeit. Wenn Du eine Freundin hast, heirate nicht.
Warte bis der Krieg vorbei ist. Das war die zweite Wartezeit. Wenn Du
verheiratet bist und noch keine Kinder hast, warte bis der Krieg
vorbei ist. Das war die dritte Wartezeit. Und in der steckten wir
beide." Nochmals steht Irene auf und holt ein kleines gewebtes und
kunstvoll besticktes viereckiges Tuch, das eine der Frauen ihr
geschenkt hat.

Und auch daran wird sich vor allem Irene immer erinnern. Einmal bei
einer Kundgebung in Hanoi, bei der Ho Chi Minh sprach, fotografierte
sie. Ho Chi Minh bat, dass man diese Fotoreporterin doch zu ihm bitten
möge. Auf die Frage, woher sie komme, antwortete sie: "Aus der
Deutschen Demokratischen Republik", und Ho begrüßte sie ganz herzlich
auf Deutsch. Er konnte diese Sprache etwas, da er in jungen Jahren
einige Wochen in Deutschland verbracht hatte. Damals nannte er sich Ai
Quoc. Sie hatten noch zwei weitere Begegnungen mit dem legendären
Führer des nationalen Befreiungskampfes Vietnams. "Es waren
unvergessliche Begegnungen", sagt Irene. "Wenn er mit uns sprach, uns
die Hand drückte, uns freundschaftlich umarmte, sich nach unserem
Befinden erkundigte, spürten wir in einer unvergesslichen Weise die
kaum wiederzugebende Ausstrahlung dieser faszinierenden
Persönlichkeit."


Fußnoten:

(1) Ich spreche Ihre Sprache nicht. Das Unglück zwingt mich, Sie um
Hilfe zu bitten und um Nahrung, Unterkunft und Schutz. Bitte bringen
Sie mich zu jemandem, der für meine Sicherheit sorgt und dafür sorgt,
dass ich zu meinen Leuten zurückgebracht werde. Meine Regierung wird
Sie belohnen.

(2) Die wichtigste Sprache auf den Philippinen

(3) Sprache einer philippinischen Minderheit

(4) McCain konnte nach dem Pariser Friedensabkommen 1973 nach 5 Jahren
Gefangenschaft in die USA zurückkehren. Von Dankbarkeit gegenüber
seinem Lebensretter war lange Zeit nichts zu hören. Vielmehr
beschwerte sich McCain über Folter, weil seine Verletzungen nicht
schnell behandelt wurden. 1985 und auch später besuchte er Hanoi, ohne
einmal nach seinem Lebensretter zu fragen. Erst 1996, er war
inzwischen Senator von Arizona, traf er sich mit Van On und
überreichte ihm eine "Erinnerungsmedaille" des US-Kongresses.

 * 
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/428: Iran-Report Nr. 12 - Dezember 2018


Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 12 - Dezember 2018

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Austritt der USA und der
Wiedereinführung von Wirtschaftssanktionen droht das Atomabkommen zu
scheitern. Der erhoffte wirtschaftliche Aufschwung, die Öffnung nach
außen und vor allem auch die Liberalisierung der theokratischen
Staatsordnung sind in weite Ferne gerückt. Über den Kurs des Landes,
auch über die Rolle Irans in der Region, ist sich die Staatsführung
nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon seit geraumer Zeit
zwischen Konservativen und Reformern tobt, ausgehen wird, ist
ungewiss. Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen
aus. Auch um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen
und Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.


INNENPOLITIK

• Wächterrat lehnt Gesetz gegen Terrorfinanzierung ab

• Innenminister warnt vor Folgen der Unzufriedenheit in der Bevölkerung 

• Lehrer streiken in zahlreichen Städten 

• Neuer Bürgermeister von Teheran gewählt 

• Ungewisses Schicksal der inhaftierten Umweltaktivisten 

• Streik von Zuckerfabrik-Arbeitern weitet sich aus 

• Anwalt Soltani freigelassen 

• Prediger warnt vor Abkehr vom Islam Prediger warnt vor Abkehr vom Islam


WÄCHTERRAT LEHNT GESETZ GEGEN TERRORFINANZIERUNG AB

Laut iranischen Medien hat der Wächterrat, der für die Überprüfung
der vom Parlament verabschiedeten Gesetze verantwortlich ist, das
Gesetz gegen Terrorfinanzierung zurückgewiesen.

Das Parlament hatte nach fast viermonatigen kontroversen Debatten am
7. Oktober mit knapper Mehrheit den Beitritt Irans zum
Anti-Terrorfinanzierungspakt (CFT, Combating the Financing of
Terrorism) beschlossen. Der Sprecher des Wächterrats, Abbasali
Kadchodai, sagte in einem Interview mit der Agentur Fars, der Rat
habe 20 Fehler im Gesetz festgestellt und habe es an das Parlament
zurückgeschickt. Es gehe vor allem um einige Teile des Gesetzes, die
den Grundsätzen des Islam oder der Verfassung der Islamischen
Republik widersprächen. Kadchodai betonte, der Rat habe das Gesetz
nicht grundsätzlich abgelehnt. Sollte das Parlament nicht dazu bereit
sein, die festgestellten Fehler zu korrigieren, müsste das Gesetz zur
endgültigen Entscheidung an den Schlichtungsrat weitergeleitet
werden. Allerdings habe der Schlichtungsrat bereits zuvor ebenfalls
einige Fehler festgestellt und das Gesetz in vorliegender Form
abgelehnt.

Der Beitritt zum CFT gehört zu den Bedingungen, die die Arbeitsgruppe
für finanzielle Maßnahmen gegen Geldwäsche (FATF, Financial Action
Task Force on Money Laundering) von Iran fordert, um das Land aus
ihrer schwarzen Liste zu streichen. Iran stand auf dieser Liste,
wurde aber vorübergehend bis Oktober 2018 herausgenommen. Um nun
endgültig aus der Liste gestrichen zu werden, müsste das Land einige
Bedingungen erfüllen. Andernfalls hätte Iran, unabhängig von
bestehenden Sanktionen, große Schwierigkeiten mit internationalen
Banken und Finanzzentren Geschäfte zu machen.

Das nun vom Wächterrat zurückgewiesene Gesetz ist eines von vier
Gesetzesvorlagen, die die Regierung dem Parlament vorgelegt hat, um
mit deren Verabschiedung die vom CFT gestellten Bedingungen zu
erfüllen.

Gegner des Gesetzes argumentieren, die Islamische Republik würde mit
dem Beitritt ihre Unabhängigkeit verlieren. Die FATF widerspreche in
den Bereichen Außenpolitik, Verteidigung und Wirtschaft den
nationalen Interessen und der Sicherheit des Landes. Zudem werde die
Mitgliedschaft ein Umgehen der Sanktionen und die Zusammenarbeit mit
Personen und Gruppen verhindern, die geheim gehalten werden müssten.
Denn die Mitgliedschaft erlaube der FATF auch den Einblick und die
Einmischung in innere Angelegenheiten des Landes. Schließlich werde
die Mitgliedschaft die Zusammenarbeit mit islamischen
Widerstandsorganisationen wie der libanesischen Hisbollah verhindern,
die die FATF als terroristisch einstuft.


INNENMINISTER WARNT VOR FOLGEN DER UNZUFRIEDENHEIT IN DER
BEVÖLKERUNG

Irans Innenminister Abdolresa Rahmani Fasli warnte am 5. November auf
einer Sitzung der "Organisation der Nationalen Verteidigung" vor den
Folgen der steigenden Unzufriedenheit in der Bevölkerung. "Wenn es
uns nicht gelingt, die Menschen in unserem Land zufrieden zu stellen,
werden wir Probleme haben, die uns allen schaden werden", sagte der
Minister. "Mit der gegenwärtigen Lage ist nicht zu spaßen."

Fasli verwies auf die landesweiten Unruhen in den vergangenen Monaten
und sagte: "Wenn wir die Gefahren, die das Land bedrohen, einstufen,
gehören diese (Unruhen) zu den wichtigsten. Wir dürfen die Ereignisse
nicht auf die leichte Schulter nehmen." Weiter sagte der Minister:
"Wir brauchen Ordnung und Sicherheit. Die Vernunft sagt, dass wir uns
um Sicherheit kümmern müssen, bevor etwas passiert."


LEHRER STREIKEN IN ZAHLREICHEN STÄDTEN

Einem Bericht des Koordinationsrats der Lehrerverbände vom 15.
November zufolge wurden bei landesweiten Streiks von Lehrern am 12.
und 13. November mindestens 12 Personen festgenommen. Die Streikenden
forderten Gehaltserhöhungen und die Freilassung ihrer inhaftierten
Kollegen und Kolleginnen, die bei früheren Streiks festgenommen
worden waren.

Nach Angaben des Koordinationsrats haben Lehrerinnen und Lehrer aus
55 Städten an den landesweiten Streiks teilgenommen, unter anderem in
den Provinzen Fars, Kurdistan, Kermanschah, Isfahan, Yasd, Masanderan
und Bushehr. Die Streiks seien erfolgreich gewesen, nicht zuletzt
wegen der großen Teilnahme von Frauen, hieß es in der Mitteilung.

Es hat in diesem und den vergangenen Jahren sowohl in der Hauptstadt
Teheran als auch in anderen Städten öfter Protestkundgebungen von
Lehrern gegeben. Dieses Mal gelang den Initiatoren jedoch eine
koordinierte Aktion, die im ganzen Land zum Ausfall von Unterricht an
Hunderten von Schulen führte.


NEUER BÜRGERMEISTER VON TEHERAN GEWÄHLT

Der Teheraner Stadtrat hat am 13. November Pirus Hanatschi zum neuen
Bürgermeister der Hauptstadt gewählt. 11 Stadträte stimmten für ihn,
10 für seinen Konkurrenten Abbas Achundi. Achundi war im vergangenen
Monat von seinem Amt als Minister für Straßen- und Städtebau
zurückgetreten, weil er nach eigenen Angaben mit der Politik der
Regierung nicht einverstanden war.

Seitdem der Stadtrat vor zwei Jahren gewählt wurde, ist Hanatschi der
vierte vom Rat gewählte Bürgermeister. Er ist 54 Jahre alt. Zuletzt
war er Vizebürgermeister, zuständig für Architektur und
Stadtentwicklung. Er hat in Teheran Architektur studiert. Sein
Spezialgebiet ist Wiederaufbau und Stadtentwicklung. Politisch zählt
er zu den Reformern.


UNGEWISSES SCHICKSAL DER INHAFTIERTEN UMWELTAKTIVISTEN

Auch nach zehnmonatiger Untersuchungshaft bleibt das Schicksal der
Umweltaktivisten ungewiss. Als im Februar die Nachricht vom Tod des
bekannten Umweltexperten Kawus Seidemami die Öffentlichkeit
erreichte, gab der Sprecher der Justiz bekannt, dass eine Gruppe von
Umweltaktivisten festgenommen worden sei. Seidemami starb unter
merkwürdigen Umständen. Die Justiz behauptete, er habe Selbstmord
begangen. Seine Familie und Freunde bezweifeln diese Behauptung. Sie
gehen vielmehr davon aus, dass Seidemami durch Folter getötet worden
sei. Sie forderten Präsident Rohani auf, Ermittlungen zu veranlassen.
Dieser Aufforderung folgend wurde eine zuständige Gruppe gebildet,
bestehend aus dem Justizminister (nicht zu verwechseln mit dem
Justizchef), dem Innenminister, dem Informationsminister und dem für
juristische Fragen zuständigen Vizepräsident.

Das Ergebnis der Ermittlungen teilte Umweltminister Isa Kalantari
mit. Es gebe keine Belege für die Vorwürfe der Justiz, sagte er. Die
Inhaftierten müssten freigelassen werden. Doch der Justizsprecher
erklärte, die Mittelung sei irrelevant, weil Kalantari und die
Ermittlungsgruppe keinen Zugang zu den Akten gehabt hätten.

Auch den Anwälten der Umweltaktivisten wurde bislang keine
Akteneinsicht erlaubt. Stattdessen stellte die Justiz
Pflichtverteidiger. Schließlich gab die Justiz bekannt, dass den
Gefangenen "Verderben auf Erden" vorgeworfen werde, ein Vorwurf, der
gewöhnlich mit dem Tod geahndet wird.

In den vergangenen Tagen haben mehr als 1100 Umweltschützer in einem
Schreiben an den Justizchef einen gerechten Prozess gegen die
Umweltaktivisten gefordert. Sie bezeichneten die Inhaftierten als
"beste Kenner und Schützer der Umwelt des Landes, die im Rahmen der
Gesetze gehandelt und ihr Leben für die Umwelt eingesetzt haben".


STREIK VON ZUCKERFABRIK-ARBEITERN WEITET SICH AUS

Die Proteste der Arbeiter der Zuckerfabrik "Hafttappeh" in Schusch,
in der südlichen Provinz Chusestan, die Anfang November begonnen
hatten, weiten sich aus. Die Arbeiter, die seit Monaten keinen Lohn
bekommen haben, scheinen entschlossen zu sein, ihren Kampf solange
fortzusetzen, bis ihre Löhne ausgezahlt und ihre Forderungen
akzeptiert werden.

Am 17. November, dem zehnten Tag ihres Streiks, bekamen die
Protestierenden breite Unterstützung von der Bevölkerung, die ihre
Solidarität mit den Streikenden bekundete. Die Menschen versammelten
sich vor dem Amt des Stadtkommandanten. Ordnungskräfte und
Sicherheitsbeamte kontrollierten die Kundgebung. Der
Provinzgouverneur Gholamresa Schariati sagte der Agentur Isna, die
Kundgebung sei friedlich gewesen. Er sei gemeinsam mit den
Verantwortlichen bemüht, den Forderungen der Arbeiter entgegen zu
kommen. Am Tag zuvor waren die streikenden Arbeiter zum Freitagsgebet
gegangen und hatten den Prediger beschimpft: "Lügner, Lügner",
skandierten sie. Sie kehrten ihm den Rücken und riefen: "Vor uns die
Heimat, hinter uns der Feind". Ähnliche Kundgebungen fanden in den
Stadt Ahwas statt.

Ein Arbeiter der Hafttappeh-Fabrik sagte der Agentur Ilna, die
Versprechungen der Verantwortlichen, die Löhne auszuzahlen, seien
nichts als verbale Bekundungen. Die Zuckerfabrik war ursprünglich
staatlich, wurde jedoch später privatisiert. Die neuen Unternehmer
erwiesen sich jedoch als unfähig, das Unternehmen ordentlich zu
führen, den Lohn der Arbeiter rechtzeitig zu zahlen und deren
berechtigte soziale Forderungen durchzusetzen. Daher forderten die
Arbeiter nun, dass ein Rat der Arbeiter die Leitung des Unternehmens
übernimmt. Sollte jedoch das Unternehmen wieder auf den Staat
übertragen werden, müssten alle Angelegenheiten der Fabrik unter die
Kontrolle eines Arbeitergremiums gestellt werden.

Am 19. November forderten die Streikenden die Freilassung ihrer
inhaftierten Kollegen. Am Vortag waren 18 Demonstranten festgenommen
worden, darunter auch eine Journalistin. Gouverneur Schariati sprach
dagegen von mindestens vier Personen, die festgenommen wurden. Bei
der Kundgebung wurden auch Vorwürfe gegen die Regierung laut.


ANWALT SOLTANI FREIGELASSEN

Nach einer siebenjährigen Haft wurde der bekannte Anwalt und
Menschenrechtsaktivist Abolfattah Soltani freigelassen. Er hatte mehr
als die Hälfte seiner Gefängnisstrafe verbüßt. Am 21. November durfte
er unter Zustimmung zu bestimmten Auflagen das Gefängnis verlassen.
Laut seinem Anwalt Said Dehghan hatte sich der Justizminister für die
Freilassung Soltanis eingesetzt.

Soltani war zu 13 Jahren Haft und 20 Jahren Berufsverbot verurteilt
worden. Er war Mitglied des Vereins zur Verteidigung der
Menschenrechte, was mit ein Grund für seine Verurteilung gewesen war.
Zudem wurde er beschuldigt, Propaganda gegen die Islamische Republik
gemacht zu haben. Soltanis Mandanten waren zumeist politisch
Verfolgte. 2009 wurde Soltani mit dem Internationalen Nürnberger
Menschenrechtspreis ausgezeichnet. Er konnte den Preis jedoch nicht
selbst entgegennehmen, da ihm die Ausreise aus Iran nicht erlaubt
wurde.


PREDIGER WARNT VOR ABKEHR VOM ISLAM

Der erzkonservative Prediger Ahmad Chatami sagte am 23. November beim
Freitagsgebet: "In einer Zeitung, die aus dem Staatshauhalt
finanzielle Unterstützung erhält, stand geschrieben, der gepanschte
Wein sei zu einer Plage für die Menschen geworden. Daher solle das
Verbot des Weinverkaufs aufgehoben werden." Er forderte den
Presseaufsichtsrat auf, der Sache nachzugehen und dagegen etwas zu
unternehmen. "Heute verlangt man den freien Verkauf von Wein, morgen
wird man die Aufhebung der Kleidungsvorschriften verlangen und
irgendwann wird man ein Referendum über den Islam fordern. Doch
diesen Wunsch werdet ihr mit ins Grab nehmen."

Die Attacke des Predigers richtete sich gegen einen Artikel, der fünf
Tage zuvor in der Tageszeitung "Iran" erschienen war. Darin hieß es,
innerhalb der vergangenen 45 Tage seien 959 Personen durch
nicht-standardisierten Alkohol vergiftet worden. 92 Prozent unter
ihnen seien Männer gewesen, die meisten zwischen 21 und 30 Jahren. 84
von ihnen seien infolge der Vergiftung gestorben. 27 Personen seien
erblindet. Der Autor zitierte danach einen Theologen, der die Meinung
geäußert hatte, dass trotz Alkoholverbots und drastischer
Strafmaßnahmen weiterhin Alkohol konsumiert werde. "Wir müssen diese
Tatsache akzeptieren und alles tun, um die schlimmen Folgen des
Konsums von nicht-standardisiertem Alkohol zu verhindern."

Die Islamische Republik habe drei Prinzipien, sagte Chatami, der auch
Mitglied des Expertenrats ist: Islam, Republik und den
Revolutionsführer. "Der Islam ist unser Leben, daher werden Kleriker
wie ich bis zum letzten Blutstropfen gegen den Versuch der
De-Islamisierung Widerstand leisten."

 * 


KULTUR

• Filmemacher, Künstler und Schriftsteller gegen US-Sanktionen

• Neue Kleidungsvorschriften in Studentenheimen 

• Nur wenigen Frauen wird Zutritt zum Fußballstadion erlaubt 

• Ausreiseerlaubnis für Journalisten verweigert


FILMEMACHER, KÜNSTLER UND SCHRIFTSTELLER GEGEN
US-SANKTIONEN

Zahlreiche iranische Künstler, Schriftsteller und Filmemacher haben
eine Kampagne gegen die neuen US-Sanktionen gegen Iran gestartet. In
einer am 9. November veröffentlichten Petition unter dem Titel
"Stimmen gegen die Sanktionen" heißt es: "Erneut haben die USA
Sanktionen gegen Iran verhängt. Jeder Iraner wird persönlich den
Preis dafür zahlen. Politiker kommen und gehen, doch die Auswirkungen
ihrer katastrophalen Entscheidungen werden ein Albtraum für die
kommenden Generationen sein." Bis zum 9. November wurde die Petition
von mehr als 5000 Kunstschaffenden unterzeichnet, darunter von
Oscar-Preisträger Asghar Farhadi und dem Grammy-Preisträger Kayhan
Kalhor.


NEUE KLEIDUNGSVORSCHRIFTEN IN STUDENTENHEIMEN

Die Azad Universität (Freie Universität) hat Studentinnen untersagt,
in den Studentenheimen "häuslich bequeme" Kleider zu tragen. Auch den
Studenten wurde verboten, kurzärmlige Hemden zu tragen. Das sind zwei
Vorschriften aus einer langen Liste von Verboten und Geboten, die die
Universitätsleitung zur "Wahrung der kulturellen Würde" am 3.
November veröffentlicht hat. Eine Missachtung dieser Vorschriften
könne zur Exmatrikulation des oder der Betreffenden führen, heißt es.

In dem Schreiben, das an sämtliche Azad Universitäten im ganzen Land
verschickt wurde, wird den Studentinnen empfohlen, in den Heimen
einen Schleier oder ein bis unter das Knie reichendes Obergewand zu
tragen. Den Männern wird verboten, enge Hosen oder Oberhemden zu
tragen. Ihnen wird ebenfalls untersagt, Krawatten und Schmuck zu
tragen, ihr Haar modisch zu frisieren oder ihre Augenbrauen zu
zupfen.

Die Vorschriften beziehen sich nicht nur auf die Kleiderordnung. Den
Studenten wird auch untersagt, "das Internet falsch zu nutzen, so
dass es zu moralischen Verwerfungen führen könnte".

Die Islamische Azad Universität ist mit circa 1,7 Millionen Studenten
und über 30.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die größte
Universität Irans. Die private Universität wurde 1982 von dem
damaligen Staatspräsidenten Haschemi Rafsandschani gegründet. Sie hat
mehr als 400 Abteilungen und Zweigstellen, die sowohl im In- als auch
im Ausland angesiedelt sind. Der zentrale Sitz der Universität
befindet sich in der Hauptstadt Teheran.


NUR WENIGEN FRAUEN WIRD ZUTRITT ZUM FUßBALLSTADION
ERLAUBT

Wieder einmal durften nur bestimmte Frauen einem Männer-Fußballspiel
in Teheran beiwohnen. Die Verantwortlichen haben 850 Frauen erlaubt,
das Finale der asiatischen Champions-League im Teheraner
Asadi-Stadion mitzuerleben. Es handelte sich dabei um das Rückspiel
zwischen Persepolis Teheran und dem japanischen Team Kashima Antlers.
Fast 100.000 Plätze blieben den Männern vorbehalten. Dieselbe
Regelung wurde bereits im Oktober beim Länderspiel zwischen Iran und
Bolivien angewandt. Die ausgesuchten Frauen waren entweder Verwandte
der Spieler, Angestellte des iranischen Fußballverbands, Mitglieder
der Frauen-Nationalmannschaft, Parlamentsabgeordnete oder
Vertreterinnen der Regierung.

Der Streit um das Zutrittsverbot für Frauen dauert bereits seit
Jahrzehnten. Während die Reformer und Gemäßigten das Verbot aufheben
wollen, insistieren die Hardliner und Konservativen auf seine
Beibehaltung. Die vulgären Ausrufe der Männer bei Fußballspielen
verletze die Würde der Frauen, argumentieren sie. Selbst die neue
Regelung, bei Länderspielen eine begrenzte Zahl von Frauen den
Zutritt zu erlauben, stieß bei den Hardlinern auf heftige Kritik. Der
Teheraner Justizchef kritisierte Präsident Rohani, der sich für die
Aufhebung des Verbots eingesetzt hatte, mit den Worten: "Der
Präsident sollte sich nicht mit nebensächlichen Themen wie dem
Stadionverbot für Frauen befassen. Vielmehr sollte er sich um die
wahren Probleme der Menschen kümmern, vor allem um die akute
Finanzkrise und die himmelschreiende Inflation."


AUSREISEERLAUBNIS FÜR JOURNALISTEN VERWEIGERT

Iranische Behörden haben acht Journalisten, die für ein Seminar der
Deutschen Welle in Berlin nach Deutschland reisen wollten, die
Ausreiseerlaubnis verweigert. Wie AFP am 31. Oktober berichtete,
wurde ihnen am 9. Oktober am Teheraner Flughafen die Pässe
abgenommen. Das Seminar, das vom Auswärtigen Amt finanziert wurde,
sollte vom 8. bis 12. Oktober stattfinden.

Vergeblich versuchte das Auswärtige Amt, die Ausreise der
Journalisten doch noch zu ermöglichen. Auch der Versuch der Deutschen
Welle, über die iranische Botschaft in Berlin das Ausreiseverbot
aufzuheben, schlug fehl.

Carsten von Nahmen, Leiter der Akademie zur Medienentwicklung und
journalistischen Fortbildung, erklärte laut AFP, "starke Kräfte
innerhalb der iranischen Regierung hätten kein Interesse am
Menschenrecht auf freie Meinungsäußerung und auf freien Zugang zu
Informationen".

 * 
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NEUE US-SANKTIONEN - MAXIMALER DRUCK

Wenige Tage vor Inkrafttreten der neuen US-Sanktionen versuchte Irans
Präsident Hassan Rohani das Volk auf die neue schwierige Lage
einzustimmen: "Die Lage war in den vergangenen Monaten hart für die
Menschen und sie könnte auch in den nächsten Monaten hart sein",
sagte er am 31. Oktober in einer Kabinettsitzung, die vom Fernsehen
übertragen wurde. Er und seine Regierung würden alles versuchen, um
die Probleme so rasch wie möglich zu lösen.

Am 5. November trat die zweite Runde der Sanktionen in Kraft. Sie
richten sich hauptsächlich gegen die iranische Ölindustrie, Banken
und gegen die Schifffahrtsbranche. Laut Angaben des
Finanzministeriums sei die Liste der Sanktionen gegen Iran drastisch
erweitert worden. Sie richte sich gegen mehr als 700 Personen und
Flug- und Schifffahrtsunternehmen. Der maximale Druck auf Iran soll
Teheran zu neuen Verhandlungen über ein Abkommen zwingen, das eine
Wiederaufnahme des Atomprogramms zum Bau von Nuklearwaffen gänzlich
ausschließt. Zudem sollen sie eine Entwicklung ballistischer Waffen
verhindern und die "zerstörerischen Aktivitäten" Irans in der Region
beenden.

Insgesamt sind es nun mehr als 900 Iraner, die direkt von
US-Sanktionen betroffen sind. Weiterhin sind 50 iranische Banken und
ihre Zweigstellen im In- und Ausland mit Sanktionen belegt worden, im
Bereich der Schifffahrt sind es mehr als 400 Objekte, darunter 200
Schiffe, und im Bereich der Luftfahrt eine Fluggesellschaft und 65
Flugmaschinen. Bei der Fluggesellschaft handelt es sich um die
staatliche Fluggesellschaft Iran Air.

Es seien die härtesten Sanktionen, die die USA je gegen Iran verhängt
haben, sagte Präsident Donald Trump, fügte aber einschränkend hinzu,
sie beträfen aber nicht Medikamente, Nahrungsmittel und
landwirtschaftliche Produkte. Mit den Sanktionen sollen die
Deviseneinnahmen Irans drastisch reduziert werden. Dazu soll vor
allem der iranische Ölexport auf null reduziert und Iran aus dem
internationalen Finanzsystem gänzlich ausgeschlossen werden. "Unser
Ziel ist es, das Regime zu einer klaren Entscheidung zu zwingen:
entweder es gibt sein zerstörerisches Verhalten auf oder es setzt
seinen Pfad zum wirtschaftlichen Desaster fort", sagte Trump.

"Maximaler Druck bedeutet maximaler Druck", sagte Außenminister Mike
Pompeo. Iran müsse sein Verhalten grundlegend ändern. Der Minister
stellte zwölf Forderungen, die Iran erfüllen soll. Teheran soll unter
anderem aufhören, Terrorismus zu unterstützen, seine militärischen
Aktivitäten in Syrien und anderen Staaten der Region einstellen und
die Entwicklung seiner ballistischen Raketen beenden. "Das iranische
Regime hat die Wahl: dreht euch um 180 Grad oder seht zu, wie eure
Wirtschaft zerbröselt", sagte Pompeo. Er drohte Ländern und
Unternehmen, die das Sanktionsregime nicht befolgen: "Ich verspreche:
Mit Iran Geschäfte zu machen und gegen einige unserer Sanktionen zu
verstoßen, ist letztendlich eine schmerzhaftere wirtschaftliche
Entscheidung, als sich aus Iran zurückzuziehen."

Auch US-Sicherheitsberater John Bolton drohte Iran mit scharfen
Worten. Vor einem Gipfel in Singapur sagte er laut AFP vom 13.
November, der Druck gegen Iran werde immer stärker. "Wir werden sie
auspressen, bis es quietscht."


SANKTIONEN TREFFEN AUCH IMPORT VON MEDIKAMENTEN

Die Behauptung der amerikanischen Regierung, der Import von
Medikamenten werde durch die Sanktionen nicht eingeschränkt,
bezeichnete das Iranische Gesundheitsministerium als "große Lüge".
Die Agentur Isna berichtete, die Verantwortlichen für die
Medikamentenversorgung hätten erklärt, die drastischen
Einschränkungen der Bankverbindungen sowie die offiziellen und
inoffiziellen Drohungen der Pharmaunternehmen, die mit Iran Handel
treiben, würden zu großen Engpässen führen, was im besten Fall eine
Verspätung der Versorgung der Bevölkerung mit Medikamenten und
medizinischen Geräten zur Folgen haben würde.

Kianusch Dschahanpur, Sprecher der Organisation für Nahrungs- und
Medikamentenversorgung, sagte in einem Interview mit Isna, es gehe
nicht allein um den Import von "Rohstoffen für Medikamente", es gehe
auch um Geldtransfers. Auch andere Faktoren, wie die Einfuhr von
Maschinen und Nebenprodukten, haben eine "doppelte Funktion" und
werden als solche sanktioniert. All dies schaffe Probleme für die
Medikamentenversorgung. Daher sei es unsinnig, Medikamente von
anderen sanktionierten Gütern zu trennen.


ACHT LÄNDER ERHALTEN AUSNAHMEGENEHMIGUNG

Verwunderlich war, dass Washington trotz der Ankündigung, den
iranischen Ölexport auf null reduzieren zu wollen, einigen Ländern,
eine Ausnahmegenehmigung erteilte. Darunter jene, die zu den größten
Importeuren von iranischem Öl gehören. Demnach dürfen zwei
europäische Staaten, Italien und Griechenland, aber auch China,
Indien, Japan, Südkorea, Taiwan und die Türkei weiterhin Öl aus Iran
importieren. "Beim Öl wollen wir etwas langsamer vorgehen, weil ich
die Öl-Preise nicht weltweit in die Höhe treiben will", sagte Trump
am 5. November. Er sei zwar in der Lage den iranischen Ölexport
"sofort auf null zu treiben", aber das würde am Weltmarkt einen
Schock auslösen. "Ich will den Ölpreis nicht erhöhen."

Allerdings sollen die Ausnahmegenehmigungen erst einmal für die
nächsten sechs Monate gelten. Während dieser Frist sollen die Länder,
die ihren Ölimport aus Iran ohnehin bereits reduziert haben,
schrittweise auf einen Null-Import zusteuern. Unabhängig davon haben
die USA laut AP vom 8. November allen Staaten geraten, beim Umgang
mit iranischen Öltankern größte Vorsicht walten zu lassen. Denn
Versicherungsgesellschaften hätten mit Blick auf die US-Sanktionen
ihre Policen für iranische Tanker gekündigt, warnte das
US-Außenministerium. Als Ersatz gebe es zwar iranische Versicherer.
Doch diese seien nicht in der Lage, für mögliche Schäden aufzukommen.
Von nun an seien iranische Schiffe in der ganzen Region, vom
Suezkanal bis zur Straße von Malaka, eine Belastung. "Länder, Häfen,
Kanalbetreiber sowie private Unternehmen sollen wissen, dass sie
wahrscheinlich für die Kosten eines Unfalls mit einem
selbstversicherten iranischen Tanker verantwortlich sind", hieß es
aus dem Außenministerium.


SWIFT SPERRT IRANISCHEN BANKEN ZUGANG ZUM GLOBALEN
FINANZSYSTEM

Swift, das System über das der internationale Zahlungsverkehr
abgewickelt wird, hat am 5. November, dem gleichen Tag an dem die
neuen US-Sanktionen in Kraft traten, den Zugang von einigen
iranischen Banken zu dem System gekappt. Swift bedauerte den Schritt,
der aber notwendig sei, um die Stabilität und Integrität des
internationalen Finanzsystems zu gewährleisten, hieß es in einer
kurzen Mitteilung. Dass dieser Schritt eine Folge der US-Sanktionen
ist, wurde nicht erwähnt.

Banken, die von Swift ausgeschlossen werden, verlieren die Verbindung
zum globalen Finanzsystem. Das bedeutet, dass sie keine oder keine
großen Auslandsgeschäfte mehr tätigen können. Swift wickelt für mehr
als 11.000 Banken in 200 Ländern Finanztransaktionen ab.

Swift nennt zwar nicht die Namen der Banken, die ausgeschlossen
wurden. Doch das US-Finanzministerium veröffentlichte eine lange
Liste von Banken, die sanktioniert werden. Neben der iranischen
Zentralbank und anderen wichtigen Banken wie der Landwirtschaftsbank,
Melli-Bank, Maskan-Bank, Sanat-Bank, Refah-Bank, Sepah-Bank, sind
auch einige kleinere Banken oder Privatbanken, sogar die afghanische
Bank Arian, auf der Liste vertreten.

Der Direktor der iranischen Zentralbank Abdolnasser Hemmati sagte zu
den Sanktionen, die Zentralbank habe die Maßnahme vorausgesehen und
habe entsprechende Pläne dagegen vorbereitet, durch die noch
drastischere Maßnahmen umgangen werden können.


KURZFRISTIG KEINE UNTERSTÜTZUNG FÜR DEUTSCHE

UNTERNEHMEN

Einem Bericht der Agentur Reuters vom 4. November zufolge ist die
Bundesregierung kurzfristig nicht in der Lage, deutsche Unternehmen,
die mit Iran Handel treiben, zu unterstützen. Die Agentur beruft sich
auf einen Bericht vom "Handelsblatt", in dem es heißt, sowohl das
Blocking Statute, das von der Europäischen Union in Kraft gesetzt
wurde, als auch die von der EU geplante Zweckgesellschaft, die
unabhängig von den USA Geschäfte mit Iran abwickeln soll, würden
nicht in der Lage sein, den Firmen kurzfristig zu helfen.

Das Handelsblatt bezieht sich auf die Antwort der Bundesregierung auf
eine Anfrage der FDP-Bundestagsfraktion. Es sei völlig unklar,
"welche konkreten Dienstleistungen in welchem regionalen Rahmen und
Umfang ein etwaiges Vehikel" angeboten werden könnten. Auch könne die
Frage nach der Akzeptanz des geplanten "Special Purpose Vehicle" auf
dem Markt "nicht belastbar beantwortet werden". Weiter heißt es:
"Auch bei der Nicht-Annahme von Überweisungen von mit deutscher
Banklizenz ausgestatteter iranischer Banken durch deutsche Banken
konnte die Bundesregierung keine konkrete Unterstützung für deutsche
Firmen mit Iran-Geschäften nachweisen."

In einem Telefonat mit Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif am
2. November hatte Bundesaußenminister Heiko Maas laut dem Auswärtigen
Amt zugesagt, "intensive Anstrengungen" zu unternehmen, "damit
Unternehmen, die EU-Recht einhalten, weiter legitimerweise Handel mit
Iran treiben können".

Deutschland habe nach dem Atomabkommen Exporte deutscher Unternehmen
nach Iran mit fast einer Milliarde Euro abgesichert, teilte das
Wirtschaftsministerium auf Anfrage der Deutschen Presseagentur mit.
Dem Bericht der Agentur vom 3. November zufolge, war der Handel
zwischen Deutschland und Iran seit Beginn des Abkommens um 17 Prozent
gestiegen. Doch seit Beginn dieses Jahres ist ein kontinuierlicher
Rückgang zu verzeichnen. Die Euphorie, die nach dem Abkommen sowohl
bei deutschen als auch iranischen Unternehmen zu spüren war, ist
abgeflaut. Der zunehmende Druck der USA auf Iran und die massive
Verstärkung von Sanktionen stellen eine schwere Belastung für die
Wirtschaftsbeziehungen zwischen Deutschland und Iran dar. Das
Wirtschaftsministerium teilte der dpa mit, es könne die konkreten
Auswirkungen auf die deutsche Wirtschaft noch nicht einschätzen. Fest
stehe jedoch, dass deutsche Unternehmen und Finanzinstitute bei
Geschäften mit Iran recht zurückhaltend geworden seien.

Seitens der deutschen Wirtschaft gab es viel Kritik gegen die
US-Sanktionen, die auch als eine Herausforderung Europas betrachtet
werden. Beim Außenhandelsverband BGA wurde laut Reuters vom 5.
November von einem "weiteren Affront der US-Regierung gegenüber
Europa" gesprochen, Grund genug, sich von der US-Außenpolitik zu
emanzipieren. Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag (DIHK)
erklärte, der rasante Rückgang des Handels zwischen Iran und
Deutschland sei Folge der Sanktionen. "Der Zeiger zur Rettung der
deutsch-iranischen Wirtschaftsbeziehungen steht bereits auf fünf vor
zwölf", sagte DIHK-Präsident Eric Schweizer. Es bestehe die Gefahr,
dass die Geschäfte Deutschlands und Europas mit Iran bis auf null
schrumpften. Die iranische Wirtschaft befinde sich auf dem Sinkflug
und immer mehr deutsche Unternehmen verließen das Land. "Neben der
mangelnden Verfügbarkeit von Banken, die das Geschäft mit Iran
abwickeln und finanzieren, treibt viele Unternehmen auch die Sorge
um, ihr US-Geschäft zu verlieren, wenn sie weiterhin in Iran aktiv
sind", zitierte Reuters den DIHK-Präsidenten.


AUCH ÖSTERREICH LEHNT VERWALTUNG DER IRAN-ZWECKGESELLSCHAFT
AB

Österreich hat den Vorschlag abgelehnt, die Verwaltung der von der EU
geplanten "Zweckgesellschaft", auch Special Purpose Vehicle (SPV)
genannt, zu übernehmen. Ein Sprecher des Außenministeriums in Wien
begründete die Ablehnung mit noch bestehenden Unstimmigkeiten des
Plans und auch mit den damit verbundenen Gefahren. Der Plan sollte
dazu dienen, die US-Sanktionen zu umgehen und den Handel zwischen der
EU und Iran weiter zu ermöglichen.

Wien war als Sitz der Internationalen Atombehörde monatelang
Gastgeberin der hochrangigen Diplomaten aus Iran und den 5+1-Staaten,
die das Atomabkommen ausgehandelt haben. Außerdem waren
österreichische Politiker die ersten aus dem Westen, die nach
Abschluss des Abkommens nach Iran gereist sind, um die
wirtschaftlichen Beziehungen mit dem Land weiter zu entwickeln.

Vor Österreich hatten Frankreich, Luxemburg und Belgien die
Verwaltung des SPV abgelehnt. Die USA hatten sogleich nach
Bekanntgabe den Plan scharf kritisiert und als destruktiv bezeichnet.
EU-Diplomaten hatten erklärt, die Bekanntgabe vor Inkrafttreten der
US-Sanktionen sei erst einmal "symbolisch". Der Plan selbst werde
vermutlich erst im Sommer nächsten Jahres realisiert werden können.

Einigen EU-Diplomaten zufolge ist kein EU-Land bereit, die Verwaltung
des SPV zu übernehmen. Der Plan war von den Außenministern
Deutschlands, Frankreichs, Großbritanniens, Russlands und Chinas
sowie der EU Außenbeauftragten im September am Rande der
UN-Vollversammlung in New York verabschiedet worden.

Irans Vizeaußenminister Abbas Araghtschi sagte kürzlich: "Europas
Aktivitäten schreiten weit langsamer voran, als wir es uns
vorgestellt haben". Am 19. November äußerte er seine Kritik noch
vehementer. "Es kann nicht so weitergehen", sagte er. "Sollten die
Europäer klein beigeben, verlieren sie ihr Ansehen und ihre
Sicherheit. Wenn die Europäer glauben, dass Westasien ohne
Atomabkommen sicherer sein kann, sollen sie es versuchen. Unsere
Region besteht aus einer Sammlung von Problemen. Kann Europa eine
neue Welle von Terrorismus und einen Strom von Flüchtlingen sowie
eine Nuklearkrise hinnehmen? Sicherlich wird der Preis für das
Aufgeben des Atomabkommens für Europa weit höher liegen als für die
USA", sagte Araghtschi. "In Iran wird niemand wegen Sanktionen die
Hände hochheben. Wir werden unseren Weg finden, so wie wir auch in
der Vergangenheit Auswege gefunden haben."

In Bezug auf das SPV warf Araghtschi den Europäern vor, unfähig zu
sein, die Finanzkanäle für Iran offen zu halten. Alle Staaten hätten
die Verwaltung abgelehnt. "Ob Europa mit uns spielen will oder
tatsächlich nicht in der Lage ist, den Plan zu realisieren, das
Ergebnis ist für uns das gleiche. Wir werden solange es im Interesse
unseres Landes liegt, am Atomabkommen festhalten. Wenn nicht, wäre
unser Verbleib nutzlos."

Das Wall Street Journal berichtete am 27. November unter Berufung auf
Diplomaten in Brüssel, deren Namen nicht bekannt gegeben wurde,
Deutschland und Frankreich hätten ihre Bereitschaft erklärt,
gemeinsam die Verwaltung des SPV zu übernehmen. Einen Tag davor hatte
Irans Vizepräsident Ali Akbar Salehi, der auch Chef der Atombehörde
ist, sich in Brüssel bei den Europäern für ihren Einsatz zur Rettung
des Atomabkommens bedankt und zugleich vor einem Scheitern des
Abkommens gewarnt. "Wenn es zusammenbricht, Gott bewahre, wird sich
die Lage ändern und alles wird in Aufruhr sein. (...) Es ist ein
Kampf, den wir gewinnen müssen, weil wir es uns nicht leisten können,
diesen Kampf zu verlieren."

Indes haben die USA alle Unternehmen gewarnt, die mit der von der EU
geplanten "Zweckgesellschaft" zusammenarbeiten wollen. Wer über
diesen Weg versuche, die US-Sanktionen gegen Iran zu umgehen,
riskiere harte Strafen, sagte der Iran-Beauftragte Brian Hook am 15.
November laut Reuters in einer Telefonkonferenz mit Journalisten.
"Europäische Banken und europäische Firmen wissen, dass wir rigorose
Sanktionen gegen dieses brutale und gewalttätige Regime durchsetzen
werden." Daher sei es nicht verwunderlich, dass die geplante
Zweckgesellschaft bereits jetzt ins Schwimmen geraten sei.

Am 20. November twitterte Hook: "Unternehmen, die mit Iran Geschäfte
machen, finanzieren wahrscheinlich den Terrorismus, vielleicht auch
den in ihrem eigenen Land. Ziel der Sanktionen ist, den Export von
Terrorismus zu verhindern."

US-Außenminister Mike Pompeo lobte deutsche Unternehmen, die
ungeachtet der Strategie der Bundesregierung, sich aus dem
Iran-Geschäft zurückgezogen hätten. "Fast jedes deutsche Unternehmen -
 Leute, bei denen richtig Geld auf dem Spiel steht - haben die
entgegengesetzte Entscheidung getroffen", sagte der Minister am 31.
Oktober in einem Interview des Senders Fox News. "Sie sind geflohen.
Sie haben das Land verlassen."

Auch Richard Grenell, US-Botschafter in Berlin, fand lobende Worte
für die deutsche Wirtschaft. "Wir sind sehr zufrieden, dass die
deutschen Unternehmen sich entschieden haben, die US-Sanktionen zu
befolgen", sagte er am 22. November in einem Interview mit dpa. "Wenn
man Geschäfte mit Iran macht, gibt man dem iranischen Regime Geld,
das enorme Mengen Geld für terroristische Aktivitäten ausgibt." Seit
2012 habe Teheran das Regime von Baschar al-Assad in Syrien mit 16
Milliarden Dollar unterstützt. "Das hat so viel Instabilität in
Europa verursacht", sagte der Botschafter.


SCHWEIZ WILL TROTZ SANKTIONEN HUMANITÄRE GÜTER NACH IRAN
SCHICKEN

Einem Bericht der Agentur Reuters vom 5. November zufolge plant die
Schweiz, ungeachtet der amerikanischen Sanktionen gegen Iran, einen
Zahlungskanal zu öffnen, um humanitäre Güter nach Iran schicken zu
können. Diesbezüglich seien US-Behörden kontaktiert worden. Ein
Sprecher des Schweizer Wirtschaftsministeriums erklärte: "Damit will
der Bund dazu beitragen, dass die medizinische Versorgung und die
Versorgung mit Grundnahrungsmitteln auch nach Inkrafttreten der
US-Sanktionen gewährleistet bleiben." Zwar würden die Sanktionen in
der Schweiz nicht direkt angewendet, sie würden aber vermutlich nicht
ohne Auswirkung auf Unternehmen bleiben, die mit Iran Handel treiben.


KEIN TREIBSTOFF FÜR IRANISCHES FLUGZEUG IN ISTANBUL

Türkischen Medien zufolge konnte am 2. November eine
Passagiermaschine der iranischen Fluggesellschaft nicht starten, weil
sie nicht betankt wurde. Die türkische Mineralölgesellschaft Petrol
Ofisi weigerte sich mit Hinweis auf die gegen Iran verhängten
Sanktionen, die Maschine zu betanken. Wenige Stunden zuvor hatte der
türkische Energieminister erklärt, die Türkei habe von den USA eine
Ausnahmegenehmigung für den Handel mit Iran erhalten.


AUßENMINISTER SARIF: GELDWÄSCHE IST IN IRAN WEIT
VERBREITET

Außenminister Mohammad Dschawad Sarif sagte in einem Interview mit
der Nachrichtenwebseite Chabar Online am 12. November mit Blick auf
die Auseinandersetzungen über den Beitritt Irans zum
Anti-Terrorfinanzierungspakt CFT, Geldwäsche sei in Iran weit
verbreitet. Maßgeblich für die negative Stimmung, die gegen den
Beitritt erzeugt wurde, seien einzig wirtschaftliche Interessen. Es
gebe zahlreiche Menschen, die von Geldwäsche profitierten.
Selbstverständlich seien jene, die Milliarden durch Geldwäsche
verdienen, auch in der Lage eine negative Stimmung zu erzeugen.

Tatsächlich versuchen einflussreiche Politiker, religiöse Instanzen,
Freitagsprediger, hohe Militärs und einige Parlamentsabgeordnete den
Beitritt zum CFT zu verhindern.

Sarif betonte, dass er keine Instanz beschuldigen wolle. Jedoch gebe
es Personen, die aus dem Hintergrund agierten und versuchten, die
öffentliche Meinung in die Irre zu führen.

Wie erwartet, lösten die Äußerungen des Außenministers bei den
Hardlinern und Erzkonservativen heftige Reaktionen aus. Justizchef
Sadegh Laridschani bezeichnete die Äußerungen als "einen Dolch ins
Herz der Staatsordnung der Islamischen Republik". "Die
Verantwortlichen sollen ihre unsinnigen und zweideutigen Worte nicht
äußern, Worte, die von Feinden der Islamischen Republik ausgenutzt
werden", sagte er. "Wenn ihr über Geldwäsche im Land Kenntnis habt,
hättet ihr die Justiz darüber informieren müssen. (...) In einer
Lage, in der die USA Europa auffordern nur drei Monate lang ihre
Iran-Politik zu unterstützen, damit die Islamische Republik gestürzt
werden könne, müssen wir alle, unter der Führung des
Revolutionsführers, einen gemeinsamen Weg beschreiten, um die
Probleme des Landes lösen zu können."

Mostafa Sarmadi, Stellvertreter des Außenministers, unterstützte laut
der Agentur Isna die Äußerungen Sarifs und sagte: "Jährlich werden
Waren im Wert von 10 bis 15 Milliarden Dollar ins Land geschmuggelt.
Ein Großteil dieser Summe wandert durch Geldwäsche in das
Finanzsystem des Landes."

Am 27. November reichte eine Gruppe von Abgeordneten einen
Misstrauensantrag gegen Sarif ein. Darin wird dem Außenminister unter
anderem vorgeworfen, mit seiner Behauptung, Geldwäsche sei in Iran
weit verbreitet, das Land beleidigt und ihm Schaden zugefügt zu
haben.


WARNUNG VOR SINKEN DER KAUFKRAFT

Vizepräsident Eshagh Dschahangiri warnte laut Medien am 12. November
vor einem Sinken der Kaufkraft im kommenden Jahr. "Die neue Phase der
US-Sanktionen birgt zwei Gefahren in sich: Sinken der Kaufkraft und
Arbeitslosigkeit", sagte er eine Woche nach dem Beginn der von den
USA gegen Iran verhängten Sanktionen. Die Regierung habe gegen die
früheren Sanktionen, die zum Anstieg der Arbeitslosigkeit und der
Lebenshaltungskosten geführt hatten, wichtige Schritte unternommen.
"Doch wenn wir jetzt nicht auf diese Phänomene achten und nicht klug
planen, werden wir vermutlich im kommenden Jahr mit einem drastischen
Sinken der Kaufkraft konfrontiert werden", sagte Dschahangiri.

Damit widersprach der er Präsident Rohani, der in den Tagen zuvor
zweimal betont hatte, dass die Sanktionen keine negativen
Auswirkungen auf die Wirtschaft des Landes haben würden. "Wir werden
mit Stolz die Sanktionen umgehen", hatte Rohani gesagt. Demgegenüber
hatte Außenminister Sarif in einem Radio-Interview am 10. November
die negative Wirkung der Sanktionen bestätigt und gesagt: "Ich kann
gut nachvollziehen, dass die Menschen (in Iran) kein gutes Gefühl
haben. Auch wir haben kein gutes Gefühl. Ich kenne die Preise. Es ist
kein guter Zustand." Weiter sagte der Minister: "Die Amerikaner
wollen, dass wir in einen Zustand der Unsicherheit und der
Verzweiflung geraten. Wir müssen aufpassen, nicht in ihre Falle zu
tappen." Der beste Weg, die Gefahren zu umgehen, sei "nicht dieser
psychologisch geschaffenen Atmosphäre zu verfallen und das Beste aus
unseren einheimischen Möglichkeiten heraus zu holen". In einem Appell
an das iranische Volk, den Sarif eine Woche zuvor veröffentlicht
hatte, bezeichnete er die US-Sanktionen als "feindlich" und schrieb,
"der amerikanischen Regierung stehen schlimme Tage bevor".


IAEA: IRAN ERFÜLLT WEITERHIN SEINE VERPFLICHTUNGEN

Eine Woche nach Beginn der neuen US-Sanktionen bescheinigte die
Internationale Atomenergiebehörde (IAEA) am 12. November in ihrem
neuesten Quartalsbericht, dass Iran weiterhin seine im Atomabkommen
vereinbarten Verpflichtungen voll und ganz erfülle. Die Anreicherung
des Urans sei unter dem erlaubten Maß geblieben, auch seien keine
unerlaubten Vorräte angelegt worden, hieß es. Es "deutet nichts
darauf hin, dass sich die Kooperation Irans oder seine Haltung"
geändert habe, sagte ein Diplomat laut AFP vom 12. November.


IRAK DARF STROM AUS IRAN IMPORTIEREN

Die USA haben Irak erlaubt, weiterhin Strom aus Iran zu importieren.
Dafür wurde Bagdad eine Ausnahmegenehmigung erteilt. Das teilte laut
AFP der Sonderbeauftragte der USA für Iran, Brian Hook, am 8.
November mit. Dafür solle Irak zu Reduzierung seiner Öl- und
Gasimporte aus Iran einen Zeitplan vorlegen.

Der Import von Strom aus Iran ist für den Irak, dessen Bevölkerung
ständig von Stromausfällen geplagt wird, mehr als notwendig. Das Land
ist auch auf den Gasimport aus Iran angewiesen, um seine Kraftwerke
in Betrieb halten zu können. Der plötzliche Ausfall dieser Importe
würde gravierende Folgen für den Irak haben.

Der Ausstieg der USA aus dem Atomabkommen und die von Washington
angeordneten Sanktionen gegen Iran haben den Irak in eine schwierige
Lange gebracht. Bagdad hat enge Beziehungen sowohl zu den Vereinigten
Staaten als auch zum Nachbarland Iran. Zwischen Bagdad und Teheran
bestehen enge wirtschaftliche, politische und auch religiöse und
kulturelle Beziehungen. Andererseits ist der Irak in vielen Bereichen
von den USA abhängig.

Bei einem Besuch des irakischen Staatspräsidenten Bahram Salih in
Teheran am 17. November betonten beide Seiten ihren Willen, die
Beziehungen der beiden Staaten intensiver und rascher auszubauen.
"Die bilaterale Zusammenarbeit ist im Interesse der beiden Nationen
und sollte ohne ausländische Einmischung weitergeführt werden", sagte
Irans Präsident Hassan Rohani in einer gemeinsamen Pressekonferenz
mit Salih. Auch Salih hob die Bedeutung der Beziehungen zum
Nachbarland Iran hervor, diese seien "strategisch" und "in der
Geschichte verwurzelt".

Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den beiden Staaten sollen
laut Rohani vor allem in den Bereichen Öl, Gas, Strom sowie
Straßen- und Eisenbahnbau intensiviert werden. "Wir haben derzeit ein
Handelsvolumen von 12 Milliarden Dollar, haben aber das Potenzial,
dies auf 20 Milliarden zu erhöhen", sagte er.

Salih wurde auch vom Revolutionsführer Ali Chamenei empfangen. Dabei
forderte Chamenei, die schiitische Milizorganisation "Hschd Schabi",
die im Irak zur Unterstützung irakischer Kräfte im Kampf gegen den
Islamischen Staat (IS) gebildet wurde, solle erhalten bleiben. Zuvor
hatte die US-Botschaft in Bagdad Iran aufgefordert, die Souveränität
des irakischen Staates zu akzeptieren und der irakischen Regierung zu
erlauben, die Milizorganisation aufzulösen.

 * 
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REAKTIONEN IRANS AUF US-SANKTIONEN

Das Teheraner Außenministerium warf den USA vor, einen
"großangelegten psychologischen Krieg" gegen Iran zu führen, um bei
der iranischen Bevölkerung Angst und Unsicherheit zu erzeugen. Doch
das Land sei auf alle Eventualitäten vorbereitet. Die USA seien mit
ihren Sanktionen nicht weit gekommen, sagte Bahram Ghassemi, Sprecher
des Ministeriums am 2. November der Presse. "Ein Großteil ihrer
Maßnahmen dient dem Druck auf Banken, Unternehmen und
Wirtschaftsinstitutionen, um sie an Geschäften mit Iran zu hindern."
Dieser Versuch sei gescheitert. Es gäbe absolut keinen Grund zur
Sorge. Dies sagte Ghassemi, obwohl die wirtschaftlichen Folgen der
Sanktionen bereits vor der zweiten Runde der Strafmaßnahmen der USA
für jeden Iraner zu spüren waren. Ein Indiz für die schwere
Wirtschaftskrise ist der drastische Fall der nationalen Währung um
mehr als 60 Prozent.

Dennoch versucht die iranische Führung, Zuversicht zu verbreiten und
das Volk mit Durchhaltparolen und dem Hinweis auf den Nationalstolz
von etwaigen Unruhen abzuhalten. Revolutionsführer Ali Chamenei
erklärte zwei Tage vor Beginn der neuen Sanktionen: "Amerika befindet
sich auf dem Weg des Abstiegs und Iran auf dem Weg der politischen
und technologischen Unabhängigkeit." Ziel der USA sei es gewesen,
Iran wirtschaftlich rückständig zu halten. Doch dabei hätten sie den
Willen des Volkes gestärkt, wirtschaftlich autark zu sein. Über
Jahrzehnte hätten die Menschen sich daran gewöhnt, alles aus dem
Ausland zu importieren. Doch jetzt seien sie entschlossen, alles
selbst zu produzieren, sagte Chamenei am 3. November in einer vom
Fernsehen übertragenen Rede. "Unsere Jugend im ganzen Land
unterstützt die Unabhängigkeit. Einige mögen nicht so religiös sein,
aber sie sind empfindlich dagegen, dass ihr Land von ausländischen
Mächten beherrscht wird." Das einzige Land in der Welt, in dem die
USA derzeit nichts zu sagen hätten, sei die Islamische Republik. "Das
ist für die USA eine große Niederlage." In einer Kurzmitteilung auf
Twitter schrieb Chamenei am 3. November, Trump habe "Schande über die
Überreste von Amerikas Ansehen und dem der liberalen Demokratie
gebracht." Iran werde, wie in der Vergangenheit, auch aus dem
gegenwärtigen Konflikt "siegreich" hervorgehen.

Der Oberbefehlshaber der Revolutionsgarden, Mohammad Ali Dschafari,
warnte Präsident Trump am 4. November, dem Jahrestag der Geiselnahme
der Angehörigen der amerikanischen Botschaft in Teheran: "Versuche ja
nicht, dem iranischen Volk zu drohen." Wenn damals die Geiselnahme
und die Besetzung der amerikanischen Botschaft nicht stattgefunden
hätten, hätte die Islamische Republik niemals ihr vierzigstes
Gründungsjahr feiern können, sagte der General. Die
Sanktionsstrategie der USA sei zum Scheitern verurteilt, die USA
seien nicht in der Lage, Iran zu schaden.

Neben den konfrontativen Stellungnahmen gab es jedoch auch
versöhnliche Töne. Wenn die USA "sich an die internationalen
Verpflichtungen ihres Landes halten, haben wir mit Gesprächen kein
Problem", sagte Präsident Hassan Rohani laut Irna auf einer Sitzung
im Wirtschaftsministerium, das er als "Speerspitze des Widerstands"
bezeichnete. Zu den Sanktionen sagte er: "Wir sind stolz, diese
Sanktionen zu brechen, denn diese Sanktionen sind illegal und unfair
und widersprechen UN-Resolutionen." Die erteilten
Ausnahmegenehmigungen für den Ölimport aus Iran bezeichnete Rohani
als "einen Sieg Irans" und "einen Rückzieher der USA".

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif sagte in einer
Videobotschaft am 6. November: "Das iranische Volk hat in den letzten
Jahren ähnliche amerikanische Verschwörungen stets neutralisiert und
wird es auch dieses Mal tun und erneut Geschichte schreiben." Er
begrüßte, dass die internationale Gemeinschaft, mit Ausnahme von
Israel und einigen arabischen Staaten, gegen die Sanktionen
protestiert habe. "Die Regierung von Herrn Trump wird bald einsehen,
dass diese feindselige Politik zum Scheitern verurteilt ist."

Doch unabhängig davon habe die iranische Regierung die Pflicht, mit
oder ohne die Unterstützung anderer Staaten, dafür zu sorgen, dass
die Bevölkerung die Folgen der Sanktionen kaum zu spüren bekommt.
Auch Vizepräsident Eshagh Dschahangiri sagte: "Ich kann nicht lügen
und sagen, die Sanktionen haben keine Wirkung. Doch wir werden alles
tun, um diese Wirkung auf ein Mindestmaß zu reduzieren."

Der Parlamentsabgeordnete Ahmad Amirabadi Farahani schieb auf
Twitter, die USA hätten mit den neuen Sanktionen alle Personen
getroffen, die bei der Umgehung von Sanktionen aktiv gewesen waren.
"Woher haben die Feinde diese Informationen bekommen", fragte er. Er
forderte die Geheimdienste auf, die Angelegenheit zu untersuchen.

Auf einer gemeinsamen Sitzung mit Parlamentspräsident Ali Laridschani
und Justizchef Sadegh Laridschani sagte Präsident Rohani am 10.
November, die neuen Sanktionen hätten keine Wirkung auf die
Entwicklung der iranischen Wirtschaft, weil "die "Amerikaner alle
Pfeile, die sie gegen uns abschießen wollten, bereits verschossen
haben". Es gehe jetzt nur noch um einen psychologischen Krieg. "Wir
haben keine Probleme, die Bevölkerung mit Medikamenten und
Nahrungsmitteln zu versorgen, die Produktion befindet sich in einem
relativ guten Zustand und unser Export ist im Vergleich zu der Zeit
von vor sechs, sieben Monaten gestiegen." Die Regierung werde bereits
im laufenden Monat Menschen, die unter finanziellem Druck stehen, mit
Lebensmittelpaketen versorgen und für das kommende Jahr (ab 21. März)
seien Lohn- und Gehaltserhöhungen vorgesehen, damit die Menschen ihre
wirtschaftlichen Probleme soweit wie möglich bewältigen können.


SCHARFE STELLUNGNAHMEN RUSSLANDS UND DER TÜRKEI GEGEN DIE
US-SANKTIONEN

Russlands Außenminister Sergej Lawrow bezeichnete die US-Sanktionen
gegen Iran als "illegitimen Aktion". Der türkische Präsident Recep
Tayyip Erdogan sprach von einer destabilisierenden Maßnahme. "Für uns
sind es Sanktionen, die darauf abzielen, das globale Gleichgewicht
umzustoßen", sagte er laut dpa vom 6. November. Sein Land werde die
Sanktionen nicht befolgen. "Wir wollen nicht in einer vom
Imperialismus beherrschten Welt leben", betonte Erdogan. Bereits
zuvor hatte sein Außenminister Mevlüt Cavusoglu erklärt, die
Isolierung Irans sei gefährlich und die Bestrafung der Iraner
ungerecht. Türkei ist eines der acht Länder, die von den USA eine
Ausnahmegenehmigung für den Handel mit Iran erhalten haben.

Lawrow sagte, die US-Strafmaßnahmen seien resignierend und
inakzeptabel. Russland werde trotzdem Wege finden, um den Handel mit
Iran fortzusetzen. Das Außenministerium in Moskau hatte bereits am 3.
November die Sanktionen als zerstörerisch verurteilt. Durch diese
Strafmaßnahmen versuche man alle Maßnahmen, die international zum
Erhalt des Atomabkommens getroffen wurden, zunichte zu machen. "Wir
lehnen alle einseitigen Sanktionen unter Umgehung des
UN-Sicherheitsrats ab", erklärte das Ministerium. Die Sanktionen
würden nicht allein Iran betreffen, sondern auch andere Länder, die
zum Iran wirtschaftliche Beziehungen hätten. Statt Strafmaßnamen zu
verhängen, sollten die USA mit Iran verhandeln.


BESCHWERDE GEGEN DIE USA BEI DER UNO

Irans Botschafter bei der UNO, Gholamali Choschru, hat die Vereinten
Nationen aufgefordert, gegen die "illegalen und rücksichtslosen"
Sanktionen der USA gegen Iran vorzugehen. In einem Schreiben vom 5.
November an UN-Generalsekretär Antonio Guterres forderte er
Strafmaßnahmen gegen die USA wegen des Ausstiegs aus dem Atomabkommen
und wegen illegalen Sanktionen gegen Iran. Die Sanktionen stellten
zudem eine Einmischung in die Angelegenheiten eines souveränen Landes
und einen Verstoß gegen den freien internationalen Handel dar.


DIPLOMATISCHE KRISE ZWISCHEN TEHERAN UND KOPENHAGEN

Ein mutmaßlich vom iranischen Geheimdienst geplanter Anschlag in
Dänemark erzeugte eine diplomatische Krise zwischen Teheran und
Kopenhagen. Um den Plan zu vereiteln, führte die dänische Polizei am
28. Oktober eine massive Aktion durch, die Teile des Landes für
einige Stunden lahmlegte. Internationale Brücken, Fährverbindungen
und zahlreiche Straßen und Autobahnen wurden gesperrt. Finn Borch
Anderson, Chef des dänischen Inlandsgeheimdienstes PET, erklärte:
"Wir haben hier eine ungewöhnliche und nach unserer Auffassung sehr
ernste Sache. Wir haben mit einem iranischen Geheimdienst zu tun, der
einen Anschlag auf dänischem Boden plant."

Ziel des Anschlags sei ein Attentat auf Habib Dschabar, einen
iranisch-arabischen Aktivisten gewesen, der in Dänemark lebe, sagte
Anderson. Er sei der Anführer der dänischen Sektion, die seit Jahren
für die Unabhängigkeit der südiranischen Provinz Chusistan kämpft.
Die Provinz ist reich an Ölquellen, die Mehrheit der Bevölkerung der
Provinz spricht Arabisch. Die Gruppe "Arab Struggle Movement for the
Liberation of Ahwaz" (ASMLA) hatte die Verantwortung für den
Terroranschlag in der Provinzhauptstadt Ahwas vom 22. September
übernommen, bei dem es 25 Tote und zahlreiche Verletzte gab. Der
Gründer der ASMLA war ein Jahr zuvor in Dänemark getötet worden.
Hinweise auf den Anschlagsplan kamen laut "Jerusalem Post" aus
Israel.

Am 31. Oktober teilte die dänische Polizei der Presse einige Details
zu dem Anschlagsplan mit. Demnach wurde ein Iraner mit norwegischer
Staatsangehörigkeit, der wenige Tage zuvor in Iran gewesen und an dem
Plan beteiligt gewesen sein soll, am 21. Oktober an Dänemark
aufgeliefert. Der Mann bestreitet den Vorwurf.

Die dänische Regierung rief ihren Botschafter aus Teheran zur
Beratung zurück. Ministerpräsident Lars Lokke Rasmussen bezeichnete
die Anschlagspläne als "völlig inakzeptabel". Das Außenministerium in
Teheran wies die Behauptungen der dänischen Polizei energisch zurück.
Es handele sich um eine neue Verschwörung der Feinde Irans, die das
Ziel habe, die Beziehungen zwischen Iran und der Europäischen Union
zu zerstören, sagte Außenamtssprecher Bahram Ghassemi. Das
Außenministerium bestellte den Geschäftsführer der dänischen
Botschaft in Teheran ein, um gegen die Vorwürfe zu protestieren.

Dänemarks Außenminister Anders Samuelsen erklärte am 31. Oktober auf
einer Pressekonferenz, sein Land werde sich für neue EU-Sanktionen
gegen Iran einsetzen. Ministerpräsident Rasmussen sagte im Rahmen des
Treffens des Nordischen Rates in Oslo, seine Regierung werde
gemeinsam mit den Nachbarländern und der EU Wirtschaftssanktionen
gegen Iran prüfen. "Iran muss sehen, dass wir wissen, was passiert
ist und dass wir es nicht akzeptieren." In Brüssel erklärte die
EU-Kommission: "Wir nehmen jede Bedrohung der Sicherheit in der
Europäischen Union und jeden Vorfall extrem ernst. Deshalb stehen wir
in Solidarität an der Seite unseres Mitgliedsstaates Dänemark."
Zugleich betonte der Sprecher der Kommission, dass der Vorfall nicht
zur Schwächung der Position der EU in Bezug auf das Atomabkommen mit
Iran führen dürfe. Das Abkommen habe ein klares Ziel und müsse
erhalten bleiben. Es trage zur Sicherheit der Staaten der EU bei.
Dies bedeute jedoch nicht, dass Brüssel andere Vorkommnisse nicht
ernst nehme.

US-Außenminister Mike Pompeo beglückwünschte per Twitter Dänemark zur
Aufdeckung des Anschlagsplans und schrieb: "Wir rufen unsere
Verbündeten und Partner dazu auf, der gesamten Bandbreite der
Bedrohungen für Frieden und Sicherheit durch Iran ins Auge zu sehen."

Indes bot Iran an, dänische Sicherheitsbeamte bei den Ermittlungen zu
unterstützen. Außenminister Mohammad Dschawad Sarif sagte bei einem
Telefonat vom 3. November mit seinem dänischen Amtskollegen
Samuelsen, Teheran sei an einer lückenlosen Aufklärung der
"Verschwörung" sehr interessiert. "Wir weisen die grundlosen
Unterstellungen erneut zurück und sehen in dem Fall einen klaren
Versuch des zionistischen Regimes, die Beziehungen zwischen Iran und
der EU zu torpedieren." Dänemark solle auch die Mitglieder der
Terrorgruppe, die dort lebten, unter die Lupe nehmen. "Die
Unterstützung der dänischen Regierung für diese Terroristen ist für
Teheran nicht akzeptabel."

Am 7. November gab die dänische Polizei bekannt, drei Mitglieder der
Gruppe ASMLA festgenommen zu haben. "Sie stehen im Verdacht, den
Terroranschlag in Ahwas begrüßt zu haben", hieß es. Das bestreitet
die Gruppe.


STECKT TEHERAN DOCH HINTER GEPLANTEN ANSCHLÄGEN?

Teheran hat bislang jede Beteiligung an den geplanten Anschlägen in
Paris und Kopenhagen vehement bestritten. Doch gewisse Bemerkungen
von iranischen Politikern erlauben Zweifel an den Dementis.

Kamal Charrasi, Vorsitzender des Ausschusses für Nationale Sicherheit
und Außenpolitik, sagte am 15. November in einem Interview mit dem
französischen Sender France 24, es sei durchaus möglich, dass
bestimmte "Elemente" die Absicht haben, die Beziehungen zwischen Iran
und Europa zu zerstören, "sogar solche, die in Inland leben". Das
bedeutet, dass Charrasi, ein Politiker dessen Äußerungen so gewichtig
sind, dass die Inlandspresse es nicht gewagt hat sie zu zensieren,
die Möglichkeit offenlässt, die Attentate könnten doch in Iran
geplant gewesen sein.

Bereits am 2. November hatte die Regierungszeitung "Iran" in einem
Leitartikel geschrieben, sollte es eine Verbindung zwischen dem
geplanten Attentat in Kopenhagen und iranischen Geheimdienstlern
geben, wozu die Verantwortlichen der Regierung absolut keine
Informationen hätten, dann "müsste sofort und ernsthaft dagegen
vorgegangen werden, um die Wurzeln solcher willkürlichen Handlungen
für immer zu vernichten". Die Zeitung forderte Präsident Rohani auf,
"mit aller Entschiedenheit" gegen derlei Handlungen vorzugehen. Sie
betonte: "Die Kettenmorde haben gezeigt, dass willkürliche Handlungen
von Geheimdienstlern der Regierung und dem gesamten Staat Schaden
zufügen."

In den 1990er Jahren wurde in Iran eine Serie von Attentaten gegen
Schriftsteller, Journalisten und Oppositionelle verübt, die als
"Kettenmorde" bezeichnet werden. Offiziell versuchte man zunächst
ausländische Mächte dafür verantwortlich zu machen. Doch der Druck
der Öffentlichkeit war so groß, dass schließlich das
Geheimdienstministerium zugab, die Morde geplant und ausgeführt zu
haben.

Angesichts dieser Vorgeschichte war es nicht erstaunlich, dass die
ultrarechte Tageszeitung Kayhan die Zeitung "Iran" scharf kritisierte
und ihr vorwarf, "die Verbrechen der Europäer gegen unser Land
ignoriert und die Beschuldigungen Europas gegen Iran bestätigt" zu
haben.

Attentate gegen Oppositionelle und Andersdenkende beschränkten sich
in der Vergangenheit nicht auf das Inland. Auch im Ausland wurden in
den 1980er und 1990er Jahren zahlreiche Oppositionelle im Exil
liquidiert. Unter anderem bei dem Attentat im griechischen Lokal
Mykonos in Berlin, bei dem vier iranisch-kurdische Politiker brutal
niedergeschossen wurden. Da gerade dieses Attentat vor allem
außenpolitisch schwere Folgen für das Regime in Teheran hatte, wurden
die Attentate im Ausland zumindest vorläufig eingestellt. Das galt
aber nicht für die Nachbarstaaten. Hier wurden in den zwei
vergangenen Jahrzehnten eine ganze Reihe Attentate verübt, die
mutmaßlich von Teheran in Auftrag gegeben wurden.

Die Frage ist nun, ob die geplanten Anschläge darauf hindeuten, dass
zumindest die Hardliner in Iran die alte Methode wieder aufgenommen
haben, um nun auch in Europa ihre Gegner zu vernichten.


ISRAEL DROHT IRANISCHEN TRUPPEN IN SYRIEN

Der israelische Militärsprecher Jonathan Conricus behauptet, die
iranische Al-Kuds-Truppe, die Abteilung der iranischen
Revolutionsgarden für Auslandseinsätze, habe den Raketenbeschuss auf
Israel Ende Oktober organisiert. "Wir wissen, dass die Anweisungen
und Anreize aus Damaskus gegeben wurden mit einer klaren Beteiligung
der Al-Kuds-Truppe der iranischen Revolutionsgarde", sagte er am 27.
Oktober laut dpa. Dementsprechend werde die Reaktion Israels sich
sowohl gegen Damaskus richten als auch gegen die iranischen Kräfte.
"Unsere Antwort ist geografisch nicht begrenzt." Ob diese Drohung zu
einer neuen Eskalation auf syrischem Boden führen wird, ist noch
unklar.

Indes hat sich die Front, die sich zwischen Israel, Saudi-Arabien und
einigen anderen arabischen Staaten mit Unterstützung der USA gegen
Iran gebildet hat, weiterhin verfestigt. Soweit, dass Israel über den
Mord an dem saudischen Journalisten Khashoggi, über den die ganze
Welt entsetzt war, fast einen Monat lang schwieg und erst am 2.
November beschwichtigend dazu Stellung nahm. "Was im Istanbuler
Konsulat geschehen ist, ist fürchterlich, und damit sollte gebührend
umgegangen werden", sagte Ministerpräsident Benjamin Netanjahu.
Dennoch solle dabei bedacht werden, dass es "für die Stabilität in
der Region und der Welt sehr wichtig (ist), dass Saudi-Arabien stabil
bleibt. Ich denke, es muss ein Weg gefunden werden, um beide Ziele zu
erreichen, weil Iran das größere Problem ist".

Es ist längst kein Geheimnis mehr, dass Israel und Saudi-Arabien
miteinander eng kooperieren, um den gemeinsamen Feind Iran zu
bekämpfen und dabei von den USA unterstützt werden. Kürzlich sagte
der amerikanische Außenminister Mike Pompeo, "Saudi-Arabien ist unser
wichtigster Verbündeter gegen Iran". Es wird nun versucht, auch
andere arabische Staaten zur Zusammenarbeit gegen Iran zu bewegen.
Beispielsweise reiste Netanjahu Ende Oktober überraschend nach Oman.

Am 5. November bedankte sich der inzwischen zurückgetretene
israelische Verteidigungsminister Avigor Lieberman beim
US-Präsidenten Donald Trump für die Wirtschaftssanktionen gegen Iran.
"Präsident Trumps mutige Entscheidung ist der Umbruch, auf den der
Nahe Osten gewartet hat", sagte der Minister. "Mit einem einzigen
Schritt versetzen die Vereinigten Staaten der iranischen Verankerung
in Syrien, dem Libanon, Gaza, dem Irak und Jemen einen entscheidenden
Schlag." Auch Netanjahu pflichtete ihm bei und bezeichnete die
Sanktionen laut seinem Büro am 3. November als eine "historische
Entscheidung gegen ein mörderisches Terrorregime, das die ganze Welt
bedroht".

Indes hat Iran Israel eine Cyberattacke auf seine
Kommunikationsnetzwerke vorgeworfen. Vizekommunikationsminister Hamid
Fattahi berichtete am 5. November über "sporadische Attacken" gegen
Kommunikationsnetzwerke und behauptete, dahinter stecke Israel.
Mohammad Dschawad Asari, Leiter der "Organisation der Nationalen
Verteidigung", bestätigte Fattahis Äußerung und sagte, diese
Attacken, die mit der Cyberwaffe Stuxnet durchgeführt wurden, seien
abgewehrt worden.

Auch Kommunikationsminister Mohammad Dschawad Asari nahm zu dem
Vorfall Stellung. "Dank der Wachsamkeit der technischen Teams sind
sie (die Angreifer) mit leeren Händen abgezogen. Ein Regime, das in
der Vergangenheit Cyberwaffen wie Stuxnet eingesetzt hat, hat dieses
Mal versucht, die Kommunikationsstruktur Irans zu beschädigen", sagte
er. Tatsächlich wurden 2010 Teile des iranischen Atomprogramm mit dem
Virus Stuxnet beschädigt. Das Virus wurde gemeinsam von den USA und
Israel entwickelt. Der Angriff sei von einer israelischen Firma
namens "Golden Light" durchgeführt worden, sagte der Minister. Iran
werde gegen diese Firma klagen.

Bislang hat kein Land die Verantwortung für die Attacken übernommen.
Bemerkenswert ist, dass der Vorfall just an dem Tag bekannt gegeben
wurde, an dem die neuen US-Sanktionen gegen Iran in Kraft traten.
Israel hat bislang zu dem Angriff und den Vorwürfen Irans keine
Stellung genommen.


GESPRÄCHE ÜBER KONFLIKTE MIT EU BEGANNEN

Irans Präsident Hassan Rohani erklärte wenige Tage vor Beginn der
neuen Sanktionen der USA gegen Iran, seine Regierung habe mit der EU
Gespräche über strittige Themen begonnen. In einem Beitrag für die
Financial Times sagte er, die Zusammenarbeit zwischen Teheran und
Brüssel könne die Interessen beider Seiten sowie Frieden und
Stabilität in der Welt sichern. Das Atomabkommen sei ein Beweis
dafür, dass Iran sich dem Dialog und den daraus resultierenden
Vereinbarungen verpflichtet fühle. "Wir haben mit der EU Gespräche
über wichtige Themen, insbesondere über die Krisen im Nahen Osten,
begonnen, um gemeinsame Wege zur Lösung der Probleme zu finden."
Sarif lobte die "Vielseitigkeit" der Außenpolitik europäischer
Staaten und kritisierte die "Einseitigkeit" der Außenpolitik der USA.
"Der Umgang von Präsident Donald Trump mit Handelsbeziehungen,
internationalen Vereinbarungen sowie sein beleidigendes Verhalten
sogar gegenüber befreundeten Staaten zeigt, dass die Außenpolitik der
Vereinigten Staaten die Weltordnung mit neuen Problemen belastet."
Trumps Ausstieg aus den Pariser Klimavereinbarungen sei mit den
politischen und sozialen Grundsätzen europäischer Staaten nicht
vereinbar, sagte Rohani weiter. Auch der Ausstieg aus dem
Atomabkommen mit Iran stelle eine Gefahr für die
europäisch-amerikanischen Beziehungen dar.


BRITISCHER AUßENMINISTER ZU BESUCH IN TEHERAN

Der britische Außenminister Jeremy Hunt traf am 19. November zu einem
Besuch in Teheran ein. Es war der erste offizielle Besuch eines
Außenministers aus dem Westen nach dem Austritt der USA aus dem
Atomabkommen. Hunt hatte zwei Forderungen im Gepäck: die Freilassung
der Gefangenen mit britisch-iranischer Staatsbürgerschaft und Iran
solle alle Aktivitäten unterlassen, die zur Instabilität der Region
führen. Selbstverständlich sollte auch über andere Themen wie die
Lage in der Region, der Krieg in Jemen und die Rolle Großbritanniens
nach dem Austritt der USA aus dem Atomabkommen gesprochen werden.
Zwei Wochen zuvor hatte Hunt in einem Telefongespräch mit Irans
Außenminister Mohammad Dschawad Sarif betont, dass London weiterhin
das Atomabkommen unterstützen werde. Allerdings nur solange Iran
seine Verpflichtungen erfülle und sein Atomprogramm nicht
wiederaufnehme.

Auf seinem Kurzbesuch in Teheran führte Hunt Gespräche mit Sarif und
dem Generalsekretär des Nationalen Sicherheitsrats Ali Schamchani.
Konkrete Ergebnisse des Besuchs wurden nicht mitgeteilt. Sarif
twitterte nach dem Besuch, es sei über "die Erhaltung des
Atomabkommens und Europas Verpflichtung, die Wirtschaftsbeziehungen
mit Iran zu normalisieren", gesprochen worden. Laut Irna sei dabei
auch die von der EU geplante "Zweckgesellschaft" (Special Purpose
Vehicle, SPV) zur Sprache gekommen.

Ein weiteres Thema sei laut Sarif der Krieg in Jemen gewesen und die
Frage, wie dem "humanitären Alptraum" ein Ende gesetzt werden könne.

Ein wichtiges Anliegen von Hunt war die Freilassung von Nazanin
Zaghari-Ratcliffe und anderen Gefangenen mit iranisch-britischer
Staatsbürgerschaft. Die 38-jähige Zaghari-Racliffe, eine
Projektmanagerin der Thomson Reuters Stiftung, war im April 2016 beim
Abflug aus Teheran unter dem Vorwurf der Spionage festgenommen und
später zu fünf Jahren Gefängnis verurteilt worden.

Hunt sagte nach seiner Rückkehr aus Teheran in einem Interview mit
der BBC, er habe seinen Gesprächspartnern klargemacht, dass Iran
schwere Folgen hinzunehmen habe, "sollte das Land die Doppelstaatler
als politischen Hebel einsetzen". Großbritannien werde es nicht
hinnehmen, dass ein solches Verhalten ungestraft bleibt. "Aus unserer
Sicht kann der gegenwärtige Zustand nicht fortgesetzt werden. Es geht
nicht allein um Nazanin Zaghari. Es gibt auch andere, deren
Angehörige nicht möchten, dass ihre Namen genannt werden. Kein Land
sollte glauben, Bürger eines anderen Staates in Haft nehmen zu
können, um bestimmte Forderungen durchzusetzen. Das ist
inakzeptabel", sagte Hunt.

Auf die Frage eines BBC-Journalisten an Sarif, warum Iran Zaghari
nicht freilässt, um einerseits ein Unrecht zu beenden und
andererseits die Beziehungen zu Großbritannien zu normalisieren,
antwortete dieser: "Ich bin nicht in der Position, um mich über
juristische Fragen zu diesem Fall zu äußern. Die Justiz, die
unabhängig ist, hat ein Urteil gefällt. Wir im Außenministerium haben
humanitäre Hilfe geleistet und werden dies auch in Zukunft tun."

Zwei Tage nach seinem Besuch in Teheran sagte Hunt im britischen
Unterhaus, die Position Irans bezüglich der Akte Zaghari habe sich
nicht geändert. Er werde sich jedoch weiterhin um ihre Freilassung
bemühen.

Indes hat das Teheraner Außenministerium Spekulationen in manchen
britischen Zeitungen und im Internet über einen möglichen Freikauf
von Zaghari entschieden zurückgewiesen. Demnach soll Großbritannien
sich bereit gezeigt haben, Altschulden in Höhe von 400 bis 500
Millionen Pfund, die aus einem Waffengeschäft in den siebziger
Jahren, also aus der Zeit vor der Revolution stammten,
zurückzuzahlen.

Die Spekulationen und Gerüchte basierten entweder auf Unkenntnis der
Lage oder sie seien mit gezielten Absichten verbreitet worden, sagte
Außenamtssprecher Bahram Ghassemi am 25. November. Es gebe zwischen
Iran und Großbritannien verschiedene Themen, über die verhandelt und
diskutiert werde, darunter auch eine Akte über Einkäufe Irans in
Großbritannien aus der Zeit vor der Revolution. Nach der Revolution
habe London die Lieferungen eingestellt und sich geweigert, die
gezahlten Beträge zurückzuerstatten. Die Akte sei noch offen. "Wir
hoffen, dass so bald wie möglich eine Einigung erzielt und die
Schulden in einer zufrieden stellenden Weise beglichen werden", sagte
Ghassemi. All dies habe mit dem Fall Zaghari nichts zu tun.


ROHANI WIRBT FÜR ISLAMISCHE EINHEIT GEGEN USA UND
ISRAEL

Irans Präsident appellierte am 24. November auf einer internationalen
Konferenz zur Islamischen Einheit, die jährlich am Geburtstag des
Propheten Mohammed in Teheran veranstaltet wird, an die islamischen
Staaten, sich zusammenzuschließen. An Saudi-Arabien gerichtet, sagte
er, "wir sind bereit, mit ganzer Kraft die Interessen der Menschen in
diesem Land vor Terrorismus und vor Großmächten zu verteidigen. Wir
werden das Land auch nicht beleidigen." Es sei eines der größten
historischen Fehler gewesen, sich auf fremde Mächte zu stützen. "Ihr
habt 450 Milliarden Dollar geschenkt, damit eure Sicherheit
garantiert wird. Ihr habt für 150 Milliarden Dollar Waffen gekauft,
damit eure Sicherheit gewährleistet wird. Was aber haben jene gesagt,
die das Geld kassiert haben? Sie haben gesagt, ohne unsere
Unterstützung könnt ihr nicht einmal zwei Wochen sicher sein." Damit
nahm Rohani vermutlich auf die Äußerung von US-Präsident Trump Bezug,
der gesagt hatte, ohne die Unterstützung der USA würde Saudi-Arabien
keine zwei Wochen bestehen können.

"Ihr solltet wenigsten von euern Herren Höflichkeit verlangen", sagte
Rohani gerichtet an die saudische Führung. "Duldet nicht die
ständigen Erniedrigungen. Ihr seid nicht auf die Amerikaner
angewiesen. Wer ist euer Feind?" Er verwies auf die Aktivitäten Irans
in Syrien und im Irak und sagte, "wir sind bereit, euch mit ganzer
Kraft beizustehen, verlangen dafür auch keine 450 Milliarden Dollar
und werden euch auch nicht beleidigen. Ihr seid unsere Brüder, wir
betrachten die Menschen in der Region, die Menschen in Mekka und
Medina als unsere Brüder."

Für die USA sei einzig und allein die Sicherheit Israels wichtig.
Daher könne sich Israel alles leisten, insbesondere die schrecklichen
Verbrechen gegen das palästinensische Volk, sagte Rohani. "Eine der
schlimmsten Folgen des Zweiten Weltkriegs war die Gründung eines
illegitimen Regimes namens Israel und damit die Entstehung eines
Krebsgeschwürs im Nahen Osten." Auf diese Äußerung reagierte Israels
Ministerpräsident Benjamin Netanjahu mit den Worten: "Israel kann
sich sehr gut vor dem mörderischen iranischen Regime verteidigen. Die
Hetzreden Rohanis, der zur Zerstörung Israels aufruft, beweisen
einmal mehr, warum die internationale Gemeinschaft sich Sanktionen
gegen das iranische Terrorregime anschließen muss, das auch sie
bedroht."

Auch US-Außenminister Mike Pompeo nahm zu den Äußerungen Sarifs
Stellung. In einer Erklärung, die am 27. Dezember auf der Webseite
des Außenministeriums erschien, heißt es, Irans Präsident isoliere
das islamische Regime sowohl von der internationalen Gemeinschaft als
auch vom eigenen Volk. Er habe abermals die Vernichtung Israels
gefordert und das Land als "Krebsgeschwür" bezeichnet. Solche
kriegstreiberischen Äußerungen entfachten das Feuer in der Region.
Auch habe Rohani zur Einheit der Muslime gegen die USA aufgerufen.
"Das ist ein gefährlicher und unverantwortlicher Schritt, der Iran
noch mehr als bisher isolieren wird."


OMAN WEGEN EMPFANG VON NETANJAHU KRITISIERT

Teheran hat den Herrscher von Oman, Sultan Qabus ibn Said kritisiert,
weil er den israelischen Ministerpräsidenten Benjamin Netanjahu
empfangen hat. Auch die palästinensische Organisation Hamas
bezeichnete den Besuch des israelischen Präsidenten als "einen Dolch
in den Rücken der Palästinenser".

Der höchst überraschende Besuch Netanjahus fand im Geheimen statt. Es
war seit 1996 das erste Mal, dass ein israelischen Ministerpräsident
Oman besuchte. Zwischen den beiden Staaten bestehen keine
diplomatischen Beziehungen. Die Öffentlichkeit erfuhr von dem Besuch
erst nach der Rückreise Netanjahus nach Israel. Laut israelischen
Angaben erfolgte der Besuch auf Einladung des Sultans.

Einige politische Beobachter meinen, dass es bei dem Besuch um einen
neuen Friedensplan für den Nahen Osten gegangen sei. Andere sind der
Ansicht, die beiden Staatsmänner hätten über die Rolle Irans in
Syrien gesprochen.

Oman gehört zu jenen Staaten am Persischen Golf, die sowohl zu Iran
als auch zu den USA enge Beziehungen pflegen. Wie später bekannt
wurde, hat Oman im Atomkonflikt mit Iran eine wichtige
Vermittlerrolle zwischen Teheran und Washington gespielt. Vertreter
beider Staaten trafen sich mehrmals in dem Golfstaat. Dadurch wurde
der Weg zu direkten Verhandlungen zwischen Teheran und Washington und
danach zum Atomabkommen geebnet.

Der Sprecher des Teheraner Außenministeriums, Bahram Ghassemi
erklärte, die Staaten in der Region dürften nicht unter dem Druck der
USA dem "zionistischen Staat" die Möglichkeit gewähren mehr
Aktivitäten zu entwickeln und neue Probleme in der Region zu
erzeugen. Seit dem Einzug Präsident Trumps ins Weiße Haus sei die
"Lobby der Zionisten" aktiver und der Druck auf die arabischen
Staaten stärker geworden, um deren Beziehungen zu Israel zu
normalisieren.


FACEBOOK SPERRT 82 GEFÄLSCHTE KONTEN AUS IRAN

Angaben der Internetplattform Facebook zufolge wurden wenige Tage vor
den amerikanischen Midterm-Wahlen 82 gefälschte Konten aus Iran
gesperrt, die versucht hatten in den USA und in Großbritannien durch
Verbreitung falscher Nachrichten die öffentliche Meinung zu
beeinflussen. Auch zahlreiche Konten von Einzelnutzern und Gruppen
seien gesperrt worden, sagte der verantwortliche für Cybersicherheit,
Nathaniel Gleicher am 26. Oktober. Ziel der Kampagne sei gewesen, die
Gesellschaften in den USA und Großbritannien zu spalten. Dabei
standen besonders Themen wie Rassismus und Migration sowie die
Politik von Präsident Donald Trump im Vordergrund. Man könne nicht
mit Sicherheit sagen, wer hinter der Kampagne stehe. Auch eine
Verbindung zu der iranischen Regierung sei nicht nachweisbar, hieß
es.

Die Kampagne habe bereits 2016 begonnen, aber erst im laufenden Jahr
wurde sie verstärkt fortgesetzt, sagte Gleicher. Mit der Kampagne
seien mehr als eine Million Facebook- und Instagram-Nutzer erreicht
worden.


SARIF WEGEN IRANISCHER GEISELN NACH PAKISTAN GEREIST

Außenminister Mohammad Dschawad Sarif ist am 31. Oktober zu
Gesprächen mit der pakistanischen Führung nach Islamabad gereist. Es
gehe um das Schicksal der Iraner, die im vorigen Monat an der Grenze
nach Pakistan bei Mirdschaweh entführt wurden. Auf dem Flughafen von
Islamabad angekommen, sagte Sarif, es sei notwendig, kontinuierlich
mit der pakistanischen Führung Gespräche zu führen, "damit wir
hoffentlich bald Zeuge der Rückkehr unserer Landsleute sein werden".
Die pakistanische Regierung habe zuvor iranischen Delegationen, die
nach Pakistan gereist waren, zugesichert, sich ernsthaft um das
Schicksal der Geiseln zu kümmern und alles einzusetzen, um deren
Befreiung zu erreichen, sagte Sarif.

Bei den Entführten handelt es sich um bewaffnete Mitglieder der
Revolutionsgarden, die an der Grenze zwischen Iran und Pakistan
stationiert waren. Die Garden teilten im vergangenen Monat mit,
"iranische Kräfte" seien "mit Hilfe von Konterrevolutionären und
Verrätern gekidnappt" worden.

Eine Gruppe namens Dscheysch al Adl übernahm die Verantwortung für
die Aktion. Sie fordert die Freilassung der Belutschen, die sich in
iranischer Haft befinden. Iran bezeichnet diese Gruppe als eine
terroristische Organisation, die von den USA und von Saudi-Arabien
unterstützt werde. Die Agentur Fars berichtete, die Garden seien
zunächst "durch Essen vergiftet" und danach nach Pakistan verschleppt
worden.

Dscheysch al Adl hat bereits in der Vergangenheit in der Grenzregion
bewaffnete Aktionen durchgeführt. Nach eigenen Angaben kämpft sie für
die Rechte der Sunniten, insbesondere in der Provinz
Sistan-Belutschistan. Sie bezeichnet sich als "Armee für
Gerechtigkeit und Gleichheit" und rühmt sich, Dutzende iranische
Grenzsoldaten getötet zu haben.

Es gab vor einigen Jahren auch die Gruppe "Dschondollah", die ähnlich
wie Dscheysch al Adl vorging. Sie tötete Grenzsoldaten und flüchtete
nach Pakistan. Doch iranischen Kräften gelang es, den Anführer der
Gruppe, Abdolrauf Rigi, festzunehmen. Er wurde hingerichtet. Der
damalige Informationsminister Mahud Alawi erklärte, iranischen
Sicherheitskräften sei es gelungen, die gesamte Gruppe zu vernichten.

Am 15. November gab General Mohammad Ali Dschafari, Oberbefehlshaber
der Revolutionsgarden, auf einer Pressekonferenz in der Stadt Ghaswin
bekannt, dass fünf Grenzsoldaten, die als Geisel gefangen gehalten
wurden, frei gekommen seien. Ohne die genaue Zahl der Geisel zu
nennen, die sich weiterhin in Haft befinden, sagte er: "Wir sind
bemüht, auch die restlichen Grenzsoldaten frei zu bekommen." Der
General betonte, dass Iran die Forderungen der Geiselnehmer, einige
gefangene Belutschen freizulassen, nicht akzeptiert habe.

Über die Zahl der Geiseln gibt es unterschiedliche Angaben. Die
staatliche Nachrichtenagentur Irna spricht von 12, die Agentur Mehr
von 11 und die Agentur Isna von 25 Geiseln.


HUMAN RIGHTS WATCH PROTESTIERT GEGEN MASSENVERURTEILUNGEN

Die Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch hat am 6. November
gegen die Verurteilung von mindestens 24 Personen protestiert, die
unter dem vagen Vorwurf, "Aktivitäten gegen die nationale Sicherheit"
zu sechs Monaten bis sechs Jahren Gefängnis bestraft wurden. Bei den
Verurteilten handelt es sich um Männer und Frauen, die an den
Protestdemonstrationen in verschiedenen Städten im Sommer dieses
Jahres teilgenommen hatten.

In dem HRW-Bericht unter dem Titel "Verurteilung von Demonstranten
durch ungerechte Gerichte" heißt es: "Die Verurteilten gehören zu den
50 Personen, die am 2. August bei den Protestdemonstrationen in
Teheran festgenommen wurden." Erwähnt wird in dem Bericht auch der
Anwalt Mohammad Nadschafi, der zu drei Jahren Gefängnis verurteilt
wurde, weil er die Öffentlichkeit über den Tod eines Demonstranten im
Gefängnis informiert hatte. Er hatte berichtet, dass der Körper des
Gefangenen Wahid Heydari, der Anfang des Jahres festgenommen worden
war, Spuren von Folter aufweist.

Das Urteil gegen mindestens zwei Personen sei lediglich mit den
Berichten über die Demonstrationen begründet, die die Betreffenden in
den sozialen Netzwerken veröffentlicht hatten. Den Inhaftierten wurde
nicht gestattet, sich durch Anwälte verteidigen zu lassen, heißt es
weiter in dem Bericht. Sie seien unter Druck gesetzt worden, um
Geständnisse abzulegen. Auch bei den Gerichtsverhandlungen seien
keine Anwälte zugelassen worden.

Auch die UN-Menschenrechtsorganisation beklagte am 16. November in
einer Resolution, dass die Lage der Menschenrechte in Iran
"schlimmer" geworden sei. Die Resolution stützt sich auf einen
Bericht der Iran-Sonderbeauftragten der UNO, in dem es heißt, der
Druck auf Kritiker, Journalisten und Nutzer sozialer Netzwerke in
Iran sei seit einem Jahr größer geworden. Der Resolution stimmten 85
Staaten zu. Sie soll im Dezember der UN-Vollversammlung zur
Abstimmung vorgelegt werden.

Die Unterzeichner der Resolution zeigen sich auch besorgt über
Hinrichtungen von Minderjährigen, über Folter in Gefängnissen, über
willkürliche Verhaftungen von Menschenrechtsaktivisten und über
Einschränkungen der freien Meinungsäußerung. Damit missachte Iran
internationale Vereinbarungen, heißt es. Auch die Missachtung der
Rechte von Frauen und Minderheiten wird kritisiert.


STEMPELFREIE EINREISE FÜR TOURISTEN

Teheran will in Zukunft verhindern, dass Touristen, die nach Iran
reisen, beim Besuch der USA oder Israel Probleme bekommen. Daher hat
die Tourismus-Behörde in Teheran beschlossen, Touristen stempelfrei
einreisen zu lassen. "Nach Absprache mit dem Außenministerium können
ab heute ausländische Touristen und Geschäftsleute mit einem
elektronischen Visum unbesorgt nach Iran reisen", twitterte
Vizepräsident und Tourismus-Chef Ali Asghar Munessan am 23. November.

Mit diesem Beschluss hofft die Tourismus-Behörde, Touristen, die aus
Furcht nach einem Iran-Besuch bei der Einreise in die USA oder Israel
Probleme zu bekommen, auf Iran-Reisen verzichteten, doch noch ins
Land zu locken. Ohnehin will Teheran weit mehr als bisher um
Touristen werben, um dem durch US-Sanktionen entstandenen
Devisenmangel entgegenzuwirken.


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.
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MELDUNG/093: Deutsche Wirtschaft spendet über eine Milliarde Euro mehr als bisher angenommen (idw)


Stifterverband - 03.12.2018

Deutsche Wirtschaft spendet über eine Milliarde Euro mehr als bisher
angenommen



Die deutsche Wirtschaft spendet jährlich mindestens 9,5 Milliarden
Euro. Das ist das Ergebnis einer neuen Studie, die Stifterverband und
Bertelsmann Stiftung heute anlässlich des Internationalen Tags des
Ehrenamts am 5. Dezember veröffentlichen. Damit liegen erstmals seit 2012
aktuelle Zahlen zum gesellschaftlichen Engagement der deutschen Wirtschaft
vor. Klar wird: Unternehmen engagieren sich deutlich stärker als bisher
angenommen für das Gemeinwohl.

Berlin/Gütersloh, 3. Dezember 2018. Unternehmen engagieren sich stärker
für die Gesellschaft als bisher gedacht. Das zeigen die neuen Zahlen aus
der Studie "Corporate Citizenship Survey 2018" (CC-Survey 2018) von
Stifterverband und Bertelsmann Stiftung: Vier von fünf Unternehmen spenden
Geld, fast jedes zweite (45 Prozent) tut dies sogar regelmäßig. Insgesamt
gibt die deutsche Wirtschaft 9,5 Milliarden Euro im Jahr für das
Gemeinwohl aus. Das ist über eine Milliarde Euro mehr als bisher
angenommen und übersteigt sogar die Gesamtsumme der privaten Spenden in
Deutschland. Die letzten bekannten Zahlen zum Unternehmensengagement
stammen aus dem ersten Engagementbericht der Bundesregierung von 2012.
"Unsere Studie zeigt, das Engagement für das Gemeinwohl ist
selbstverständlicher Teil unternehmerischen Handelns. Das Bild des
verantwortungsvollen und menschlichen Unternehmers ist aktueller denn je",
folgert Liz Mohn, stellvertretende Vorstandsvorsitzende der Bertelsmann
Stiftung.

Mehr als jedes vierte Unternehmen spendet regelmäßig Zeit und
Material

Spenden beschränkt sich nicht nur auf Geld. Neben der Summe der
Geldspenden beziffert der CC-Survey 2018 die von der deutschen Wirtschaft
aufgebrachten Sach- und Zeitspenden: Mehr als jedes vierte Unternehmen (26
Prozent) stellt regelmäßig Mitarbeiter für soziale Zwecke frei. Das können
zum Beispiel Notsituationen wie das Elbehochwasser oder Aktivitäten wie
die Organisation eines Stadtfestes oder die kostenlose Unterstützung eines
IT-Projekts einer gemeinnützigen Organisation sein. Über ein Drittel der
Firmen (34 Prozent) überlässt regelmäßig Sachen wie Lebensmittel oder
Möbel für gemeinnützige Zwecke. "Engagierte Unternehmen sind Teil einer
starken Zivilgesellschaft", sagt Andreas Schlüter, Generalsekretär des
Stifterverbandes. "Spenden sind ganz und gar nicht altmodisch, sondern
vielmehr soziale Investitionen mit ausgezeichneter Rendite. Viele
Unternehmen wissen das." Dabei sind es keinesfalls nur die großen
Unternehmen, die sich finanziell mit hohen Summen engagieren. Insgesamt
rund die Hälfte (vier bis sechs Milliarden Euro) wird von Firmen
aufgebracht, die weniger als zehn Mitarbeiter beschäftigen.

Je größer das Unternehmen, desto regelmäßiger die Spende

Der CC-Survey 2018 von Bertelsmann Stiftung und Stifterverband zeigt: Je
mehr Mitarbeiter das Unternehmen hat, desto regelmäßiger spendet es Geld,
Zeit oder Sachen. Am häufigsten spenden Finanz- und Versicherungsfirmen
Geld. Bei den Zeitspenden belegt die Gesundheits- und Sozialbranche den
ersten Platz und bei den Sachspenden liegt der Bergbau- und Metallsektor
vorn. Über alle Größenklassen, Branchen und Regionen hinweg ist die
Geldspende die am weitesten verbreitete Form von Unternehmensengagement.

Unternehmensengagement bisher nur selten zielgerichtet

Die Daten des CC-Survey 2018 belegen, dass es meist einzelne Personen
sind, die das gesellschaftliche Engagement eines Unternehmens prägen. Dies
gilt besonders für kleinere Unternehmen. Nur in wenigen Firmen, vor allem
in Großunternehmen, ist das Engagement strategisch verankert. In der
Breite der deutschen Wirtschaft gibt es nur selten eine unternehmerische
Zielsetzung oder eine Evaluation des gesellschaftlichen Engagements.
"Unsere Analysen zeigen: Soziale Investitionen lohnen sich - für die
Gesellschaft und für die Unternehmen selbst", so Anael Labigne, Leiter
Unternehmensengagement bei Zivilgesellschaft in Zahlen (ZiviZ) im
Stifterverband, der die Studie verantwortet. "Damit sich der Einsatz
langfristig auszahlt, sollten Unternehmen den gesellschaftlichen Bedarf
kennen: Was erwarten Kunden, Mitarbeitende und Bürger von unserem
Unternehmen? Was wollen und was können wir mit unserem Engagement
erreichen, und wofür stehen wir als Unternehmen? Nur so kann das
Unternehmen einen sinnvollen Beitrag leisten."

CC-Survey 2018 "Die sozialen Investitionen der deutschen Wirtschaft" und
Grafiken zum Download unter

http://www.stifterverband.de/cc


Zusatzinformationen

Der "Corporate Citizenship Survey 2018" ist die größte bundesweit
repräsentative Befragung zum gesellschaftlichen Engagement von in
Deutschland ansässigen Unternehmen. Die Studie ist ein gemeinsames Projekt
des Stifterverbandes und der Bertelsmann Stiftung. Zwischen September 2017
und Januar 2018 wurden rund 120.000 Unternehmen angeschrieben. 7.368
Fragebögen konnten ausgewertet werden. Die auf diese Weise entstandenen
Daten machen Aussagen über das Unternehmensengagement aufgeschlüsselt nach
Bundesländern, Unternehmensgrößen, Branchen, Engagementbereichen und
-themen möglich.

Bei dieser Veröffentlichung handelt es sich um die zweite Auswertung des
entstandenen Datensatzes: Im Mai 2018 wurden auf Basis der erhobenen Daten
bereits erste Ergebnisse zum gesellschaftlichen Engagement der deutschen
Wirtschaft veröffentlicht.

Weitere Auswertungen zu Themen wie Innovation, Integration und Region
werden folgen.

Für 2019 planen die Projektbeteiligten, den Datensatz des CC-Survey 2018
für wissenschaftliche Zwecke aufzubereiten und zu veröffentlichen.
Forscher können die Daten dann nutzen, um weitere Analysen vorzunehmen.

Mehr Informationen: www.cc-survey.de

Hashtag: #ccsurvey

Über den Stifterverband: Bildung. Wissenschaft. Innovation.

Im Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft haben sich rund 3.000
Unternehmen, Unternehmensverbände, Stiftungen und Privatpersonen
zusammengeschlossen, um Wissenschaft und Bildung gemeinsam voranzubringen.
Mit Förderprogrammen, Analysen und Handlungsempfehlungen sichert der
Stifterverband die Infrastruktur der Innovation. Der Stifterverband ist
darüber hinaus einer der wichtigsten Förderer des Stiftungswesens in
Deutschland. Er setzt sich für eine starke und lebendige Zivilgesellschaft
ein und ermutigt und unterstützt Menschen, die sich für das Gemeinwohl
engagieren wollen.

Weitere Informationen:

www.stifterverband.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stifterverband, 03.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GUTE-NACHT/3654: Im Advent - Zwischen Heu und Stroh (SB)






[image: ]

Als das Stoffschaf Molly erwacht, weiß es nicht, wo es sich befindet.
Eben noch als Kopfkissen benutzt, ist jetzt keiner mehr da, der sich
seiner bemächtigt. Molly mußte tief und fest geschlafen haben, daß es
nicht bemerkt hat, wie der Mann, der sie gestern mitgehen ließ,
verschwunden ist.

"Aber wieso liege ich eingepfercht zwischen Heu und Stroh?", fragt sich Molly,
"hat der Fremde mich hier in dieses Versteck gelegt?" Molly
blickt sich um. Hinter sich eine Bretterwand und vor sich ein fetter
Ballen Heu, rechts und links auch kein Entkommen. Molly blickt nach
oben. Dort ist ein Dach. Das soll dem aufgestapelten Heu und Stroh
sicher Schutz vor Regen und Schnee bieten. Molly erinnert sich an den
gleich in der Nähe stehenden Hasenstall. "Sicher ist das Futter für
die Kaninchen."

Molly weiß nicht recht, was sie nun machen kann. Also wartet sie erst
einmal ab. Ob der Mann in der nächsten Nacht wiederkommen wird, um
noch einmal hier zu nächtigen? Traurig denkt Molly auch an Olga. Doch
das scheint ihr schon so lange her, daß sie gar nicht weiß, ob sie
von Olga vielleicht nur geträumt hat.

"Wird der Mann wiederkommen und mich dann morgen mit sich nehmen?",
grübelt Molly, "oder
soll ich die nächste Zeit hier versauern? Verhungern werde ich ja nicht.
Futter, bestehend aus Heu und Stroh, liegt reichlich vor meiner Nase."
Bei diesen Gedanken lacht Molly in sich hinein. Auch wenn Molly nur ein
Stoffschaf ist und nicht wirklich Futter braucht, ist es doch beruhigend,
zu wissen, versorgt zu sein. Da es für Molly nichts weiter zu tun
und auch nichts zu erspähen gibt, rollt sie sich auf dem Stroh zusammen
und schlummert ein.

Gute Nacht!

zum 5. Dezember 2018
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GLEICHHEIT/6775: G20-Gipfel - Scharfe Wirtschaftskonflikte und übertünchte Streitfragen


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

G20-Gipfel: Scharfe Wirtschaftskonflikte und übertünchte
Streitfragen

Von Nick Beams

4. Dezember 2018



Als sich die Staatschefs der G20-Staaten am Wochenende zum Gipfeltreffen in
Buenos Aires versammelten, konnten sie sich nur auf eine gemeinsame
Abschlusserklärung einigen, weil die US-Delegation unter Präsident Donald
Trump starken Druck ausübte und mit der Sprengung des Treffens drohte.

Zuvor hatten sich Trump und der chinesische Präsident Xi Jinping auf eine
kurzfristige Waffenruhe in dem eskalierenden Handelskrieg zwischen den
beiden größten Wirtschaftsmächten der Welt geeinigt.

Allerdings ist es für die aktuellen Beziehungen zwischen den Großmächten
bezeichnend, dass der Gipfel schon als begrenzter Erfolg gilt, weil man
sich auf eine Wortwahl einigen konnte, mit der ein offener Konflikt, wie
zuletzt beim G7-Gipfel im Juni, vermieden wurde. Letzten Monat endete der
APEC-Gipfel ohne ein Abkommen und ohne Abschlusserklärung.

Laut dem Wall Street Journal rechneten die europäischen
Unterhändler mit einem Scheitern der Gespräche. Ihre Informationen
besagten, dass der amerikanische nationale Sicherheitsberater John Bolton,
eine wichtige Figur der Trump-Regierung, "einen Rückzug aus der
Abschlusserklärung des G20-Gipfels" erwäge.

Die wichtigsten Streitfragen wurden jedenfalls nicht gelöst, nur
übertüncht.

Bei der Ausarbeitung der Erklärung wurde hauptsächlich darauf geachtet,
jeden Hinweis auf die "Ablehnung von Protektionismus" zu vermeiden. Diese
Formel war - wenn auch immer weniger beachtet - fester Bestandteil der
Abschlusserklärungen von G20-Gipfeln gewesen, seitdem die Organisation nach
der globalen Finanzkrise von 2008 zum wichtigsten weltwirtschaftlichen
Forum geworden war.

Die Unterzeichner der Erklärung gelobten, an der "Verbesserung einer
regelbasierten Ordnung zu arbeiten, die in der Lage ist, effektiv auf eine
Welt in rascher Veränderung zu reagieren". Die USA hatten zuvor alle
Hinweise auf "Multilateralismus" streichen lassen.

Die Erklärung "anerkannte" zwar den Beitrag des "multilateralen
Handelssystems" zum globalen Wachstum, fügte aber hinzu: "Das System wird
momentan seinen Zielen nicht gerecht, und es sind Verbesserungen möglich.
Deshalb unterstützen wir die notwendige Reform der WTO
[Welthandelsorganisation], um ihre Funktionsweise zu verbessern."

Die Fortschritte bei der Reform werden nächsten Juni beim G20-Gipfel im
japanischen Osaka überprüft werden.

Die USA bestanden auf der Forderung nach einer "Reform" der WTO. Sie
behaupten, das globale Handelssystem behandle die USA unfair und bevorzuge
China. Washington will die Regeln ändern, um gegen den angeblichen
Diebstahl von geistigem Eigentum oder erzwungenen Technologietransfer
vorzugehen und die "marktverzerrenden" staatlichen Subventionen für die
chinesische Industrie zu bekämpfen.

Weitere wichtige Konfliktpunkte waren der Klimawandel und die Flüchtlinge.
Zwar bezeichnet die Erklärung das Pariser Klimaschutzabkommen als
"unumkehrbar", aber in einem anderen Paragraphen heißt es: "Die USA
bekräftigen ihre Entscheidung, sich daraus zurückzuziehen."

In der Flüchtlingsfrage wurden auf Druck der USA Äußerungen aus der
Erklärung gestrichen, laut denen multilaterale Organisationen eine Rolle
bei der Bewältigung des Problems spielen könnten und die reicheren Länder
für die Linderung der Probleme verantwortlich seien.

In dem Deal, den Trump und Xi zum Ende des Gipfels aushandelten, stimmen
die USA zu, die geplante Erhöhung der Zölle auf chinesische Waren im Wert
von 200 Milliarden Dollar von 10 auf 25 Prozent erst später vorzunehmen.
Ursprünglich sollte sie ab Januar in Kraft treten, nun wird sie aber
weitere drei Monate aufgeschoben.

China hat sich in dem Abkommen dazu bereit erklärt, "beträchtliche" Mengen
von landwirtschaftlichen und Industrieprodukten sowie Energie aus den USA
zu kaufen, um das Handelsdefizit zwischen den beiden Ländern zu verringern.
Der grundsätzliche Konflikt wird damit jedoch nicht beigelegt. China hatte
sich bereits im Mai in Gesprächen zwischen US-Finanzminister Steven Mnuchin
und dem chinesischen Vizepremier und Chefunterhändler Liu He zu solchen
Käufen bereit erklärt. Allerdings wies Trump das Abkommen nur wenige Tage
später als unzureichend zurück.

Das zentrale Thema bleibt der Widerstand der USA gegen Chinas Bestrebungen,
im Rahmen des Wirtschaftsplans "Made in China 2025" seine technologische
und industrielle Basis auszubauen. Auch lehnen die USA die geplanten
Investitionen unter der "Belt and Road"-Initiative ab. Washington
betrachtet diese Vorhaben als Gefahr für seine wirtschaftliche und
militärische Überlegenheit.

Zehn Tage vor dem Treffen zwischen Trump und Xi bereitete das Büro des 
US-Handelsbeauftragten Robert Lightizer einen 53-seitigen Bericht vor, in dem
die Position der USA erneut dargelegt wurde. Der Bericht warf China vor, es
organisiere weiterhin mit staatlicher Unterstützung den Diebstahl von
geistigem Eigentum und Technologie. Er spielte Chinas Versuche herunter,
Einschränkungen für Auslandsinvestitionen zu lockern, und äußerte Bedenken
an der Politik "Made in China 2025".

Diese Fragen werden in den nächsten drei Monaten Thema von Gesprächen sein.
Die USA drohen jedoch mit der Einführung der höheren Zölle, falls sie mit
dem Ergebnis nicht zufrieden sind.

Die Entscheidung der USA, die Zölle erst später zu erhöhen, bedeutet nicht
das Ende des Konflikts. Es ist nur ein taktisches Manöver, um "strukturelle
Veränderungen" in der chinesischen Wirtschaft zu erzwingen.

Offenbar bestand ein Hauptanliegen darin, Zeit zu gewinnen, damit die
Europäische Union, Japan und weitere Länder sich den USA in ihrer Kampagne
gegen die industrielle Entwicklung Chinas anschließen können. In diese
Richtung deuten die handelspolitischen Manöver der Trump-Regierung in den
letzten Monaten.

Das amerikanisch-mexikanisch-kanadische Abkommen (USMCSA), Nachfolger des
Nordamerikanischen Freihandelsabkommen, das auf dem G20-Gipfel
unterzeichnet wurde, zielt zumindest teilweise darauf ab, Nordamerika in
seiner Haltung gegen China zusammenzuschließen. Bezeichnenderweise enthält
das USMCA eine Klausel, laut der Parteien keine Freihandelsabkommen mit
China eingehen sollten - eine beispiellose Einmischung "Dritter" in
Handelsabkommen.

Die USA haben außerdem Abkommen zu bilateralen Diskussionen mit der
Europäischen Union und Japan abgeschlossen. Beide hatten solche
Verhandlungen abgelehnt, dann aber zugestimmt angesichts der Drohung, die
USA würden im Falle eines Scheiterns aus "Gründen der nationalen
Sicherheit" Zölle auf Autos von bis zu 25 Prozent verhängen. Im Vorfeld des
G20-Gipfels gab es Befürchtungen bei EU-Unterhändlern, Trump würde die
Einführung von Autozöllen erneut vorantreiben.

Als die Trump-Regierung ihren Handelskrieg gegen China begann, wurde sie
nicht wegen der anti-chinesischen Maßnahmen selbst kritisiert, sondern weil
ihr Vorgehen potenzielle Verbündete vergraulen würde, die ebenfalls
schlecht auf Peking zu sprechen sind. Der vorübergehende Rückzieher von den
Zöllen ist Teil des Versuchs, mehr Unterstützung zu bekommen. Dies äußert
sich auch in der Forderung nach Diskussionen über eine "Reform" der WTO in
der Abschlusserklärung. Damit werden die USA versuchen, die Unterstützung
der anderen Großmächte für ihren Angriff auf China zu gewinnen.

Auf europäischer Seite hat man sich offenbar dazu entschieden, den
Forderungen der USA auf dem G20-Gipfel nachzukommen, da eine offene
Spaltung die USA zur Einführung der angedrohten Autozölle provozieren
könnte.

Der französische Präsident Emmanuel Macron fasste die Haltung der
europäischen Mächte zusammen und erklärte, Trump habe "keine abweichende
Meinung" geäußert. "Sein Team hat verhandelt, er war anwesend, und wir
werden weitermachen." Mit anderen Worten, sie haben den Bären nicht
gereizt, und der Bär hat sie nicht angeknurrt.

Ein weiterer Faktor bei der Entscheidung Chinas waren Bedenken wegen der
Folgen höherer Zölle für die globalen Finanzmärkte. Trump hatte erstmals
beim G20-Treffen Anfang November die Möglichkeit von Gesprächen mit Xi in
Aussicht gestellt, nachdem es im Oktober zu beträchtlichen Verkäufen an den
Aktienmärkten gekommen war. Seither reagierten die Aktienkurse, vor allem
die von Hightech-Firmen, wegen der Auswirkungen auf die Umsätze und die
weltweiten Lieferketten sehr anfällig auf die Aussicht weiterer
Zollmaßnahmen.

Nach dem Treffen zwischen Trump und Xi stellten beide das Ergebnis auf ihre
Weise als positiv dar.

Ein hoher Regierungsvertreter soll zum Ende des Gipfels in einer geheimen
Besprechung gesagt haben: "Heute ist ein großer Tag für die Vereinigten
Staaten. Es war in jeder Beziehung ein grandioser Erfolg."

In China erschien zu dem Abkommen ein Leitartikel in der staatseigenen
Global Times, die für ihre schärferen Kommentare über die Politik
der USA bekannt ist. Darin wurde dem Statement eine "außerordentliche
Tragweite" zugeschrieben. Die offizielle Nachrichtenagentur Xinhua
erklärte, die Zollerleichterung habe gezeigt, dass beide Seiten
zusammenarbeiten könnten. Doch laut dem Wall Street Journal
berichteten die chinesischen Medien nicht darüber, dass die USA für
Verhandlungen über weitreichende strukturelle Veränderungen der
chinesischen Wirtschaft eine Frist von 90 Tagen gesetzt haben.

Die USA betrachten diese Änderungen, die China zu einer Art Halbkolonie
degradieren sollen, als wichtig für die Wahrung ihrer globalen
wirtschaftlichen Vormachtstellung. Peking jedoch betrachtet jeden
Rückzieher als extrem gefährliche Schwächung des gesamten Regimes. Der
Handels- und Wirtschaftskonflikt zwischen den beiden größten
Wirtschaftsmächten der Welt wurde nicht gelöst, sondern tritt in ein
potenziell noch brisanteres Stadium ein.

 * 
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IMI/909: Deutschlands Aufrüstung - An allen Fronten - Auf allen Ebenen!


IMI-Mitteilung vom 4. Dezember 2018

Deutschlands Aufrüstung: An allen Fronten - Auf allen Ebenen!

Pressemitteilung zum 22. Kongress der IMI von 7.-9. Dezember 2018



Unter dem Titel "Deutschlands Aufrüstung: An allen Fronten - Auf allen
Ebenen!" wird am kommenden Wochenende der 22. Kongress der
Informationsstelle Militarisierung e.V. (IMI) im Schlatterhaus in Tübingen
stattfinden.

Dabei soll es neben dem bereits jetzt drastisch gestiegenen
Rüstungshaushalt Deutschlands auch um konkrete Rüstungsprojekte und den
Umbau der EU zur Militärunion unter deutsch-französischer Führung gehen.
Neben der "Trendwende Personal" - also der Aufstockung des
Personalbestandes der Bundeswehr - soll dabei auch auf eine "Trendwende
Fläche" hingewiesen werden: Nachdem in den letzten Jahrzehnten viele
Bundeswehrstandorte aufgelöst bzw. zusammengelegt wurden, werden nun wieder
zunehmend militärische Liegenschaften reaktiviert und bislang zivile
Flächen militärisch beansprucht - etwa in Haiterbach bei Nagold, wo ein
neues Übungsgelände des Kommandos Spezialkräfte entstehen soll. Gegenstand
eines Vortrages werden außerdem die Bemühungen sein, die zivile deutsche
und europäische Infrastruktur auf Truppentransporte und große Mobilmachung
in Richtung der Grenze mit Russland auszurichten.

"Neben dem militärischen Bereich im engeren Sinne ist der Trend zur
Aufrüstung jedoch auch beispielsweise bei der Polizei und in der
Forschungspolitik zu beobachten", so Jürgen Wagner, geschäftsführender
Vorstand der IMI. In beiden Fällen profitiere wiederum die
Rüstungsindustrie. "In diesem Zusammenhang werden wir auch die im
Koalitionsvertrag vorgesehenen 'Forschungscampi' im Allgemeinen und das
'Cyber Valley' in Tübingen im Besonderen beleuchten", so Wagner weiter.

Die Informationsstelle Militarisierung rechnet wie in den vergangenen
Jahren mit gut 100 Besucher*innen aus dem ganzen Bundesgebiet. Bevor der
eigentliche Kongress am Samstag um 12:00 Uhr im Schlatterhaus
(Österbergstr. 2) beginnt, wird es auch in diesem Jahr eine
Auftaktveranstaltung im lockeren Rahmen am Freitag ab 19:00 Uhr in der
Hausbar des Wohnprojekts Schellingstraße (Hausnummer 6) geben. Hier werden
u.a. Beispiele für gelungene Konversion, d.h. die Überführung militärischer
Liegenschaften in eine zivile Nutzung, vorgestellt.


Das Programm des IMI-Kongresses 2018 findet sich unter:

http://www.imi-online.de/2018/09/07/imi-kongress-2018-deutschland-ruestet-auf/

 * 

Quelle:
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JAZZ/2180: Braunschweig - Britta Rex Quartett gastiert im Roten Saal, 7.12.2018


Stadt Braunschweig

Britta Rex Quartett gastiert im Roten Saal



Braunschweig. Die Sängerin und Komponistin Britta Rex gastiert am
Freitag, 7. Dezember, um 20 Uhr mit ihrem Jazzquartett im Roten Saal
im Schloss, Schlossplatz 1. Im ersten Teil spielt die expressive
Künstlerin modernen Vocal-Jazz. Mit ihrer natürlichen und
mitreißenden Art nimmt sie das Publikum mit auf eine musikalische
Reise. Im zweiten Teil sind die Gesangskolleginnen Lindsay Lewis und
Mel Germain als Gäste mit dabei. Freie Vokalexperimente, sphärische A-
cappella Klangwelten und Loopsongs mit arrangierten Bandstücken
wechseln sich ab. Karten sind an allen Vorverkaufsstellen und an der
Abendkasse erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.11.18
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AUSLAND/8905: Aus aller Welt - 04.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Außenministerium in Teheran weist Vorwürfe von Pompeo zurück

Der Iran weist die Kritik von US-Außenminister Mike Pompeo an
iranischen Raketentests zurück. Außenamtssprecher Bahram Ghassemi
nannte die Vorwürfe des ehemaligen CIA-Direktors absurd. Es gebe
keine einzige UN-Resolution, die konventionelle Raketentests des
Irans verbiete, sagte Ghassemi auf einen Tweet Pompeos. Darin hatte
der US-Außenminister die Erprobung einer iranischen
Mittelstreckenrakete angeprangert, die in der Lage sei, verschiedene
Sprengköpfe zu tragen. Damit verstoße Teheran gegen die Resolution
2231 des UN-Sicherheitsrates, schrieb Pompeo.

4. Dezember 2018
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JUSTIZ/8905: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Neuer Chef der Cosa Nostra in Sizilien festgenommen

Im Rahmen einer Großrazzia in Sizilien hat die Polizei zahlreiche
mutmaßliche Mitglieder der Cosa Nostra festgenommen, darunter auch
das neue Oberhaupt der kriminellen Organisation, Settimino Mineo.
Nach Angaben der Ermittler in Palermo wurden weitere 45 Verdächtige
festgenommen, die der obersten Spitze der Cosa Nostra angehören
sollen. Ihnen werden Erpressung, illegaler Waffenbesitz,
Brandstiftung, Mitgliedschaft in einer kriminellen Vereinigung sowie
weitere Verbrechen vorgeworfen. Mineo hatte im Mai den Platz des im
vergangenen Jahr im Hochsicherheitsgefängnis in Parma gestorbenen
Toto Riina an der Spitze der sizilianischen Mafia eingenommen.

4. Dezember 2018
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AUSLAND/8001: Aus aller Welt - 04.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Frankreichs Regierung verschiebt Ökosteuer auf Benzin und Diesel

Die französische Regierung setzt die für Januar geplante Ökosteuer
auf Benzin und Diesel für sechs Monate aus. Premier Philippe sagte
dazu am Dienstag in einer Fernsehansprache, keine Steuer rechtfertige
eine Gefährdung der nationalen Einheit. Er reagiert mit dem Entschluß
auf die wochenlangen Krawalle und Massenproteste der sogenannten
Gelbwesten. Er habe deren Wut gehört, sagte Philippe. Es sei die Wut
des hart arbeitenden Frankreichs. Laut Philippe sollen auch die
Gebühren für Strom und Gas während des Winters nicht angehoben
werden.

4. Dezember 2018
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GESUNDHEIT/7960: Medizin und Gesundheitswesen - 04.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Impfmüdigkeit sorgt für mehr Masernfälle weltweit

Nicht nur in Deutschland besteht gerade gegen Masern eine große
Impfmüdigkeit. Die Folgen sind fatal. Denn der Rückgang der Impfungen
hat letztes Jahr zu einem deutlichen Anstieg der Masernerkrankungen
geführt. Wie die Zahlen der Weltgesundheitsorganisation WHO laut
Deutschem Ärzteblatt ergaben, stieg insbesondere in Afrika, Venezuela
und Teilen von Europa die Zahl der Erkrankungen an. Dabei hatte die
Weltgesundheitsversammlung (WHA), das höchste Entscheidungsgremium
der WHO, 2010 drei Ziele für die Reduktion der Masern festgelegt. So
sollten bis 2015 in allen Ländern mehr als 90 Prozent aller Kinder
die erste Masernimpfung erhalten, damit die Erkrankungshäufigkeit auf
unter 5 Fälle pro 1 Million Einwohner fällt und die Sterblichkeit um
95 Prozent gesenkt wird. Im "Global Vaccine Action Plan" von 2012
wurde zudem festgelegt, daß die Masern bis 2015 in vier und bis 2020
in fünf der sechs WHO-Regionen eliminiert werden sollen. Doch keines
dieser Ziele wurde erreicht.
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JUSTIZ/7989: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Einseitiger Rücktritt Londons vom Brexit wäre rechtlich zulässig

Der Rechtsgutachter am Europäischen Gerichtshof, Generalanwalt Manuel
Campos Sánchez-Bordona, vertritt die Auffassung, daß Großbritannien
vom Austritt aus der Europäischen Union einseitig zurücktreten kann,
solange das Austrittsabkommen nicht abgeschlossen ist. Voraussetzung
wäre, daß der Rücktritt vom Brexit im Einklang mit der Verfassung
Großbritanniens erfolgt und dem Europäischen Rat förmlich mitgeteilt
wird. Sánchez-Bordona berief sich bei seiner rechtlichen Bewertung
unter anderem auf das Wiener Vertragsrechtabkommen und die
EU-Verträge, wonach ein EU-Mitglied seine Absicht zum Austritt
mitteilen darf. Diese Absicht, so der Generalanwalt, kann sich
ändern.

Die EU-Kommission und der Rat der Mitgliedsländer sind der Auffassung
gewesen, daß das Austrittsverfahren Großbritanniens nur durch
einstimmigen Beschluß des Rats aufgehalten werden könnte.

Das oberste schottische Zivilgericht hatte den Gerichtshof in
Luxemburg um eine entsprechende Bewertung gebeten. Das Gutachten ist
rechtlich nicht bindend. Doch gewöhnlich folgen die Richter am EuGH
den Bewertungen der Gutachter.

In London haben am Dienstag die fünftägigen parlamentarischen
Beratungen zum vorliegenden Brexit-Abkommen begonnen. Die Abstimmung
darüber im Unterhaus soll am 11. Dezember stattfinden. Regulär soll
der Brexit am 29. März 2019 vollzogen werden.

4. Dezember 2018
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KULTUR/7912: Sprache, Kunst und Medium - 04.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Napoleon von "Gelbwesten" geköpft

Während der inzwischen seit einer Woche anhaltenden Proteste der
sogenannten Gelbwesten in Frankreich hatten sich am Wochenende einige
Aktivisten in Paris Zugang zu den Ausstellungsräumen im Triumphbogen
am Ende der Champs Elysees verschafft und dort erhebliche Schäden
angerichtet.

Wie die Pariser Denkmalbehörde meldete, wurden unter anderem die
Glasvitrinen zertrümmert und deren Inhalte geplündert. Einer marmornen
Napoleon-Büste hat einer der Eindringlinge der Kopf abgeschlagen.
Außerdem wurden die Mauern und Räume mit zahlreich
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HAMBURG/4579: Immobilienverkauf an die Sprinkenhof - Gefahr für Mieter_innen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 4. Dezember 2018

Immobilienverkauf an die Sprinkenhof: Gefahr für Mieter_innen



Der Senat plant die Veräußerung von 62 überwiegend gewerblich
genutzten Immobilien an die im Besitz der Stadt befindliche
Sprinkenhof GmbH (vgl. Drs. 21/14986). Viele der betroffenen
Immobilien werden derzeit von sozialen und kulturellen Einrichtungen
genutzt. Nach Meinung von Norbert Hackbusch, kulturpolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft,
verheißt das für die Mieter_innen nichts Gutes: "Die Sprinkenhof hat
ausdrücklich den Auftrag, gewinnorientiert zu arbeiten. Die
Nutzer_innen werden kräftiges Know-how aufbauen müssen, um ihre
Ansprüche an die Gebäude auch gegenüber der Sprinkenhof durchzusetzen.
Dafür ist bisher nichts unternommen worden. Ein Ausgleich aus dem
Haushalt für die zu zahlende Miete wird zwar versprochen, wird aber in
den nächsten Jahren immer ein Konflikt sein."

Aus kulturpolitischer Sicht ist der Verkauf für Hackbusch ein fataler
Schritt: "Die Sprinkenhof hat in der Vergangenheit häufig genug
bewiesen, dass sie gegenüber kulturellen Ansprüchen immun ist - wie
zum Beispiel bei den Zinnwerken in Wilhelmsburg."

Nach Angaben des Senats ist vorgesehen, dass die Immobilien innerhalb
einer Frist von 15 Jahren nicht ohne Zustimmung des Senats an Dritte
veräußert werden können. Für Hackbusch ist das wenig beruhigend: "Die
Gefahr einer Privatisierung der Sprinkenhof und damit auch dieser
Gebäude durch einen neuen Senat ist brisant. Es gibt bisher keinen
Schutz dagegen, diese Entscheidung mit einer einfachen Mehrheit
durchzuführen. Wenn der Senat langfristig denken würde, müsste er hier
seinen neuen Grundsatz ausprobieren: mehr Erbbaurecht statt Verkauf.
Nur das Erbbaurecht bietet die Sicherheit, dass die Grundstücke
dauerhaft bei der Stadt bleiben und Spekulation nicht möglich ist."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 4. Dezember 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4578: Ein Haustier zu Weihnachten? Wenn schon, dann nicht über eBay-Kleinanzeigen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 4. Dezember 2018

Ein Haustier zu Weihnachten? Wenn schon, dann nicht über "eBay Kleinanzeigen"!



Die Tierschutzorganisation "Vier Pfoten" thematisiert in ihrer
Kurzstudie "Zu jung. Krank. Online verramscht" den kriminellen
Tierhandel auf der Online-Plattform "eBay Kleinanzeigen", einem der
größten Online-Marktplätze der Bundesrepublik. Ein ehemaliger
Welpenhändler schätzte "Vier Pfoten" gegenüber, dass 90 Prozent der
Tieranzeigen dort im Zusammenhang mit illegalem Welpenhandel stehen.
Damit einher geht erhebliches Tierleid, da viele dieser Tiere oft an
lebensbedrohlichen Krankheiten leiden und viel zu früh von ihrer
Mutter getrennt und verkauft werden.

"Der kriminelle Welpenhandel ist ein millionenschweres Geschäft",
erklärt Denise Schmidt, Kampagnenleiterin "Vier Pfoten" Deutschland.
"Online-Börsen wie eBay Kleinanzeigen müssen den Zugang für Kriminelle
zu ihren Plattformen durch eine zuverlässige Identitätsprüfung
verhindern und alles dafür tun, dass Betrüger strafrechtlich verfolgt
werden können."

Stephan Jersch, tierschutzpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE
in der Hamburgischen Bürgerschaft unterstützt die Forderungen von
"Vier Pfoten": "Gerade in der einsetzenden Vorweihnachtszeit liefert
die Kurzstudie der internationalen Tierschutzorganisation wichtige
Hinweise. Der Kauf von Hundewelpen oder anderen Tieren über eine
Online-Plattform sollte dringend vermieden werden. Wer sich nach
gründlicher Überlegung dafür entscheidet, ein Tier anzuschaffen,
sollte dies lieber über seriöse Züchter_innen tun. Außerdem suchen
jede Menge Tiere im Haus des Hamburger Tierschutzvereins ein neues
Zuhause. Sich für einen dieser Wege beim Tierkauf zu entscheiden
heißt, das über eBay Kleinanzeigen gehandelte Tierleid nicht zu
unterstützen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 4. Dezember 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4577: ESF-Kürzung - Bezirke müssen verstärkt um EU-Mittel kämpfen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 4. Dezember 2018

ESF-Kürzung: Bezirke müssen verstärkt um EU-Mittel kämpfen



Der Sozialausschuss des EU-Parlaments hat gestern Abend zugestimmt,
den Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+) zu kürzen - mit Auswirkungen
auch auf Hamburg. "Das ist in Anbetracht der Tatsache, dass 118
Millionen Menschen in der EU unter Armut leiden, vollkommen
verantwortungslos. Insbesondere, da im Gegenzug die Ausgaben für
Rüstung, militärische EU-Drohnen sowie für die Abschottungs-Agentur
Frontex massiv erhöht wird", erklärt Martin Dolzer, europapolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft.

Hamburg hatte in der letzten EU-Haushaltperiode Geld aus dem ESF unter
anderem für das Integrationskonzept Teilhabe, Interkulturelle Öffnung
und Zusammenhalt, für das Gesamtkonzept der Wohnungslosenhilfe, die
Umsetzung der Leitlinien des Justizvollzuges für die berufsbezogene
Förderung von Strafgefangenen, den Hamburger Beitrag zur Strategie für
die Entwicklung des Ostseeraums, die Strategie für Alphabetisierung
und Grundbildung Erwachsener sowie für die Globalrichtlinie
Sozialräumliche Angebote der Jugend- und Familienhilfe bekommen.

"Zumindest hat der EU-Sozialausschuss beschlossen, die nun wesentlich
geringeren Mittel des ESF+ sinnvoll aufzuteilen", so Dolzer. "Das
ändert allerdings nichts an der Tatsache, dass die Kürzung
insbesondere die finanzschwächeren Regionen und die Ärmsten besonders
hart treffen wird. In Hamburg werden die Projekte, Tätigkeitsbereiche
und Bezirke verstärkt um die geringeren Mittel kämpfen müssen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 4. Dezember 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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